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1. Einleitung  

1.1. Problemstellung  

Einiges hat sich verändert seit im letzten Herbst die Minarettverbotsinitiative Erfolg hatte. Die 
Debatte um Integration der zugewanderten Musliminnen und Muslime hat sich verschärft.

1
 

 

In der Schweiz gibt es immer mehr muslimische Immigranten. Nachdem Ende der 1960er 

Jahre eine erste Einwanderungswelle von Muslimen auf der Suche nach Arbeit in die 

Schweiz gekommen war, erhöhte sich die Zahl der Muslime von 16‘353 im Jahr 1970 auf 

310‘807 im Jahr 2000. Der grösste Teil von ihnen stammt aus dem ehemaligen 

Jugoslawien (Bosniaken2 sowie Albaner aus dem Kosovo und Mazedonien) und aus der 

Türkei.  

In weiten Kreisen der Schweizer Bevölkerung sorgt dieses Wachstum für Unbehagen und 

Misstrauen. Oft werden die Muslime als ein homogenes Konstrukt dargestellt: Es wird von 

den Muslimen und dem Islam gesprochen, ohne die zahlreichen Untergruppen, einzelnen 

Nationalitäten bzw. Ethnien und individuellen Religionsbindungen in Betracht zu ziehen. 

Der Ton in der Islamdebatte scheint immer schärfer zu werden, die Massnahmen im 

Umgang mit den Muslimen, die in der Schweiz leben, immer radikaler. So wurde am 29. 

November 2009 die Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“ – lanciert von der 

Schweizerischen Volkspartei (SVP) und der Eidgenössisch-Demokratischen Union (EDU) – 

angenommen und der Bau von Minaretten in der Schweiz fortan untersagt. Nachdem in 

mehreren europäischen Ländern ein Burka-Verbot diskutiert worden war und in Belgien 

und Frankreich ein solches beschlossen worden war, wurde die Debatte auch von den 

Schweizer Medien aufgegriffen. Am 4. Mai 2010 stimmte das Aargauer Kantonsparlament 

dem Vorstoss der Schweizer Demokraten für eine Standesinitiative gegen das Tragen der 

Burka zu. Ähnliche Vorstösse wurden auch im Parlament der Kantone Bern und Solothurn 

diskutiert. Weitere Kontroversen sind die Frage, ob ein muslimisches Mädchen vom 

Schwimm- und Turnunterricht dispensiert werden darf, die Forderungen nach 

muslimischen Friedhöfen oder zumindest nach islamkonformen Gräbern und die 

Ernennung und Ausbildung von Imamen.  

                                                             
1 Echo der Zeit, Schweizer Radio DRS, 28.10.2010. 
2
 Bosnische Muslime werden als Bosniaken bezeichnet. 
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Muslime und Islam sind auch zu einem medialen und politischen Brennpunkt geworden. 

Prominentes Beispiel dafür ist das Wochenmagazin Weltwoche vom 12. Mai 2010 mit der 

Schlagzeile „Muss der Islam verboten werden?“: 

 

Gestern das Minarettverbot. Heute das Burkaverbot. Und morgen? Der Medien- und Politik-
Tross stolpert von Islamdebatte zu Islamdebatte. Welches muslimische Symbol wird als 
Nächstes auf die Agenda geraten? Der Bart des Propheten? Die Wasserpfeife? Oder muss das 
Tragen der «Takke» untersagt werden, jener weissen Gebetsmütze, welche sich Vertreter des 
Islamischen Zentralrates (IZRS) besonders gerne öffentlich aufsetzen? 
*…+ Keine Trennung von Kirche und Staat, Aufruf zur Tötung von Ungläubigen, Mohammeds 
Massaker an den Juden, die rechtliche Ungleichstellung von Frauen – ist der Islam mit einem 
modernen Verfassungsstaat überhaupt vereinbar? Müsste nicht beispielsweise die 
Eidgenössische Kommission gegen Rassismus (EKR) überprüfen, ob der Koran gegen das 
Diskriminierungsverbot von Frauen verstösst und Andersgläubige der Verfolgung und 
systematischen Verleumdung aussetzt?  
Müsste nicht, wenn schon, ein Koranverbot diskutiert werden? Offenbar nicht. Die Politik 
beschäftigt sich lieber mit dem Phantom Burka-Frau. Da im grundsätzlichen Verhältnis zum 
Islam gewollte Unklarheit herrscht, eiert die Politik entsprechend herum. Unmittelbar nach 
dem Minarettverbot sprach Justizministerin Eveline Widmer-Schlumpf von der Möglichkeit, 
das Tragen der Burka zu untersagen. Anfang Mai relativierte die BDP-Bundesrätin ihre 
Position (die Schweiz habe kein «Burka-Problem»), um am vergangenen Wochenende nun 
doch ein generelles Vermummungsverbot zu fordern. 
*…+ Für Natalie Rickli von der Schweizerischen Volkspartei lenkt die Burka-Debatte «mir 
widerstreben staatliche Kleidervorschriften» nur vom eigentlichen Problem ab: dass sich 
radikalislamische Exponenten mit ihren unfreiheitlichen Parolen hinter freiheitlichen 
Gesetzen verstecken könnten. Zu einem ähnlichen Schluss kommt der Islam-Wissenschaftler 
Lukas Wick. Er bemängelt eine aufrichtige theologische Versöhnung mit dem 
Verfassungsstaat. Man beanspruche zwar die individualrechtlichen Werte für sich, sei aber 
nicht gewillt, «sich selbst zu ihnen zu bekennen und sie zu gewähren». Nimmt man den Islam 
und seine Theologen ernst, gibt es nur einen Befund: Der muslimische Glaube ist mit 
Rechtsstaat und Demokratie nicht vereinbar. Konsequenterweise müsste er verboten 
werden.

3
 

 

Die SVP bezieht in ihrem Parteiprogramm dem Islam gegenüber folgende Stellung:  

 

In der Schweiz leben schätzungsweise über 400’000 Angehörige des muslimischen Glaubens. 
Ihre Zahl vermehrt sich rasant durch Immigration, Familiennachzug, Zwangsheiraten und eine 
hohe Geburtenrate. Gewiss sympathisiert nur eine kleine Minderheit mit islamistischem 
Gedankengut. Doch die muslimischen Zuwanderer stammen oft aus Ländern, in denen keine 
demokratische Rechtsordnung herrscht. Sie bringen Vorstellungen über Recht und Ordnung 
mit, die mit unserem Rechtssystem und unseren demokratischen Spielregeln nicht vereinbar 
sind. 
*…+ Genau wie wir uns als Gäste in islamischen Staaten den dortigen Regeln anpassen, 
müssen wir hier konsequent auf die Einhaltung von Gegenrecht bestehen. 
Parallelgesellschaften mit eigenem Rechtssystem können nicht geduldet werden. Unsere 
freiheitliche Rechtsordnung darf sich unter keinen Umständen der Scharia beugen; unsere 
Gerichte dürfen einen islamischen «Kulturhintergrund» keinesfalls als Strafmilderung 
akzeptieren. Die Duldung und gar Beförderung von Praktiken wie Zwangsheirat, 
«Ehrenmorden», Blutrache, weiblicher Genitalbeschneidung, Eheschliessung mit 

                                                             
3
 Keller 2010: 30-34. 
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Minderjährigen oder Vielehen ist hierzulande absolut inakzeptabel. Die feige, 
eingeschüchterte Haltung gewisser Politiker, Journalisten und Kirchenvertreter ist bedenklich. 
Auch bei den Linken, den Feministinnen und sogar bei den Gleichstellungsbüros herrscht 
meist Schweigen. 
*…+ Das Ausländerrecht hat mit geeigneten Massnahmen dafür zu sorgen, dass sich das 
Islamismusproblem nicht weiter verschärft und unsere Integrationsfähigkeit übersteigt. Es ist 
klarzumachen, dass hier unsere Regeln gelten und sich jeder anpassen muss, der hier leben 
will. Die Gleichheit vor dem Gesetz steht über der Religionsfreiheit. Darum sind etwa 
Dispensation im Schwimmunterricht, Verzicht auf das Singen von Weihnachtsliedern im 
Kindergarten oder Sonderwünsche im Bestattungswesen nicht zulässig. Wer nicht 
vorbehaltlos zu unseren freiheitlich-demokratischen Grundrechten steht, darf nicht 
eingebürgert werden. Der Bau von Minaretten ist Ausdruck eines religiös-politischen 
Machtanspruchs und darum auch gemäss Volksentscheid abzulehnen.

4
 

 

Die Islamdebatte wird jedoch nicht nur national geführt, sondern ist von internationaler 

Reichweite. Vor allem seit den Terroranschlägen vom 11. September 2001 (9/11) in den 

USA sowie jenen in Madrid (11. März 2004) und London (7. Juli 2005) wird der Islam 

vermehrt als Bedrohung wahrgenommen. Aber auch andere weltpolitische Ereignisse – 

wie etwa die Geschehnisse in Palästina, Afghanistan oder im Irak – beeinflussen diesen 

Diskurs. In Deutschland wurde die Debatte im Herbst 2010 sehr ausgiebig geführt, 

nachdem Thilo Sarrazin – ehemaliger Senator von Berlin und bis dahin Vorstandsmitglied 

der Deutschen Bundesbank – mit seinem Beststeller Deutschland schafft sich ab5 für 

Aufruhr gesorgt hatte. Darin widmet er sich unter anderem den Migranten muslimischer 

Herkunft, geht auf deren Integrationsprobleme ein und warnt vor einer Islamisierung 

Europas.  

All diese genannten Punkte machen deutlich, dass sich das Zusammenleben von 

Schweizern und Muslimen bzw. muslimischen Migranten zunehmend schwieriger zu 

gestalten scheint oder zumindest, dass die zunehmende Präsenz des Islam in der Schweiz 

für erhitzte Gemüter sorgt. Im Zusammenhang mit den oben genannten Streitfragen 

kommt regelmässig das Thema Integration zur Sprache. Vor allem Politiker der 

rechtspopulistischen SVP sowie einzelne Medien werfen den Muslimen immer wieder 

verstärkte Desintegration und Integrationsunwilligkeit vor. Integration ist zum Leitbegriff 

politischer Diskurse geworden. Es stellt sich daher die Frage, wie stark Muslime in der 

Schweizer Gesellschaft tatsächlich integriert sind, wie Integration abläuft und wie sie von 

staatlicher Seite gefördert werden kann.  

                                                             
4
 http://www.svp.ch/display.cfm/id/101396, S. 121-123. 

5
 Sarrazin 2010. 
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1.2. Erkenntnisinteresse  

Ausgehend von dieser politischen Debatte, die rund um den Islam und die muslimischen 

Migranten geführt wird, soll die vorliegende Arbeit untersuchen, wie die drei grössten 

Städte der Deutschschweiz mit muslimischer Einwanderung umgehen und ob Muslime in 

deren Integrationspolitik speziell berücksichtigt werden. Wenn die in den Medien und in 

der Öffentlichkeit proklamierte Integrationsunwilligkeit der Muslime tatsächlich Realität 

sein sollte, dann könnte man davon ausgehen, dass die Integrationsstellen der 

untersuchten Städte Muslim-spezifische Massnahmen treffen.  

In einem ersten Schritt soll erfragt werden, ob die zuständigen Personen der jeweiligen 

Städte Muslim-spezifische Integrationsschwierigkeiten feststellen können und in welchen 

Bereichen sich diese zeigen. Danach soll aufgezeigt werden, wie die Integrationsstellen 

der Städte Zürich, Basel und Bern auf diese potenziellen Integrationsschwierigkeiten 

reagieren sowie die Massnahmen beleuchtet werden, welche sie gegebenenfalls treffen, 

um ihre muslimischen Einwohner erfolgreich in die Gesellschaft zu integrieren. Im 

Übrigen interessiert uns, wie die muslimischen Dachverbände als Vertreter der 

muslimischen Gemeinschaft zur Integrationspolitik der jeweiligen Stadt stehen. 

Die vorliegende Arbeit verfolgt konkret das Ziel, Antworten auf folgende Fragestellungen 

zu geben: 

 

ü Erkennen die Städte Zürich, Basel und Bern vermehrt Integrationsschwierigkeiten 

bei muslimischen Migranten? Wie äussern sich diese? 

ü Was unternehmen die Integrationsstellen dieser Städte, um die muslimischen 

Einwohner erfolgreich in die Gesellschaft zu integrieren? 

ü Verfolgen die genannten Städte eine Muslim-spezifische Integrationspolitik? 

ü Wie beurteilen die muslimischen Dachverbände die Integrationspolitik der 

jeweiligen Stadt? 
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1.3. Stand der Forschung  

Zum Thema Muslime in der Schweiz existiert bereits einiges an Fachliteratur. Ein grosser 

Teil dieser Literatur schneidet auch das Thema Integration an. Dabei handelt es sich 

grösstenteils um Untersuchungen von Samuel M. Behloul, Christoph Peter Baumann, 

Matteo Gianni, Patrick Hänni, Stéphane Lathion und Mallory Schneuwly Purdie. Die drei 

Letztgenannten gehören der Forschungsgruppe zum Islam in der Schweiz GRIS an. Sehr 

aufschlussreich ist die Publikation Muslime in der Schweiz6, die von der GRIS und der 

Eidgenössischen Kommission für Migrationsfragen EKM herausgegeben wurde. Im 

Vordergrund des Sammelbandes Muslime und schweizerische Rechtsordnung7 von René 

Pahud de Mortanges und Erwin Tanner steht zwar der Islam im Kontext der 

schweizerischen Rechtsordnung, einzelne Beiträge vermitteln aber dennoch sehr 

allgemein gehaltene Angaben über die Präsenz der Muslime in der Schweiz, wie etwa 

einen statistischen Überblick, der sich auf die Volkszählung aus dem Jahr 2000 bezieht. 

Ein weiteres zentrales Werk ist die während der Erarbeitung dieser Arbeit erschienene 

Publikation Muslime in der Schweiz8, herausgegeben von Brigit Allenbach und Martin 

Sökefeld. Sie thematisiert verschiedene Aspekte des muslimischen Lebens in der Schweiz. 

Für diese Arbeit von Bedeutung ist vor allem der Beitrag von Lilo Roost Vischer („Weder 

Assimilations- noch Differenzzwang: Islam und gesellschaftliche Integration – Reflexionen 

aus der Basler Praxis“9) zur Integration der Muslime in Basel. 

Kaum Forschungsergebnisse finden sich jedoch darüber, wie Integration in Schweizer 

Städten von den eigens dafür eingerichteten Stellen betrieben wird, geschweige denn 

darüber, wie diese versuchen, spezifisch Muslime zu integrieren. In diesem Kontext zu 

nennen sind nebst dem obengenannten Beitrag von Lilo Roost Vischer die Artikel von 

Rebekka Ehret über die Situation in Basel („Muslime im Integrationsleitbild der Stadt 

Basel“10) und von Hans Mahnig über die institutionelle Integration in fünf Schweizer 

Städten („L’intégration institutionelle des Musulmans en Suisse: L’exemple de Bâle-Ville, 

                                                             
6 Gianni 2010a. 
7
 Pahud de Mortanges/Tanner 2002. 

8
 Allenbach/Sökefeld 2010. 

9
 Roost Vischer 2010. 

10 Ehret 1999b. 
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Berne, Genève, Neuchâtel et Zurich“11), beide erschienen in der Zeitschrift TANGRAM der 

Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus.  

1.4. Begriffsklärungen  

Sprachliche Gleichbehandlung: Einfachheitshalber werde ich in meiner Arbeit 

vorwiegend das generische Maskulinum verwenden, das heisst maskuline 

Personenbezeichnungen für beide Geschlechter. Dies gilt vor allem für Begriffe, die sehr 

häufig benutzt werden (z.B. Migrant/-in oder Muslim/-in).  

 

Migrant: Aufgrund der etwas negativen Konnotation des Begriffs Ausländer ziehe ich in 

meiner Arbeit den Begriff Migrant – auch Immigrant – vor. Dennoch werde ich 

stellenweise den Begriff Ausländer verwenden, vor allem dann, wenn ich mich auf 

Aussagen von anderen beziehe, die diesen Begriff benutzen. Im Übrigen umfasst der 

Begriff Migrant jene Personen, welche den Akt der Migration tatsächlich vollzogen haben. 

Bei deren Kindern wird von Zweit- bzw. Drittgeneration – auch Secondos – gesprochen. In 

meiner Arbeit kann sich Migrant mitunter dennoch auf eigentliche Migranten und 

Nachkommen von Migranten (Zweit bzw. Drittgeneration) beziehen, da eine 

Unterscheidung nicht in jedem Fall möglich ist. 

  

                                                             
11 Mahnig 2000. 
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2. Methodik  

2.1. Allgemeines Vorgehen  

In einem ersten theoretischen Teil werde ich anhand der vorhandenen Fachliteratur in die 

Thematik einführen. Dabei werde ich einerseits versuchen darzustellen, was Integration 

heisst, den Begriff wissenschaftlich diskutieren sowie verschiedene Definitionen 

desselbigen einander gegenüberstellen (Kapitel 3). Andererseits werde ich mich mit der 

Situation der Muslime in der Schweiz und in den zu behandelnden Städten befassen 

sowie einige allgemeine Standpunkte zur Integration der Muslime in der Schweiz 

anführen (Kapitel 4). 

Im zweiten Teil (Kapitel 5) wird es darum gehen, die vorhandenen Informationen der 

Integrationsstellen bzw. der Stadtverwaltungen zu analysieren und deren 

Integrationspolitik zu erläutern. Auch sollen hier Textstellen herausgefiltert werden, in 

denen Muslime thematisiert werden. Diese Untersuchung werde ich anhand der 

Leitbilder der Integrationsstellen, ihrer Homepages, Jahresberichte, aktueller 

Integrationsberichte, sonstiger Stellungnahmen, Broschüren etc. vornehmen.  

Im dritten, empirischen Teil werde ich zuerst versuchen, anhand von Experteninterviews 

eine Muslim-spezifische Integrationspolitik zu ergründen (Kapitel 6). Von besonderem 

Interesse sind dabei folgende Aspekte: 

 

ü Probleme, mit denen die Integrationsstellen bzw. Stadtverwaltungen im 

Zusammenhang mit Muslimen konfrontiert sind 

ü Integrationsschwierigkeiten der Muslime 

ü Reaktionen auf Probleme und Integrationsschwierigkeiten 

ü Muslim-spezifische Integrationsmassnahmen 

ü Sinn einer Muslim-spezifischen Integrationspolitik 

 

Anschliessend sollen in diesem empirischen Teil auch die Sichtweisen der muslimischen 

Dachverbände mit einbezogen werden (Kapitel 7). Mittels einer schriftlichen Befragung 

soll ermittelt werden, wie die Vertreter der Dachverbände die Integrationspolitik und die 

Integrationsmassnahmen der jeweiligen Städte beurteilen und ob sie eine Muslim-
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spezifische Integrationspolitik für angemessen halten. Weiter soll die Befragung auch 

Antwort darauf geben, wie die Dachverbände zum Vorwurf stehen, dass Muslime 

vermehrt Integrationsschwierigkeiten hätten. 

2.2. Methodik des  empirischen Teils  

2.2.1. Datenerhebung  

Wenn über das zu untersuchende Feld noch wenig bekannt ist, bieten sich qualitative 

Methoden an, die so der Entwicklung von Theorien dienen. Deswegen habe ich mich für 

den empirischen Teil meiner Arbeit als Datenerhebungsmethode für qualitative 

Befragungen in Form von Experteninterviews entschieden, die anhand eines Leitfadens 

durchgeführt wurden. Der subjektiven Sichtweise des Befragten wird somit mehr Platz 

eingeräumt.  

In einem Experteninterview ist der Befragte weniger als Person, sondern in seiner 

Funktion als Experte für bestimmte Handlungsfelder interessant. Der Befragte wird nicht 

als Einzelfall, sondern als Repräsentant einer Organisation oder Institution in die 

Untersuchung einbezogen.12 Ob jemand als Experte gilt, ist abhängig vom jeweiligen 

Forschungsinteresse, der Expertenstatus wird in gewisser Weise vom Forscher verliehen: 

„Als Experte wird angesprochen, wer in irgendeiner Weise Verantwortung trägt für den 

Entwurf, die Implementierung oder die Kontrolle einer Problemlösung oder wer über 

einen privilegierten Zugang zu Informationen über Personengruppen oder 

Entscheidungsprozesse verfügt.“13  

Als Experten für meine Interviews habe ich mich in Zürich und in Bern für die Leiter der 

jeweiligen Integrationsstelle (Christof Meier der Integrationsförderung Zürich und Ursula 

Heitz des Kompetenzzentrums Integration Bern) entschieden. In Rücksprache mit der 

Leiterin von Integration Basel (Elisa Streuli) hat sich ergeben, dass sich in Basel die 

Koordinatorin für Religionsfragen (Lilo Roost Vischer) besser für meine Untersuchung 

eignet, da diese Stelle auch der Abteilung Gleichstellung und Integration im 

Präsidialdepartement von Basel-Stadt angeordnet ist und sich speziell dem Umgang mit 

                                                             
12

 Vgl. Meuser/Nagel 1991: 444. 
13 Ebenda: 443.  
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Religionen annimmt. Nachdem ich Anfang November per Mail Kontakt mit den jeweiligen 

Personen aufgenommen hatte, konnte ich am 8. Dezember das Interview mit Christof 

Meier in Zürich und am 21. Dezember jenes mit Lilo Roost Vischer in Basel durchführen. 

Ursula Heitz aus Bern hat mir zuerst eine Absage14 erteilt, willigte dann aber ein, zu jenen 

Fragen, die sich in Zürich und Basel als besonders wichtig herausstellen würden, 

schriftlich Stellung zu nehmen.15 An dieser Stelle soll deshalb ausdrücklich darauf 

hingewiesen werden, dass die Informationen aus Bern lediglich als Ergänzungen zu den 

wichtigsten Gesprächsthemen in Zürich und Basel dienen können und knapp bemessen 

sind. 

Die Interviews wurden anhand eines Leitfadens16 mit offen formulierten Fragen 

durchgeführt, auf die der Befragte frei antworten konnte. Durch die Anwendung eines 

Leitfadens wird die Vergleichbarkeit der Daten aus den drei Interviews erhöht und die 

Daten gewinnen durch die Fragen eine Struktur. Der Leitfaden dient als Orientierung und 

soll vermeiden, dass wesentliche Aspekte der Forschungsfrage im Interview übersehen 

werden oder dass sich das Gespräch in Themen verliert, die nicht auf die Forschungsfrage 

abzielen.17 Die Datenerhebung geschieht folglich durch ein halbstandardisiertes oder 

teilstandardisiertes Interview: Die Handlungen des Interviewers werden durch den 

Fragebogen strukturiert (Formulierung und Reihenfolge/Ablauf sind jedoch egal), dem 

Interviewpartner ist es aber freigestellt, wie er die Fragen beantwortet.18 

Als Grundlage für die Entwicklung des Leitfadens dienten die Leitbilder zur 

Integrationspolitik und andere Dokumente der Integrationsstellen wie 

Integrationsberichte, Jahresberichte, Stellungnahmen etc. Gemäss Mayer19 sollte bei der 

Erstellung der Themenkomplexe für den Leitfaden immer wieder die der Untersuchung zu 

Grunde liegende Problemstellung Berücksichtigung finden, da ein unverhältnismässiges 

Informationsinteresse zur Produktion unrealistisch langer Leitfäden führt und die Tendenz 

                                                             
14

 Auszug aus der E-Mail von Ursula Heitz (25.11.2010): „*Ich+ komme zum Schluss, dass das 
Kompetenzzentrum Integration zu Ihren Fragen wenig Aufschlussreiches bieten kann. Die Stadt Bern pflegt 
keine muslimspezifische Integrationspolitik und bietet keine muslimspezifischen Integrationsmassnahmen 
an. Die Massnahmen zielen nicht auf bestimmte Herkunfts- oder Religionsgruppen ab. So gesehen – und 
auch aus Zeitgründen – muss ich Ihnen leider eine Absage auf Ihre Anfrage senden.” 
15

 Diese schriftliche Befragung von Ursula Heitz vom 21. Januar 2011 sowie die Transkriptionen der 
Interviews mit Christof Meier und Lilo Roost Vischer sind im Anhang ersichtlich (Kapitel 10.2).  
16

 Vgl. Anhang (Kapitel 10.1). 
17

 Vgl. Mayer 2006: 36. 
18

 Vgl. Gläser/Laudel 2009: 41.  
19

 Vgl. Mayer 2006: 43.  
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zum Abhaken von Themen verstärkt. Ich habe meinen Leitfaden in drei Themenkomplexe 

gegliedert, denen ich zwei Einstiegsfragen vorausschickte. Im ersten Themenkomplex 

wurden jene Fragen behandelt, die Aufschluss darüber geben sollten, ob sich bei 

Muslimen oder gewissen Gruppen von Muslimen Integrationsschwierigkeiten feststellen 

lassen und wie sich diese konkret äussern. Der zweite Themenkomplex zielte darauf ab, 

die Massnahmen zu erfassen, welche angesichts der muslimischen Einwanderung und der 

im ersten Themenkomplex angesprochenen Integrationsschwierigkeiten getroffen 

werden. Der dritte Themenkomplex schliesslich enthielt Fragen verschiedenster Art. Im 

Zentrum standen die Fragen zum jeweiligen Dachverband (in Zürich zur Vereinigung der 

Islamischen Organisationen in Zürich VIOZ und in Basel zur Basler Muslim Kommission 

BMK). Zwei Fragen aus diesem Komplex (zu Segregation und zu islamischem 

Religionsunterricht an den öffentlichen Schulen) wurden im ersten Interview aus 

Zeitgründen nicht angesprochen und deshalb auch im Leitfaden für das zweite Interview 

nicht mehr aufgenommen, da sie sich für die der Untersuchung zu Grunde liegende 

Problemstellung auch als nicht wirklich relevant herausstellten. Die gestellten Fragen 

versuchte ich jeweils mit konkreten Beispielen aus der Integrationspraxis der jeweiligen 

Stadt zu verknüpfen.  

Die Interviews habe ich mit einem Diktiergerät aufgezeichnet. Dies hatte den Vorteil, sich 

ganz auf die Befragung konzentrieren zu können. Ein paar Fragen aus dem Leitfaden 

wurden bereits in der Beantwortung vorangehender Fragen hinreichend beantwortet, so 

dass sie nicht nochmals separat gestellt werden mussten. In manchen Fällen waren daher 

nur noch Sondierungs- oder Kontrollfragen nötig, um das eigene Verständnis der 

Aussagen des Befragten zu kontrollieren.  

Nachdem ich die Interviews durchgeführt hatte, begann ich mit deren Transkription. Beim 

ersten Interview habe ich beinahe die gesamte Tonaufnahme transkribiert, allerdings 

ohne Pausen, Stimmlagen oder andere non-verbale und parasprachliche Elemente, da 

diese nicht Gegenstand der Interpretation waren. Bei der Transkription des zweiten 

Interviews habe ich dann die Teile weggelassen, die für meine Untersuchung nicht von 

Bedeutung waren. Anschliessend habe ich die wichtigsten Aussagen der Gespräche in 

einem Ergebnisprotokoll paraphrasiert wiedergegeben. 

Bei den Interviews mit den Präsidenten der muslimischen Dachverbände habe ich mich 

für eine schriftliche Befragung entschieden. Ein Grund dafür war, dass ich bei den 
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Interviews präzise Antworten auf ein paar wenige konkrete Fragen erhalten wollte, wozu 

sich eine schriftliche Befragung sehr gut eignet. Andere Gründe waren pragmatischer Art: 

Die Verantwortlichen der Dachverbände arbeiten ehrenamtlich und sind nur beschränkt 

verfügbar. Ausserdem war auch die Zeit, die ich für eine zweite Datenerhebung 

aufbringen konnte, knapp bemessen. Die Ergebnisse der schriftlichen Interviews mit 

Taner Hatipoğlu von der Vereinigung der Islamischen Organisationen in Zürich VIOZ und 

Cem Lütfi Karatekin von der Basler Muslim Kommission BMK werden in Kapitel 7 

präsentiert. Der Berner Dachverband Umma hat grosses Interesse an meiner 

Untersuchung gezeigt, letzten Endes war es leider jedoch nicht mehr möglich, innert 

nützlicher Frist eine Antwort einzuholen. 

2.2.2. Datenauswertung  

Die Auswertung von Experteninterviews richtet sich vor allem auf Analyse und Vergleich 

der Inhalte des Expertenwissens.20 Ich habe mich dazu entschlossen, die Auswertung des 

Datenmaterials vorwiegend am Auswertungsverfahren von Michael Meuser und Ulrike 

Nagel zu orientieren. Bei dieser qualitativen Datenauswertung handelt es sich um ein 

Verfahren, das die Inhalte der Gespräche in getrennte Elemente oder Einheiten zerlegt 

und versucht, die subjektive Bedeutung der Aussagen zu klären.21 Das Verfahren zielt 

darauf, im Vergleich der Interviews „überindividuell-gemeinsame Wissensbestände“22 

herauszuarbeiten und „Aussagen über Repräsentatives, über gemeinsam geteilte 

Wissensbestände, Relevanzstrukturen, Wirklichkeitskonstruktionen, Interpretationen und 

Deutungsmuster“23 zu treffen. Mit Hilfe eines thematischen Vergleichs werden also 

Gemeinsamkeiten und Unterschiede festgestellt. 

Das Auswertungsverfahren besteht aus folgenden sechs Stufen: 

 

1. Transkription 

2. Paraphrase 

3. Überschriften/Kodieren 

                                                             
20 Vgl. Flick 2005: 141. 
21 Vgl. Cropley 2002: 117. 
22 Meuser/Nagel 2008: 370.  
23 Meuser/Nagel 1991: 452. 
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4. Thematischer Vergleich 

5. Konzeptualisierung 

6. Theoretische Generalisierung 

 

In einem ersten Schritt wird das Interview transkribiert. In einem zweiten Schritt wird das 

Textmaterial durch Paraphrasierung verdichtet. Die Paraphrase soll dabei der Chronologie 

des Gesprächsverlaufs folgen und wiedergeben, worüber der Experte insgesamt spricht. 

Meuser und Nagel sehen die Gültigkeit einer Paraphrase darin, dass das Expertenwissen 

so ausgebreitet wird, „dass jede, die Interview und Paraphrase miteinander vergleicht, zu 

dem Schluss gelangt, dass nichts unterschlagen, nichts hinzugefügt und nichts verzerrt 

wiedergegeben wurde“24. Der nächste Schritt der Verdichtung des Materials besteht in 

der Zuordnung von Überschriften zu den paraphrasierten Passagen. Dabei soll die 

Terminologie des Interviewten aufgegriffen werden. Aufgrund des leitfadennahen 

Verlaufs des Interviews handelt es sich in der Regel um Texte, deren Passagen jeweils auf 

ein Thema konzentriert sind. Passagen, die gleiche oder ähnliche Themen behandeln, 

werden nun zusammengestellt und mit einer Hauptüberschrift versehen, die den Inhalt 

„sämtlicher subsumierter Passagen abdeckt“25. Mit diesem Schritt wird eine Übersicht 

über den Text erzielt. Gegenstand der Auswertung ist in dieser Phase noch immer das 

einzelne Interview. 

Erst im nächsten Schritt werden thematisch vergleichbare Textpassagen aus 

verschiedenen Interviews gebündelt und die Überschriften vereinheitlicht. Weiterhin ist 

an einer textnahen Kategorienbildung festzuhalten, von einer theoriesprachlichen 

Abstraktion sollte möglichst abgesehen werden. Bei diesem thematischen Vergleich wird 

eine Fülle von Daten verdichtet, weshalb eine stete Überprüfung und gegebenenfalls eine 

Revision der vorgenommenen Zuordnungen äusserst wichtig ist. In diesem Schritt gelangt 

man letztlich zu Informationen, die für die Interpretation von grosser Bedeutung sind: 

„Bei welchen topoi decken sich die Angaben der ExpertInnen? Wo gibt es 

unterschiedliche Positionen? Zu welchen Themen äussern sich alle Interviewten? Was 

                                                             
24 Ebenda: 457.  
25 Ebenda: 458. 
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sind das für Themen, zu denen nur in einem Teil der Texte etwas zu finden ist? Welche 

ExpertInnen äussern sich wozu?“26  

Im nächsten Schritt erfolgt eine Ablösung von der Terminologie des Interviewten. 

Gemeinsamkeiten und Unterschiede werden in die Form einer Kategorie gegossen, die in 

einer wissenschaftlichen Sprache formuliert ist. Der Prozess der Kategorienbildung 

impliziert „einerseits ein Subsumieren von Teilen unter einen allgemeine Geltung 

beanspruchenden Begriff, andererseits ein Rekonstruieren dieses allgemeinen, für den 

vorgefundenen Wirklichkeitsausschnitt gemeinsam geltenden Begriffs“27. Ziel dieser 

Konzeptualisierung ist eine Systematisierung von Relevanzen, Typisierungen, 

Verallgemeinerungen und Deutungsmustern. Erst auf der letzten Stufe der Auswertung 

löst man sich vom Interviewmaterial und wandelt nun nicht mehr auf den Spuren des 

Expertenwissens, sondern auf denen soziologischer Theorien. Dort, wo bisher Addition 

und pragmatisches Nebeneinander geherrscht haben, werden Sinnzusammenhänge zu 

Typologien und zu Theorien verknüpft. Die einzelnen Kategorien werden in ihrem 

internen Zusammenhang theoretisch geordnet. Empirie und Theorie werden letztendlich 

miteinander konfrontiert.28 

Als Basis für die Datenauswertung habe ich letztendlich nicht wie von Meuser und Nagel 

vorgeschlagen das paraphrasierte sondern das transkribierte Interview benutzt, da ich 

zum Schluss kam, dass es für die Gliederung und die Kodierung des tatsächlichen 

Interviewinhaltes angemessener war. Danach habe ich die Schritte 3, 4 und 5 

(Überschriften/Kodieren, thematischer Vergleich, Konzeptualisierung) durchgeführt. Den 

sechsten und letzten Schritt habe ich nicht durchgeführt, da es gerade um das 

Interviewmaterial ging und nicht um die theoretische Generalisierung. Die im fünften 

Schritt herausgearbeiteten Konzepte bzw. Kategorien entsprachen mehr oder weniger 

den im Interviewleitfaden definierten Themenkomplexen. Das Resultat der Auswertung 

war eine Tabelle29 mit den nach Konzept und jeweiliger Stadt geordneten Überschriften. 

Die Ergebnisse der Datenauswertung werden in Kapitel 6 vorgestellt. 

  

                                                             
26 Ebenda: 461-462. 
27 Ebenda: 462.  
28 Vgl. Meuser/Nagel 2009: 477. 
29 Vgl. Anhang (Kapitel 10.3). 
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3. Migration und Integration  

In diesem Kapitel beschäftige ich mich mit den Begriffen Migration und vor allem 

Integration. Ich werde sie definieren und verdeutlichen, was darunter verstanden wird. 

Einerseits werde ich die verschiedenen Formen und Ursachen von Migration darlegen, 

andererseits werde ich aufzeigen, wie und in welchen Bereichen Integration stattfindet. 

Zudem werde ich den Begriff Integration wissenschaftlich diskutieren und einen Überblick 

über die Forschung geben. 

3.1. Migration  

Obwohl Migrationsbewegungen von Menschen seit jeher zu beobachten sind, haben sie 

vor allem seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges weltweit stetig zugenommen und 

erfassen alle Teile der Welt. Bereits in den 1920er Jahren bildete die Soziologie der 

Migration einen Forschungsschwerpunkt der Soziologie an der Universität von Chicago. 

Die Chicago School, deren Begründer der Soziologe Robert E. Park war, gilt als Vorläufer 

der Migrationssoziologie. Neben der Soziologie befassen sich heute vor allem die 

Wirtschaftswissenschaften und die Politikwissenschaft mit der Migrationsforschung. Die 

meisten Migrationsforschungsprojekte sind interdisziplinär und arbeiten mit einem Mix 

aus verschiedenen Methoden. Migration kann so als interdisziplinärer 

Forschungsgegenstand bezeichnet werden. 

3.1.1. Definition und Formen von Migration  

Stark vereinfacht lässt sich Migration als „Versetzung des Lebensmittelpunkts“ definieren, 

wobei der Lebensmittelpunkt nicht mit dem Wohnort oder dem Hauptwohnsitz identisch 

sein muss, sondern den Ort beschreibt, wo die „sozialen Bezüge von Personen“30 

zusammenlaufen. Migration, hergeleitet vom lateinischen Wort MIGRATIO W̍anderung ,̍ 

wird somit als ein Prozess der räumlichen Versetzung des Lebensmittelpunkts an einen 

anderen Ort verstanden, der mit der Erfahrung sozialer, politischer und/oder kultureller 

Grenzziehung einhergeht.  

                                                             
30 Oswald 2007: 18.  
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Häufig wird zwischen Migration und räumlicher Mobilität unterschieden, wobei der erste 

Begriff grossräumige Veränderungen, der zweite kleinräumige Veränderungen beschreibt. 

Eine weitere Differenzierung gibt es zwischen Binnenmigration (innerhalb eines Landes; 

interne Migration) und internationaler Migration (Überschreiten einer 

Nationalstaatsgrenze; externe Migration). In den Sozialwissenschaften versteht man 

unter Migration vorwiegend „Bewegungen von Personen und Personengruppen im Raum, 

die einen dauerhaften Wohnortwechsel bedingen“31, unabhängig davon, ob dieser Wechsel 

selbst gewollt ist oder nicht. Migration ist aber ein mehrdimensionaler empirischer Begriff, 

der je nach Interesse unter verschiedenen Gesichtspunkten betrachtet werden kann. 

Andere Definitionen betonen weniger Raum- und Zeitdifferenzen, als vielmehr die 

Veränderung der sozialen Beziehungen, eher soziologische als geographisch relevante 

Aspekte: „Was geschieht, scheint nur zu sein, dass Menschen sich physisch von einem Ort 

zum anderen bewegen. In Wirklichkeit wechseln sie immer von einer Gesellschaftsgruppe 

in eine andere über.“32 Häufig mündet Migration in eine soziale Situation, in welcher 

Zuwanderer auf bereits Etablierte treffen und von diesen zu Aussenseitern gemacht 

werden. Auch wenn Migration folglich mehr als eine Ortsveränderung ist, muss sie nicht 

immer mit einem Wechsel der Gruppenzugehörigkeit einhergehen, denn Zuwanderer 

können mitunter völlig isoliert oder im Kreise ihnen bekannter Zuwanderer oder der 

Familie leben.  

3.1.2. Ursachen von Migration  

Migrationsbewegungen sind komplexe Prozesse, deren Entstehung und Ablauf 

multikausal und multifaktoriell bestimmt werden. Ein klassischer Erklärungsansatz dieser 

Faktoren ist das von Everett S. Lee im Jahr 1966 entwickelte Modell der Push- und Pull-

Faktoren. Unter Push-Faktoren (Druckfaktoren) werden diejenigen Bedingungen des 

Herkunftsortes der Migranten verstanden, welche diese zur Auswanderung zwingen: 

Politische und religiöse Verfolgungen, wirtschaftliche Krisen, zwischenstaatliche Kriege, 

Bürgerkriege, Umwelt- und Naturkatastrophen etc. Pull-Faktoren (Sog-

/Anziehungsfaktoren) hingegen nennt man die Bedingungen des Aufnahmeortes der 

                                                             
31 Han 2000: 7.  
32 Oswald 2007: 17. 
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Migranten, welche diese zur Einwanderung motivieren und anreizen: Politische Stabilität, 

demokratische Sozialstruktur, religiöse Glaubensfreiheit, wirtschaftliche Prosperität, 

bessere Ausbildungs- und Verdienstmöglichkeiten etc.33 

Migration ist immer ein Prozess, der in einem langen zeitlichen Kontinuum stattfindet. 

Der vollzogene Wohnortwechsel ist nicht mit dem Endpunkt der Migration 

gleichzusetzen. Nach der Migrationstheorie von Shmuel N. Eisenstadt34 aus den 1950er 

Jahren kann der Migrationsprozess in drei Phasen gegliedert werden: Die erste Phase 

umfasst die Zeit zwischen der Entstehung von Migrationsbereitschaft und der konkreten 

Entscheidung zur Emigration (Phase der Motivbildung zur Migration); die zweite Phase 

besteht aus der Reise zum gewählten Zielort; die dritte Phase entspricht der 

unterschiedlich geprägten Eingliederung der Immigranten in die Aufnahmegesellschaft.35 

Eisenstadt hat diesen lang andauernden und umfassenden Prozess der Eingliederung 

zuerst unter dem Begriff der Assimilation, später jedoch unter dem Begriff process of 

absorption thematisiert. Man kann sagen, dass der „äusseren physischen Migration“ der 

wesentlich zeitintensivere und schwierigere Teil der „inneren psychosozialen Migration“ 

folgt.36 Von dieser dritten Phase schliesslich hängt das Gelingen des neuen Lebens der 

Immigranten in der Aufnahmegesellschaft entscheidend ab. Diese letzte Phase ist auch 

der Teil des Migrationsprozesses, der uns im Folgenden speziell interessieren soll und den 

ich unter dem Begriff der Integration zusammenfasse. 

3.2. Integration  

Beim Begriff Integration gibt es kein einheitliches Verständnis darüber, was dieser 

beinhaltet und wer als integriert gilt. Der Begriff unterliegt einer verwirrenden 

Mehrdeutigkeit. Die Eingliederung von Migranten ist allgemein mit einer Vielzahl von 

Begriffen teils identischen, teils unterschiedlichen Inhalts belegt: Akkulturation, 

Assimilation, Absorption, Amalgamation, Adaption, Anpassung, Akkommodation etc.37 

Auf Lateinisch bedeutet INTEGRARE w̍iederherstellen ,̍ e̍rneuern ,̍ e̍rgänzen  ̍oder g̍eistig 

auffrischen ,̍ INTEGRATIO E̍rneuerung ,̍ W̍iederherstellung .̍ Friedrich Heckmann, Professor 

                                                             
33 Vgl. Han 2000: 13-15.  
34 Vgl. Ebenda: 46-50. 
35 Vgl. Hoerder/Lucassen/Lucassen 2007: 32. 
36 Vgl. Han 2000: 8.  
37 Vgl. Esser 1980: 19.  
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für Soziologie und Leiter des EFMS (Europäisches Forum für Migrationsstudien) in 

Bamberg, definiert Integration als „Eingliederung neuer Bevölkerungsgruppen in 

bestehende Sozialstrukturen und die Art und Weisen, wie diese neuen 

Bevölkerungsgruppen mit dem bestehenden System sozio-ökonomischer, rechtlicher und 

kultureller Beziehungen verknüpft werden“38. Der Soziologe Gerd Reinhold beschreibt 

Integration als „Eingliederung eines Individuums in eine soziale Gruppe bei gleichzeitiger 

Anerkennung als Mitglied“39. Michael Bommes, Professor für Soziologie und 

Methodologie interkultureller und interdisziplinärer Migrationsforschung, ist der 

Meinung, dass der Grad der gesellschaftlichen Integration von Migranten die Frage 

bezeichnet, „in welchem Ausmass es ihnen gelingt, an den für die Lebensführung 

bedeutsamen gesellschaftlichen Bereichen teilzunehmen, also Zugang zu Arbeit, 

Erziehung und Ausbildung, Wohnung, Gesundheit, Recht, Politik, Massenmedien und 

Religion zu finden“40. Im Folgenden werde ich die wichtigsten theoretischen Ansätze zu 

Integration und Assimilation diskutieren, um dann der Frage nachzugehen, was 

Integration konkret bedeutet und in welchen Bereichen sie stattfindet bzw. stattfinden 

soll. 

3.2.1. Integration in der Theorie  

3.2.1.1. Robert E. Park (Chicago School) 

Das erste geschlossene Assimilationsmodell war ein Generationenmodell der Chicago 

School41, das in den 1920er Jahren im Rahmen der Untersuchungen zur europäischen 

Einwanderung in die US-amerikanischen Städte des frühen 20. Jahrhunderts erstellt 

wurde. Dieses Modell besagt, dass sich die erste, direkte Immigrantengeneration nur 

akkommodieren kann. Sie übernimmt mehrheitlich nur die zur Befriedigung der 

wichtigsten Grundbedürfnisse nötigen Handlungsweisen der Aufnahmegesellschaft und 

beschränkt ihre primären Kontakte auf Angehörige der eigenen ethnischen Gemeinde. 

Die zweite Generation trägt den Konflikt zwischen Herkunfts- und Zielkultur aus, da sie 

                                                             
38 Heckmann 2005: 2. 
39 Reinhold 1997: 299.  
40 Bommes 2009: 91. 
41 Park 1926. 
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den Werteerwartungen der Eltern und der neuen Gesellschaft entsprechen soll. In der 

dritten Generation erfolgt die Aufgabe der Herkunftskultur und der allmähliche 

Akkulturationsprozess kann mit der Assimilation an die Aufnahmegesellschaft enden.42 

Ein weiteres Konzept, das die beiden Exponenten der Chicagoer Schule der Soziologie 

Robert E. Park und Ernest W. Burgess Mitte der 1920er Jahre formulierten, enthält die 

Grundannahme, dass jede neue Zuwanderergruppe einen race-relation-cycle durchlaufen 

muss. Die Stufenfolge dieses race-relation-cycle enthält vier Elemente: Kontakt, 

Wettbewerb/Konflikt, Akkommodation und Assimilation. Die Phase des Kontaktes ist eine 

direkte Folge der Migration, die Migranten versuchen Kontakte mit Personen der 

Aufnahmegesellschaft aufzunehmen. In der Wettbewerbsphase treten sie in Wettbewerb 

um knappe Ressourcen wie Arbeitsplätze, Wohnungen usw. Als Folge davon treten 

Konflikte in Form von Diskriminierungen, Auseinandersetzungen und Aufständen auf. In 

der Akkommodationsphase suchen sich die Migranten berufliche Nischen und begnügen 

sich mit ihrem jeweiligen sozialen Status. Schliesslich verschwinden die ethnischen 

Unterschiede in der Assimilationsphase. Dies grenzt sie wiederum von neuen 

Zuwanderern ab, die nun am Anfang des Assimilationszirkels stehen. Mit diesem Konzept 

wurde die schon lange existierende Idee von den USA als melting pot („Schmelztiegel“) 

theoretisch unterbaut, die amerikanische Kultur erschien so stark genug, um alle Kulturen 

in sich aufnehmen zu können.43 

3.2.1.2. Ronald Taft 

In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts wurden noch weitere Sequenz- und 

Zyklenmodelle formuliert, die alle am Endziel der unvermeidlichen Assimilation 

festhielten, also dem Aufgehen aller Minderheitenkulturen in einer einzigen Kultur. Auch 

Ronald Taft44 hat in den 50er Jahren ein solches Stufenmodell entwickelt, das bis heute 

als Ausgangskonzeption für neuere Ansätze genutzt wird. Ausserdem hat Taft den 

Assimilationsbegriff theoretisch differenziert. Demzufolge beinhaltet Assimilation für Taft 

einen Prozess der Angleichung, der auf drei verschiedenen Wegen eintreten kann: Die 

monistische Assimilation bezeichnet die Eingliederung der Migranten bei völligem 
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 Vgl. Han 2000: 42-45. 
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44 Taft 1957.  
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Aufgehen der aufgenommenen Minderheit in der Aufnahmegesellschaft unter Aufgabe 

der Minderheitenidentität und Annahme der Standards und Wertvorstellungen der 

herrschenden Mehrheit; die pluralistische Assimilation besteht darin, dass zwei oder 

mehrere kulturell verschiedene Gruppen zu einem Teil der gleichen und umfassenden 

Gemeinschaft werden und ihre Assimilation gegenseitig auf ein Minimum reduzieren 

(Koexistenz eigenständiger ethnischer Gruppierungen); die interaktionistische 

Assimilation schliesslich bezeichnet die Konvergenz von aufnehmender Mehrheit und 

aufgenommener Minderheit, das heisst, dass verschiedene kulturelle Gruppen durch ihre 

sozialen Interaktionen zu gegenseitiger Annäherung gelangen und trotz ihrer 

Unterschiede ein alle Gruppe umfassendes Wertsystem als gemeinsamen Bezugsrahmen 

akzeptieren.45 

3.2.1.3. Shmuel N. Eisenstadt 

Anfang der 1950er Jahre thematisierte Shmuel N. Eisenstadt46 die jüdische Immigration 

nach Palästina und in den Staat Israel. Ihm zufolge ist das Ziel die Absorption, das 

vollständige Aufgehen der Einwanderer in der Aufnahmegesellschaft. Die Zuwanderer 

müssen sich also von ihren herkömmlichen Werten distanzieren und sich neu orientieren, 

aber auch die Aufnahmegesellschaft soll ihre Sozialstruktur so gestalten, dass die 

Immigranten alle Statuspositionen und alle Institutionen erreichen können.47 In 

Eisenstadts Migrationstheorie ist der Prozess der Integration dem der umfassenden 

Absorption zeitlich vorgelagert. Eisenstadt meint mit Integration den allmählichen und 

normkonformen Einzug der Immigranten in die strukturellen Bereiche der 

Aufnahmegesellschaft. Demnach unterscheidet er vier verschiedene 

Integrationsprozesse, die in vier strukturellen Bereichen der Aufnahmegesellschaft 

stattfinden: Die adaptive Integration der Immigranten bezeichnet den Prozess, in dem sie 

die Fähigkeit entwickeln, die Basisrollen erfolgreich zu spielen, die in den grundlegenden 

Hauptinstitutionen der Aufnahmegesellschaft (Familie, Erziehung, Wirtschaft, Politik) 

Bedeutung haben; in der Phase der instrumentalen Integration entwickeln die Migranten 

verschiedene Aktivitäten im Bereich der Wirtschaft, um ihre Grundbedürfnisse 
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weitgehend zu befriedigen, primär also zweckorientierte bzw. instrumentale Aktivitäten, 

um die persönlichen Ressourcen zum wirtschaftlichen Vorteil und beruflichen Interesse 

optimal einzusetzen; bei der solidarischen Integration handelt es sich um den Prozess der 

Identifikation und Solidarisierung der Immigranten mit den zentralen Wertvorstellungen 

der Aufnahmegesellschaft, in dem sie ein Zugehörigkeitsgefühl und die Motivation zur 

aktiven Partizipation am sozialen Leben der Aufnahmegesellschaft entwickeln; im 

Mittelpunkt der kulturellen Integration steht schliesslich die Übernahme emotionaler 

Ausdrucksformen und Symbole der Aufnahmegesellschaft, die im Alltag eine wichtige 

Rolle spielen. Für Eisenstadt ist die Integration der Immigranten in die strukturellen 

Lebensbereiche der Aufnahmegesellschaft somit ein komplizierter und schwieriger 

Prozess, der für diese und auch für die Aufnahmegesellschaft im seltensten Fall 

vollkommen zufriedenstellend abläuft. Einwanderung bringt zwangsläufig die 

Veränderung der Aufnahmegesellschaft in eine pluralistische Gesellschaft mit sich.48  

3.2.1.4. Milton M. Gordon 

In den klassischen Einwanderungsländern wie den USA und Kanada zeigte sich im Verlauf 

des 20. Jahrhunderts, dass die ursprüngliche melting pot-Idee (die Gesellschaft als 

Schmelztiegel, der die Einwanderer unterschiedlicher Herkunft und Kultur aufnahm und 

integrierte) utopisch war, denn die Einwanderer schienen nicht in der Mehrheitskultur 

aufzugehen. Milton M. Gordon49 zeigte in den 1960er Jahren, dass dies nicht an den 

zugewanderten Minderheiten lag, sondern vielmehr an der amerikanischen 

Mehrheitsgesellschaft, welche die Annäherung mancher Immigranten gar nicht zuliess.50 

Weiter ist er davon überzeugt, dass Integration auch entscheidend von der Politik der 

Aufnahmegesellschaft abhängt, die ethnische Diskriminierungen beseitigen und allen 

Bürgern gleiche Rechte gewähren sollte.  

Gordon verwendet in seiner Theorie im Gegensatz zu Eisenstadt nur an einigen Stellen 

den Begriff der Integration und meint damit den Prozess der Eingliederung der 

Immigranten in die zivilen, politischen und wirtschaftlichen Lebensbereiche der 

Mehrheitsgesellschaft. Den Grund für die oft nicht stattfindende Assimilation vieler 
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eingewanderter Minderheiten sieht er darin, dass ihre Anpassung vorwiegend bei der 

behavioral assimilation – der äusseren, oberflächlichen Anpassung auf der 

Verhaltensebene (kulturelle Assimilation/Akkulturation) – stehen bleibt und nicht weiter 

zur structural assimilation – dem Eindringen in das Statussystem der 

Aufnahmegesellschaft – führt, was Voraussetzung für die weiteren Phasen der 

Assimilation ist. Dafür müssten sie sich aus der engen Interaktion innerhalb ihrer 

Primärgruppe lösen und mit anderen Gruppen in Kontakt treten.51 

3.2.1.5. Hartmut Esser 

Für die Migrationsforschung im deutschsprachigen Raum sind seit den 1980er Jahren die 

migrationssoziologischen Theorieansätze von Hartmut Esser52 von grosser Bedeutung. Er 

versuchte, eine allgemeine Theorie der Eingliederung und Integration der Immigranten zu 

entwickeln. Eisenstadts und Gordons Modelle finden in Essers Überlegungen breite 

Berücksichtigung, da er sie für die „am weitesten entwickelten und systematischen 

Fassungen des Problems der Eingliederung“53 hält. 

Weil der Begriff Integration zwei sehr verschiedene Vorstellungen enthält, unterscheidet 

Esser zuerst einmal zwischen Systemintegration und Sozialintegration. Unter 

Systemintegration versteht er den „Zusammenhalt und das relativ gleichgewichtige 

Funktionieren eines gesellschaftlichen Verbandes“, wobei zunächst unwichtig ist, ob 

dieser Verband ethnisch homogen oder heterogen ist. Mit Sozialintegration meint er 

hingegen „die Eingliederung der individuellen Mitglieder der ethnischen Gruppen in die 

verschiedenen Sphären der Aufnahmegesellschaft“54. 

Esser versteht Sozialintegration bzw. Assimilation als einen „Zustand des Gleichgewichts“, 

der aus einem in mehreren Stufen ablaufenden Lernprozess resultiert. Dieser Prozess 

beginnt mit der Akkulturation. Dabei werden Eigenschaften erworben, die in der 

Aufnahmegesellschaft üblich sind. Durch soziale Beziehungen, die über die Primärgruppe 

hinausgehen, kommt es zur Übernahme bzw. Zuweisung eines sozialen Status. Die zweite 

Stufe umfasst die Phase der Integration. Die Immigranten können sich in der 
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Aufnahmegesellschaft orientieren und entwickeln nun Ziele, die über die Befriedigung der 

Grundbedürfnisse (Wohnung, Arbeit, Einkommen) hinausgehen. Am Schluss des 

Prozesses steht schliesslich die Assimilation. Eingliederung endet nicht in jedem Fall mit 

Assimilation, weshalb sich die Gesellschaft pluralisiert. Sie ist erreicht, wenn folgende vier 

Dimensionen gegeben sind:  

1. Kognitiv/kulturell: Angleichung im Wissen und in den Fertigkeiten, etwa bei der 

Sprache; 

2. Strukturell: Besetzung von Positionen in den verschiedenen Funktionssystemen, etwa 

im Bildungsbereich und vor allem auf dem Arbeitsmarkt; 

3. Sozial: Aufnahme interethnischer Kontakte und Angleichung in der sozialen Akzeptanz 

und in den Beziehungsmustern, etwa im Heiratsverhalten; 

4. Identifikatorisch/emotional: Angleichung in der gefühlsmässigen Identifikation mit der 

Aufnahmegesellschaft sowie Reflexion ethnischer Zugehörigkeiten und Gebräuche.55 

3.2.2. Integration in der Praxis  

Integration ist ein wechselseitiger Vorgang, in den sowohl Migranten als auch die 

Aufnahmegesellschaft involviert sind. Die Aufnahmegesellschaft ist dazu aufgefordert, 

Teilhabechancen bereitzustellen, die Migranten müssen die Bereitschaft entwickeln, 

diese zu ergreifen. Gelingende Integration ist somit nicht nur Ergebnis von 

Anpassungsbereitschaft der Migranten, sondern sie setzt ebenso sehr die 

Akzeptanzbereitschaft bei der Aufnahmegesellschaft voraus. Diese Wechselbeziehung 

muss für die Aufnahmegesellschaft Eingliederungsbereitschaft der Migranten und für die 

Migranten Akzeptanz und Sicherheit im Einwanderungsland signalisieren. Integration 

kann so als „möglichst gleichberechtigte Partizipation an dem Chancenangebot in 

zentralen Bereichen der Gesellschaft“56 verstanden werden. Es handelt sich um einen 

Prozess, der oft über Generationen verläuft und in dem eine Annahme von Unterschieden 

in den Lebensumständen von Einheimischen und Immigranten erfolgt. Integration 

umfasst sowohl den Prozess als auch das Ergebnis der Eingliederung einer Person oder 

einer ethnischen Minderheit in eine Gesellschaft.57 
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Der Integrationsprozess eines Migranten muss nicht zwingend zur vollen Assimilation 

führen, Integration verlangt vom Migranten nicht die Assimilation. Um aber am 

Gemeinwesen teilhaben zu können, ist eine Anpassung an äussere Lebensverhältnisse 

nötig.58 Der Begriff Assimilation bezeichnet die allmähliche Aufgabe der Herkunftskultur 

und die völlige Identifikation der Immigranten mit der Kultur der Aufnahmegesellschaft. 

Bei der Integration kann die Annäherung an die Zielkultur jedoch weit oberflächlicher sein 

und kann auch auf eine gegenseitige Annäherung von Minderheits- und Mehrheitskultur 

hinauslaufen.59  

Integration beinhaltet wie oben beschrieben eine Beziehung zwischen Migrant und 

Aufnahmegesellschaft, die an gewisse Anforderungen gekoppelt ist. Von den Migranten 

wird gefordert, bestimmte Kenntnisse, Fähigkeiten und Einstellungen zu erwerben, die 

eine umfassende Neu-Sozialisation und weitgehende Neuorganisation der Persönlichkeit 

zur Folge haben. Zentral dabei ist der Erwerb der Kommunikationsfähigkeit, also vor allem 

das Erlernen der Sprache des Aufnahmelandes. Daneben bedeutet diese Neu-

Sozialisation aber auch den Erwerb von Kenntnissen von Kultur und Technik, von sozialen 

Verkehrsformen, von Institutionen und Organisationsstrukturen, von politischen Werten 

und politischer Verfassung des Aufnahmelandes. Um von diesem Sozialisationsprozess 

nicht überfordert zu werden, tendieren Migranten oft dazu, eine ethnische Kolonie 

aufzubauen. Dies kann anfangs durchaus förderlich sein, gefährdet Integration allerdings 

dann, wenn sie zum einzigen Bezugspunkt und geschlossenen Verkehrskreis wird und sich 

auf die kommenden Generationen ausdehnt. Migranten sollten auch die Motivation 

aufbringen, ihre Nachkommen auf die Aufnahmegesellschaft einzustellen, nicht auf ihr 

eigenes Herkunftsland. Integration ist umso erfolgreicher, je früher sie im Lebensalter 

einsetzt.60  

Die Aufnahmegesellschaft ihrerseits wird aufgefordert, den Migranten Zugang zum 

Arbeitsmarkt zu verschaffen. Wirtschaftliche Tätigkeit fördert Einkommen, aber auch 

soziale Beziehungen, Sozialprestige und Selbstwertgefühl. Weiter muss der 

chancengleiche Zugang der Migranten zum allgemeinen Bildungs- und 

Qualifikationssystem gesichert sein. Getrennte Schulen und Klassen verstärken soziale 
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Segregation und verhindern den Bildungsanschluss an die Mehrheitsgesellschaft. Das 

allgemeine Bildungssystem kann jedoch Elemente der Herkunftskultur aufnehmen, zum 

Beispiel in den Fremdsprachen-, Literatur-, Musik- oder den Geschichtsunterricht. Die 

Aufnahmegesellschaft muss den Migranten ausserdem einen gleichberechtigten Zugang 

zum Wohnungsmarkt gewährleisten. Wohnsegregation behindert Integration.61 

Integrationsprobleme wie Arbeitslosigkeit, Bildungsbenachteiligung oder Schwierigkeiten 

des Spracherwerbs sind oft kein direkter Effekt von Migration, „sondern wesentlich 

bedingt durch die den Migranten in der Aufnahmegesellschaft zugemuteten 

Lebensbedingungen, insbesondere durch soziale Benachteiligung und Abgrenzung seitens 

der Mehrheitsgesellschaft“62. Auch etwaige ethnisch oder religiös bestimmte 

Abgrenzungen hängen sehr stark damit zusammen, welche Chancen der ökonomischen 

und politischen Teilhabe sich den Migranten eröffnen bzw. verschliessen.  

Integration ist somit ein Prozess, der auf verschiedenen Ebenen und in unterschiedlichen 

Bereichen des gesellschaftlichen Lebens erfolgt. Folgende Bereiche zählen zu den 

wichtigsten Handlungsfeldern der Integration63:  

¶ Arbeit: Erwerbstätigkeit gilt als wichtiger Faktor gesellschaftlicher Integration. Arbeit 

zu haben, bedeutet auch gesellschaftliche Anerkennung. Die berufliche Stellung von 

Migranten variiert nach Herkunftsland und Geschlecht. In der Schweiz üben 

insbesondere Drittstaatenangehörige und Südeuropäer häufiger einfache, repetitive 

und unqualifizierte Arbeiten aus als Schweizer Staatsangehörige. Arbeitskräfte 

ausländischer Herkunft sind generell mit grösseren Schwierigkeiten konfrontiert, wenn 

es um den Zugang zum Arbeitsmarkt oder um die berufliche Mobilität geht. Auch sind 

sie stärker vom Risiko der Arbeitslosigkeit betroffen. 

¶ Bildung: Gute Bildung ist eines der bedeutendsten Kriterien für erfolgreiche 

Integrationsprozesse. Ein guter Bildungshintergrund erleichtert den Berufseinstieg und 

bietet grössere Chancen in der beruflichen Mobilität. In diesem Bereich ist wiederum 

die Kenntnis der Sprache des Aufnahmelandes eine Schlüsselkompetenz der 

Integration, weil sich der Migrant so im Alltag und Beruf selbstbestimmt bewegen und 

verständigen kann. Beherrscht er die Sprache nicht genügend, erschwert dies den 
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Kontakt zur Aufnahmegesellschaft sowie den Austausch mit Behörden, aber auch die 

Mitwirkung in lokalen Vereinen oder auf politischer Ebene bleibt ihm praktisch 

verwehrt. 

¶ Wohnsituation: Eine hohe Konzentration von Migranten in einzelnen Quartieren 

erschwert die Integration: Der kulturelle Austausch mit der Aufnahmegesellschaft 

bleibt auf ein Minimum beschränkt. In Schweizer Städten existieren keine wirklichen 

Ghettos mit rein ethnisch-nationaler Trennung. Der Wohnort wird vielmehr von der 

sozialen Schicht und den finanziellen Möglichkeiten bestimmt, unabhängig von der 

ethnischen Herkunft. In den sogenannten Ausländerquartieren wohnen stets auch 

noch Schweizer Staatsangehörige, die meist einer ähnlich tiefen sozialen Schicht 

angehören. 

¶ Gesellschaftliche und politische Partizipation: Damit sich Migranten erfolgreich 

integrieren können, sollte ihnen die Möglichkeit geboten werden, an allen 

gesellschaftlichen Bereichen teilhaben zu können. Dies kann beispielsweise das Stimm- 

und Wahlrecht nach einer gewissen Aufenthaltsdauer sein. Aktive politische 

Partizipation scheint die Integration positiv zu beeinflussen. Auf jeden Fall muss den 

Migranten ermöglicht werden, sich in irgendeiner Weise am politischen Diskurs 

beteiligen zu können. Für eine dauerhafte Integration ist es massgebend, dass den 

Migranten weitgehend eine den inländischen Personen gleiche rechtliche Stellung 

eingeräumt wird. 

3.2.3. Definition  

Der Begriff Integration ist demzufolge mehrdeutig und beinhaltet je nach Definition 

unterschiedliche Ansichten darüber, wer als integriert gilt. Aus soziologischer Sicht ist der 

Begriff weniger umstritten als in der politischen Debatte oder in der Art und Weise, wie er 

in der Alltagssprache verwendet wird. Ich fasse nun zusammen, was ich für diese Arbeit 

unter Integration verstehe:  

Eine Person ist für mich dann integriert, wenn sie in der Aufnahmegesellschaft 

eigenständig leben kann. Das heisst zuerst einmal, dass sie strukturell eingegliedert ist 

und Zugang zu den zentralen Bereichen der Gesellschaft hat: Arbeit, Bildung, Wohnen, 

Gesundheit etc. Sehr wichtig dabei ist das Erlernen der Sprache des Aufnahmelandes. Um 
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sich zu integrieren, sollte die Person auch über Kenntnisse der Gesetze, der 

Gepflogenheiten und des politischen Systems des Aufnahmelandes verfügen. Für die 

erfolgreiche Integration ist weiter die soziale Vernetzung von grosser Bedeutung. Die 

sozialen Kontakte einer Person sollten über die eigene ethnische Gemeinde 

(Primärgruppe) hinausgehen.  

Integration hat aber nicht nur mit der sich zu integrierenden Person zu tun, sondern auch 

mit der Aufnahmegesellschaft. Integration ist ein wechselseitiger Vorgang und beinhaltet 

eine Beziehung zwischen Migrant und Aufnahmegesellschaft. Die Aufnahmegesellschaft 

muss Teilhabechancen bereitstellen; der Migrant muss gewillt sein, diese zu ergreifen. 

Integration hängt also nicht nur von der Anpassungsbereitschaft der Migranten ab, 

sondern ebenso sehr von der Akzeptanzbereitschaft der Aufnahmegesellschaft. Ein 

Migrant erachtet sich selbst oft dann als integriert, wenn er sich akzeptiert fühlt. Letzten 

Endes ist das Ziel der Integration das auf gegenseitiger Achtung und Toleranz beruhende 

Zusammenleben der einheimischen und der zugewanderten Wohnbevölkerung. 

Gelingende Integration ist nicht mit Assimilation gleichzusetzen. Die Migranten sind 

meiner Meinung nach lediglich dazu aufgefordert, sich an die äusseren 

Lebensverhältnisse der Aufnahmegesellschaft anzupassen. Die Identität und der kulturelle 

Hintergrund des Herkunftslandes können beibehalten werden. Letztendlich hat jeder 

Mensch verschiedene Identitäten und Nationalität oder Herkunft sind nur ein Faktor – 

wenn auch ein bedeutender –, durch den diese bestimmt werden.  
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4. Muslime in der Schweiz  

Der Islam entwickelte sich in den letzten 40 Jahren kontinuierlich zur grössten 

nichtchristlichen Religionsgemeinschaft in der Schweiz. Bei der letzten Eidgenössischen 

Volkszählung im Jahr 2000 zählte man 310‘807 Muslime, was 4.3% der damaligen 

gesamtschweizerischen Wohnbevölkerung entsprach.64 Bei der Volkszählung 1970, als 

Muslime erstmals gesondert erhoben wurden, lag ihre Anzahl bei 16‘353, 1980 bei 56‘625 

und 1990 bei 152‘217. Der Anteil der Personen, die sich bei den Volkszählungen als 

Muslime ausgeben, ist zwischen 1970 und 2000 dementsprechend um etwa das 

Zwanzigfache gestiegen.65 Ziel dieses Kapitels soll es sein, die Situation der Muslime in der 

Schweiz insgesamt und in den Städten Zürich, Basel und Bern zu beleuchten: Zuerst 

werden die drei Phasen genannt, welche diese Entwicklung zur grössten nichtchristlichen 

Religionsgemeinschaft in der Schweiz geprägt haben. Weiter soll die geographische 

Verteilung der Muslime, ihre ethnische, religiös-konfessionelle und soziale 

Zusammensetzung sowie ihre Organisation in Vereinen und Dachverbänden aufgezeigt 

werden. Abschliessend wird der Frage nachgegangen, wie die Integration der Muslime 

sowohl von den Muslimen selbst als auch von der Schweizer Bevölkerung beurteilt wird. 

 

Bis in die Mitte des letzten Jahrhunderts gab es in der Schweiz nur eine unbedeutende 

Anzahl von Muslimen. Die ersten muslimisch geprägten Migranten kamen in den frühen 

60er Jahren in die Schweiz und waren vorwiegend Arbeitnehmer aus der Türkei, darunter 

auch Kurden. Im Verlauf der 60er Jahre verstärkte sich diese Einwanderung, zunehmend 

kamen auch Jugoslawen und Albaner in die Schweiz. Bei diesen Einwanderern handelte es 

sich um Gastarbeiter, sogenannte „Saisoniers“, die bis zu neun Monate im Jahr in der 

Schweiz arbeiten konnten (Status A im Ausländerausweis). Die „Saisoniers“ wurden 

angeworben, weil die Schweizer Wirtschaft in den 60er Jahren boomte und zusätzliche 

Arbeitskräfte benötigt wurden. Zu diesem Zweck schloss die Schweiz entsprechende 

Anwerbeabkommen ab, so etwa mit der Türkei und dem damaligen Jugoslawien. Diese 

Abkommen sahen vor, dass die Arbeiter nach ihrem Aufenthalt in ihr Land zurückkehren 

und durch andere Arbeiter ersetzt werden sollten (Prinzip der Rotation). Diese ersten 
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muslimischen Einwanderer beabsichtigten folglich nicht, sich dauerhaft niederzulassen. 

Die Pflege der religiös-kulturellen Wurzeln blieb fast ausschliesslich auf den Privatbereich 

beschränkt und die Muslime verhielten sich völlig unauffällig. Wenn die Gastarbeiter vier 

Jahre hintereinander in der Schweiz gearbeitet hatten, konnten sie die 

Jahresaufenthaltsbewilligung (Ausweis B) erwerben. Mitte der 70er Jahre kam es zu 

einem Anwerbestopp.66 

Jenen Einwanderern, die einen B-Ausweis erworben hatten, wurde Ende der 70er Jahre 

der Familiennachzug erlaubt. Die Zahl der Muslime stieg erneut sprunghaft an und die 

Muslime in der Schweiz waren damit erstmals nicht mehr mehrheitlich männliche 

Arbeitsmigranten. Ausserdem ging die muslimische Präsenz in der Schweiz mit dieser 

Veränderung dazu über, dauerhaft zu werden. Diese Einwanderer haben grösstenteils die 

Idee aufgegeben, in ihre Heimat zurückzukehren. Nachdem sie zehn Jahre 

ununterbrochen in der Schweiz gelebt hatten, erlangten viele Muslime die 

Niederlassungsbewilligung (Ausweis C) und beantragten zwei Jahre später die 

Einbürgerung. Die Zahl der muslimischen Schweizer Bürger stieg von 2‘941 im Jahr 1980 

auf 7‘735 im Jahr 1990. 

Nach 1990 veränderte sich die Zusammensetzung der muslimischen Bevölkerung in der 

Schweiz. Nach dem Kriegsbeginn auf dem Balkan wurden die Türken von den Muslimen 

aus Ex-Jugoslawien (einerseits Bosniaken, andererseits Albaner aus dem Kosovo und 

Mazedonien) zahlenmässig überflügelt. Die Einwanderung aus Ex-Jugoslawien hatte somit 

weniger wirtschaftliche als politische Gründe. Auch aus anderen Ländern kamen und 

kommen immer wieder muslimische Flüchtlinge und Asylsuchende in die Schweiz, heute 

vorwiegend Iraker, Palästinenser, Afghanen und Somalier.67 

 

Bei der Volkszählung im Jahr 2000 zählten sich wie bereits erwähnt 4.3% der 

schweizerischen Gesamtbevölkerung zur muslimischen Gemeinschaft. Sie stammen aus 

105 Staaten. Die Mehrheit von ihnen (57%) aus dem ehemaligen Jugoslawien (Albaner 

aus dem Kosovo und Mazedonien sowie Bosniaken), 20% aus der Türkei, 4% aus den 

Maghreb-Staaten, 3% aus Asien, 2% aus dem Nahen Osten und 2% aus afrikanischen 

Ländern südlich der Sahara. 12% der in der Schweiz lebenden Muslime sind Schweizer. 
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 Vgl. Schatz 2002: 11-12. 
67 Vgl. Behloul/Lathion 2007: 198-200. Schneuwly Purdie/Gianni/Jenny 2009: 24-26. 
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Etwa die Hälfte von ihnen sind Kinder muslimischer Schweizer oder Konvertiten, die 

andere Hälfte hat die Schweizer Staatsbürgerschaft durch Einbürgerung erlangt. Der Islam 

stellt heute auch bei den Schweizer Staatsangehörigen die grösste nichtchristliche 

Religionsgemeinschaft dar.68 

Der grösste Teil der Muslime lebt in den städtischen und wirtschaftlich starken Kantonen 

wie Basel, Bern, Zürich, Aargau, St. Gallen, Genf und Waadt, weniger in Bergkantonen wie 

Wallis oder Graubünden oder in vorwiegend ländlichen Kantonen wie Freiburg und Jura. 

Einerseits leben rund 90% der türkischen Muslime in der deutschen Schweiz. Ebenso sind 

die Muslime aus Ex-Jugoslawien vorwiegend in der Deutschschweiz zu finden. 

Andererseits wohnt die Mehrheit der Muslime aus Nordafrika und dem Nahen Osten in 

der französischsprachigen Schweiz. So stammen in der Deutschschweiz nur 1.5% der 

Muslime aus den Maghreb-Staaten, in der Romandie hingegen 10.5%. Nur sehr wenige 

Muslime leben im Kanton Tessin.69 
 

Tabelle 1: Anteil der muslimischen Bevölkerung in den Kantonen (in %)
70

 

 
                                                             
68

 Vgl. Schneuwly Purdie/Gianni/Jenny 2009: 26-36. Heiniger 2002: 3-10. 
69

 Vgl. Ebenda. 
70 Jahr 2000, Bundesamt für Statistik BFS. 
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Während die muslimische Immigration anfangs ein männliches Phänomen war, hat sich 

das Verhältnis zwischen Frauen und Männern inzwischen mehr oder weniger 

ausgeglichen. Die muslimische Bevölkerung in der Schweiz ist auffallend jung. Gut die 

Hälfte von ihnen ist unter 25 Jahren alt. Diese jungen Menschen sind in der Regel in der 

Schweiz aufgewachsen und haben Schweizer Schulen besucht. 211‘010 in der Schweiz 

lebende Muslime sind im erwerbsfähigen Alter. Somit leistet ein grosser Teil der Muslime 

in der Schweiz einen Beitrag zur Schweizer Wirtschaft, sowohl durch ihre berufliche 

Tätigkeit, als auch durch ihren Konsum, ihre Steuern und ihre Einzahlungen in 

Altersvorsorgekassen etc.71 

Über die religiöse Zusammensetzung der Muslime in der Schweiz gibt es keine offizielle 

Statistik. Man geht davon aus, dass etwa drei Viertel von ihnen Sunniten sind – die 

meisten von ihnen gehören der hanafitischen Rechtsschule an –, rund 7% sind Schiiten 

und 10-15% türkische Aleviten. Dazu kommen noch einige kleine Gruppen von Sufis sowie 

über 500 Angehörige der Ahmadiyya, die gemessen an der Grösse ihrer Gemeinschaft 

weltweit in der Schweiz relativ stark vertreten sind.  

Offen bleibt die Frage, wie viele der in der Schweiz lebenden Muslime praktizierende 

Gläubige sind. Die Zahl jener, die zumindest zu Hause beten, wird auf 30 Prozent 

geschätzt, jene der regelmässigen Moscheebesucher auf 15 Prozent.72 Im Vordergrund 

steht oft das identitätsstiftende Gefühl des Dazugehörens und weniger eine strenge 

Ausrichtung des Alltags nach islamischen Vorschriften, insbesondere bei den 

Jugendlichen. Der Islam stellt auch für viele Muslime, die sich als nicht religiös ansehen, 

eine Kulturbindung dar.73 Er ist aber oft kein dominierender, strategischer Faktor: Die 

religiöse Dimension kommt lediglich zu tieferen ethnischen oder nationalen Faktoren 

hinzu.74 In diesem Zusammenhang drängt sich die Frage auf, was einen Muslim ausmacht, 

wen wir als Muslim bezeichnen und als was sich ein Muslim selbst versteht:  

 

Den regelmässigen Besucher der Moschee, das Kind muslimischer Eltern, jemanden mit 
einem bestimmten ethnischen Hintergrund (einen Araber, einen Pakistani) oder die 
Angehörigen einer bestimmten Kultur? Was ist der Islam? Eine Reihe von Glaubenssätzen aus 
einem Buch der Offenbarungen, eine Kultur, die mit einer bestimmten historischen Zivilisation 

                                                             
71 Vgl. Gianni 2010a: 18-20. Behloul/Lathion 2007: 197-198.  
72 Gemäss Schätzungen von Taner Hatipoğlu, Präsident der Vereinigung islamischer Organisationen in Zürich 
VIOZ (Roost Vischer 2010: 360). 
73 Vgl. Piening 2005: 186-187. 
74 Vgl. Roy 2006: 78. 
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verbunden ist? Eine Reihe von Normen und Werten, die unterschiedlichen Kulturen angepasst 
werden können? Ein überkommenes Vermächtnis, das auf einen gemeinsamen Ursprung 
zurückgeht?75 

 

Die Muslime bilden demzufolge auch in der Schweiz ein sehr heterogenes Gebilde, was es 

schwierig macht, von einer muslimischen Kultur zu sprechen. Wenn wir allerdings von 

Muslimen sprechen, so ist dies nicht nur eine Frage der Glaubenszugehörigkeit, sondern 

umfasst auch die demographische Herkunft und sozio-kulturelle Faktoren. Eine solche 

Verwendung des Begriffs wird oft als Ethnisierung oder Neo-Ethnizität der Muslime als 

gesellschaftliche Gruppe in Westeuropa beschrieben.76 Neo bedeutet in dem Fall, „dass 

die Ursprungskultur nicht mehr wirklich relevant ist“; Ethnizität, dass „die Religion nicht 

als Glaube, sondern als eine Reihe von überkommenen kulturellen Mustern betrachtet 

wird, die nicht mehr mit dem spirituellen Leben einer Person verbunden sind“77. 

 

Muslime sind in der Schweiz entsprechend ihrer Herkunft in gegenwärtig über 150 

Kulturvereinen organisiert, die meistens eine starke Verbindung zum jeweiligen 

Herkunftsland haben. Diese Vereine orientieren sich oft eher an kulturellen und 

gesellschaftlichen als an rein religiösen Kriterien, weshalb sie auch von nicht 

praktizierenden Muslimen besucht werden. Die Muslime versammeln sich zum Gebet und 

für kulturelle Veranstaltungen grösstenteils in Privatwohnungen oder ehemaligen 

Gewerberäumen und Lagerhallen, die zu sogenannten Hinterhofmoscheen 

umfunktioniert wurden. Die einzigen Moscheen in der Schweiz, die von aussen als solche 

zu erkennen sind, sind die Moschee der Fondation Culturelle Islamique in Genf (seit 1978) 

und die Mahmud-Moschee der Ahmadiyya in Zürich (seit 1963). Ausserdem haben die 

Moschee der Islamisch-Albanischen Gemeinschaft in Winterthur (seit 2005) und das 

Zentrum des türkischen Kulturvereins in Wangen (seit 2009) ein symbolisches Minarett auf 

dem Dach, sind aber ansonsten nicht als Moschee zu erkennen.78 Diese 

Versammlungsorte, die vereinfachend als Moscheen wahrgenommen werden, bieten 

zugleich auch den Raum für soziale Kontakte über die Gebetszeiten hinaus. Ausserdem 

                                                             
75 Ebenda: 37-38. 
76 Vgl. Klausen 2006: 267. 
77 Roy 2006: 129. 
78 Nachdem die von der SVP und der EDU lancierte Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“ am 29. 
November 2009 von 57.5% der Abstimmenden angenommen wurde, dürfen in der Schweiz keine Minarette 
mehr gebaut werden. Die bestehenden Minarette sind von diesem Entscheid nicht tangiert. 
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sind sie Dienstleistungszentren, die auf die religiösen, vor allem aber auch kulturellen 

Bedürfnisse ihrer Besucher zugeschnitten sind. So werden beispielsweise Produkte aus 

dem Heimatland verkauft, soziale Beratungen durchgeführt, Sprachkurse angeboten und 

Sportveranstaltungen organisiert.79 

Nebst diesen Kulturvereinen haben Muslime in der gesamten Schweiz damit begonnen, 

sich in sprach- und kulturübergreifenden Dachverbänden zu organisieren. Einige davon 

sind regionalbezogen, andere haben den Anspruch der schweizweiten Vertretung. 1989 

wurde mit der Gemeinschaft islamischer Organisationen der Schweiz GIOS der erste 

Dachverband gegründet, der 1998 in der Koordination Islamischer Organisationen 

Schweiz KIOS aufging und zum Ziel hatte, die in fünf Dachverbänden 

zusammengeschlossenen Vereine in eine Gemeinschaftsstruktur zu überführen. Mit der 

Gründung der Föderation Islamischer Dachorganisationen in der Schweiz FIDS im Jahr 

2006 wurde erneut versucht, eine gesamtschweizerische Dachorganisation zu etablieren. 

Die FIDS besteht gegenwärtig aus 13 Dachorganisationen und vertritt 171 islamische 

Zentren in der Schweiz. Damit ist sie die grösste islamische Organisation in der Schweiz.80 

Die Dachverbände dienen einerseits als Plattform für den Verständigungsprozess unter 

Muslimen selbst, andererseits sind sie ein Ansprechpartner für Schweizer Behörden und 

versuchen, die zentralen Anliegen der muslimischen Gemeinschaft durchzusetzen: 

Einführung des islamischen Religionsunterrichts in öffentlichen Schulen, Gründung einer 

deutsch- bzw. französischsprachigen islamischen Fakultät zur Ausbildung von Geistlichen 

und Religionslehrern, Aufbau weiterer religiöser Infrastrukturen, Errichtung eigener 

Friedhöfe und schliesslich öffentlich-rechtliche Anerkennung. Nach wie vor existiert kein 

von Muslimen allgemein anerkannter gesamtschweizerischer Verband.81 

4.1. Muslime in Zürich  

Mit einer Wohnbevölkerung von 382‘906 Personen ist Zürich die grösste Schweizer Stadt. 

Der Anteil der ausländischen Wohnbevölkerung liegt bei 30.7%.82 Der Anteil der Muslime 

an der Zürcher Bevölkerung betrug bei der Eidgenössischen Volkszählung im Jahr 2000 
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 Vgl. Behloul/Lathion 2007: 200-203. 
80 Vgl. http://www.fids.ch 
81 Vgl. Schatz 2002: 15-17. Gianni 2010a: 21-22. 
82 Ende 2009, Statistik Stadt Zürich. 
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5.7%, was 20‘888 Personen entsprach.83 Wie in der gesamten Schweiz kommt auch in 

Zürich die Mehrheit der Muslime aus dem ehemaligen Jugoslawien und aus der Türkei. 

Über die Angehörigkeit zu den einzelnen Glaubensrichtungen gibt es keine offizielle 

Statistik. Die Mehrheit der Muslime in Zürich ist sunnitisch-hanafitisch ausgerichtet. 

Daneben gibt es etwa 5000 Aleviten sowie einige Schiiten und Angehörige der 

Ahmadiyya-Bewegung, die 1946 in die Schweiz kam, um in Zürich eine Missionsstelle zu 

gründen.84  

Muslime sind in Zürich vor allem in jenen Quartieren stark vertreten, die einen hohen 

Anteil von Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien verzeichnen. Die Quartiere mit den 

höchsten Anteilen an Muslimen sind Hard im Kreis 4 (11.9%), Gewerbeschule im Kreis 5 

(11.3%), Altstetten im Kreis 9 (9.2%) und Saatlen und Schwamendingen-Mitte im Kreis 12 

(je 9.1%). Am wenigsten vertreten sind die Muslime in den Kreisen 1 (1.4%; Quartiere 

Rathaus, Hochschulen, Lindenhof, City), 7 (1.5%; Quartiere Fluntern, Hottingen, 

Hirslanden, Witikon) und 8 (2%; Quartiere Seefeld, Mühlebach, Weinegg). Seit 2004 

verfügt der Friedhof Witikon über einen muslimischen Bestattungsteil.85 

Im Jahr 1995 haben neun muslimische Vereine und Stiftungen den kantonalen 

Dachverband Vereinigung der Islamischen Organisationen in Zürich VIOZ gegründet, der 

derzeit 18 Mitgliedsorganisationen zählt, 11 davon aus der Stadt Zürich selbst. Die VIOZ 

ist Ansprechpartnerin für die Behörden des Kantons und der Stadt und soll die Anliegen 

der Muslime vertreten. Sie will den Muslimen in der Schweiz bei der Ausübung und dem 

„rechten Verständnis“ ihrer Religion behilflich sein, den Dialog mit Nicht-Muslimen 

fördern, die Errichtung weiterer islamischer Grabfelder ermöglichen und die öffentlich-

rechtliche Anerkennung als islamische Religionsgemeinde erreichen. Ausserdem setzt sie 

sich für die Integration der Muslime in die schweizerische Gesellschaft ein.86 

In der Stadt Zürich gibt es mehr als zehn muslimische Vereine oder Zentren. Vier davon 

sind türkisch (Verband der Islamischen Kulturzentren, Türkisch-Islamischer idealistischer 

                                                             
83 Neuere Daten sind nicht erhältlich, da die Stadt Zürich Angaben über Personen mit muslimischer 
Glaubenszugehörigkeit nur von den Eidgenössischen Volkszählungen besitzt, die letztmals im Jahr 2000 
durchgeführt wurde. Gemäss einer groben Schätzung Ende September 2009 dürfte die Anzahl der Muslime 
auf gegen 23‘000 angestiegen sein (Quelle: E-Mail Doris Rapold, Datenspezialistin Statistik Stadt Zürich, 
15.09.2010). 
84 Vgl. Humbert 2004: 428-429. 
85 Jahr 2000; vgl. Statistik Stadt Zürich 2004: 9 und 37. 
86 Vgl. Grundsatzerklärung der VIOZ (März 2005) Seiten 2 und 4 (Punkte 6 und 10): 
http://www.vioz.ch/2005/20050327_VIOZ_Grundsatzerklaerung.pdf 
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Verein der Schweiz, Türkisch-Islamische Stiftung für die Schweiz/Diyanet87, Schweizerische 

Islamische Glaubensgemeinschaft), eines alevitisch (Anatolisches und alevitisches 

Kulturzentrum), vier vorwiegend für Besucher arabischer Herkunft (Stiftung Islamische 

Gemeinschaft Zürich, Islamisches Zentrum Zürich, Swiss Muslim Society, Al Hidaya Verein) 

und eines albanisch (Albanisch-Islamische Gemeinschaft). Mit dem Islamischen Zentrum 

Ahl al-Bayt wurde 2002 von iranischen Schiiten das erste offizielle schiitische Zentrum in 

der Schweiz gegründet. Ferner gibt es die Föderation der Islamischen Vereine in der 

Schweiz, den Frauenverein Fatima az-Zahra und den Verein für Islamische Kultur.88 

Ausserdem eröffnete die Ahmadiyya-Bewegung 1963 die erste Moschee in der Schweiz 

(Mahmud-Moschee), die neben der Petit-Saconnex Moschee in Genf die einzige Moschee 

in der Schweiz ist, die von aussen als solche erkennbar ist.89 

4.2. Muslime in Basel  

Mit 168‘334 Einwohnern90 ist Basel nach Genf die drittgrösste Schweizer Stadt und somit 

die zweitgrösste Stadt der deutschsprachigen Schweiz. Bezieht man die Gemeinden 

Riehen und Bettingen, mit denen Basel den Stadtkanton Basel-Stadt bildet, mit ein, 

beläuft sich die Einwohnerzahl auf 190‘045. Der Ausländeranteil liegt in der Stadt Basel 

bei 34.3%, im Kanton Basel-Stadt bei 32.6%. Bei der Eidgenössischen Volkszählung im Jahr 

2000 betrug der Anteil der Muslime an der Wohnbevölkerung der Stadt Basel 7.4% 

(12‘368) und 6.7% (12‘643) an derjenigen des Kantons Basel-Stadt.91 Für Ende 2009 hat 

das Statistische Amt der Stadt Basel einen Anteil von 10.6% (17‘815) für die Stadt Basel 

und 9.7% (18‘391) für den Kanton Basel-Stadt verzeichnet.  

Die Muslime in Basel kommen aus etwa 20 verschiedenen Ländern, die meisten aus Ex-

Jugoslawien und der Türkei. Der Anteil an Türken ist in Basel auffällig hoch, rund ein 

Drittel aller Basler Muslime haben die türkische Staatsangehörigkeit (Ende 2009: 6‘024). 

Auch in Basel sind die Muslime vorwiegend Sunniten und gehören der hanafitischen 

                                                             
87

 Die Diyanet-Moscheen werden durch die türkische Religionsbehörde Diyanet und ihre staatliche 
Aussenstelle in der Schweiz (DITIB) ideologisch und finanziell unterstützt. 
88 Ausserdem gibt es sowohl in Zürich als auch in Basel und Bern einzelne kleine Sufi-Gruppen, auf die ich 
hier nicht eingehen werde, da einerseits wenig über sie bekannt ist, weil sie sich vorwiegend in 
Privatwohnungen versammeln, und sie andererseits ein Randphänomen darstellen. 
89 Vgl. Humbert 2004: 429-440.  
90 Ende 2009, Statistisches Amt Basel-Stadt. 
91 Bundesamt für Statistik BFS. 
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Rechtsschule an. Die Zahl der Aleviten ist in Basel mit etwa 4000 Angehörigen 

überproportional hoch. Schiiten gibt es nur wenige und diejenigen, welche ihre Religion 

öffentlich ausleben, sind in sunnitischen Zentren anzutreffen.92 Muslime sind in den 

folgenden Wohnvierteln besonders stark vertreten: Rosental (Anteil 22.9%), Klybeck 

(21%), Kleinhüningen (20.6%), Matthäus (17.6%), Gundeldingen (15.5%) und St. Johann 

(15.3%). Am wenigsten vertreten sind die Muslime in den Vierteln Altstadt Grossbasel 

(0.8%) und Bruderholz (2.6%) sowie in den Gemeinden Bettingen (0.5%) und Riehen 

(2.8%).93 

1997 schlossen sich verschiedene sunnitisch-islamische Organisationen aus den Kantonen 

Basel-Stadt und Basel-Landschaft zum Dachverband Basler Muslim Kommission BMK 

zusammen. Der BMK gehören heute 13 Organisationen aus der Stadt Basel und vier aus 

dem Kanton Basel-Landschaft an. Die Kommission war erstmals mit einem Brief an die 

Basler Regierung in Erscheinung getreten, in dem sie um die Errichtung eines islamischen 

Grabfeldes ersucht hatte, das am 14. Juni 2000 auf dem Friedhof Hörnli eröffnet wurde. 

Die BMK widmet sich der „Bewahrung der Rechte im Rahmen des Schweizerischen 

Gesetzes“, der Kontaktpflege zwischen den Behörden und den islamischen 

Organisationen, der Förderung und Unterstützung einer „positiven Präsenz der Muslime“ 

und einer „von allen Seiten akzeptablen Integration der Islamischen Gemeinschaft in die 

hiesige Gesellschaft“ sowie der Förderung muslimischer Feierlichkeiten und der 

islamischen Erziehung.94 

Auch in Basel sind die meisten Vereine nach Sprachzugehörigkeit organisiert. Die ersten 

drei islamisch-sunnitischen Vereine oder Zentren wurden 1974 von türkischen 

Einwanderern gegründet. Mit der zunehmenden muslimischen Einwanderung nahm auch 

die Zahl der Vereinsgründungen zu. Die meisten muslimischen Vereine in Basel sind 

türkisch: Basel Hicret Camii (Güterstrasse), Basel ve Çevresi Türk Islam Sosyal ve Kültür 

5ŜǊƴŜƐƛ/Türkisch-Islamischer Sozial- und Kulturverein beider Basel (Dreispitz; Diyanet-

Moschee), Basel Türk Kültür 5ŜǊƴŜƐƛ/Türkischer Kultur Verein/Mevlana Cami, Merkez 

Kleinbasel, Moschee Kommission Basel (Kaserne) und Said-i Nursi Stiftung. In der 

Islamischen König Faysal Stiftung (Friedensgasse) ist die Predigtsprache zwar Arabisch, 

                                                             
92 Vgl. Baumann 2000: 435-439. 
93 Ende 2009, Statistisches Amt Basel-Stadt. 
94 http://www.inforel.ch/i1188.html; www.baselmuslim.org; Roost Vischer 2010: 361. 
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ausserhalb der Gebete treffen sich dort aber auch Muslime anderer Sprachgruppen. 

Weiter richtet sich der Arrahma-Verein an Muslime arabischer Muttersprache. Albaner 

treffen sich im Islamischen Verein Besimtari und im YǳƭǘǳǊǾŜǊŜƛƴ αtŀǉƧŀά, Bosniaken im 

Zentrum Islamische Gemeinschaft Bosniens. Seit 2005 gibt es einen pakistanisch-

islamischen Verein (PAK Welfare Society and Islamic Centre Basel). 

Die Aleviten begannen sich in Basel erst anfangs der 1990er Jahre zu organisieren. Sie 

treffen sich derzeit in drei Vereinen (.ŀǎŜƭ ǾŜ 4ŜǾǊŜǎƛ !ƭŜǾƛ .Ŝƪǘŀǒƛ YǸƭǘǸǊ 

.ƛǊƭƛƐƛκYǳƭǘǳǊǾŜǊŜƛƴƛƎǳƴƎ ŘŜǊ !ƭŜǾƛǘŜƴ ǳƴŘ .ŜƪǘŀǎŎƘƛ, .ŀǎŜƭ ǾŜ 4ŜǾǊŜǎƛ 4ŀƐŘŀǒ !ƭŜǾƛƭŜǊ 

5ŜǊƴŜƐƛκ!ƭŜǾƛtisches Kulturzentrum Regio Basel und Pir Sultan Abdal Alevi Kültür Dergahi). 

Die alevitischen Vereine gehören nicht zur BMK. Für die alevitischen Vereine in der 

Schweiz gibt es einen nationalen Dachverband in Schlieren (Föderation der Alevitischen 

Gemeinden in der Schweiz FAGS). Ferner verfügt in Basel auch die kleine Ahmadiyya 

Muslim Mission über einen Gebetsraum.95 

4.3. Muslime in Bern  

Die Stadt Bern zählt 130‘289 Einwohner96 und ist somit die viertgrösste Schweizer Stadt 

und drittgrösste Stadt der Deutschschweiz. Ihr Ausländeranteil liegt bei 22%. Bei der 

Volkszählung im Jahr 2000 wurden in Bern 4‘907 Muslime gezählt, was einem Anteil von 

3.8% an der Gesamtwohnbevölkerung entsprach. Laut dem Bundesamt für Statistik 

kamen 45.7% dieser Muslime aus dem ehemaligen Jugoslawien, 21.9% aus dem Nahen 

Osten (die grösste Gruppe dürften hier wohl die Türken bilden), 10.4% aus Afrika und 

15.7% waren Muslime schweizerischer Staatsangehörigkeit. Wie in Zürich und Basel – und 

in der Schweiz allgemein – ist auch in Bern die Mehrheit der Muslime sunnitisch-

hanafitisch. Daneben gibt es kleinere Gruppen von Schiiten und Aleviten. Ebenfalls gibt es 

in Bern ein paar Angehörige der Ahmadiyya. Seit dem Jahr 2000 gibt es in Bern auf dem 

Bremgartenfriedhof ein separates Gräberfeld für Muslime. 

                                                             
95 Vgl. Baumann 2005: 22. Baumann 2000: 449-489. http://www.inforel.ch/i21e08.html 
96 Ende 2009, Statistikdienste der Stadt Bern. 
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In Bern leben die Muslime stark segregiert. Beim Segregationsindex97 lässt sich zwischen 

1990 und 2000 eine Steigerung von 5.1 auf 42.96 feststellen. Fast die Hälfte aller Muslime 

in Bern (47.7%) wohnt im Stadtteil Bümpliz-Oberbottigen und macht damit 7.4% der 

gesamten Stadtteilbevölkerung aus. Die Bezirke mit dem grössten Anteil an Muslimen 

sind dementsprechend Bethlehem (10.9%), Stöckacker (6.3%) und Bümpliz (5.3%) im 

Stadtteil Bümpliz-Oberbottigen, aber auch Murifeld (5.8%) im Stadtteil Kirchenfeld-

Schosshalde. Den niedrigsten Anteil an Muslimen haben die Stadtteile Innere Stadt (1.1%) 

und Länggasse-Felsenau (1.9%).98 

Seit 2005 fungiert der Islamische Kantonalverband Bern Umma als Dachorganisation für 

die Berner Muslime. Die Umma zählt 13 Mitgliedsvereine aus dem gesamten Kanton 

Bern. Laut Statuten hat der Dachverband Umma das Ziel, die Anliegen der Muslime in der 

Öffentlichkeit gegenüber Behörden und Medien zu vertreten, die einzelnen Vereine in der 

Bewahrung ihrer unterschiedlichen kulturellen Identität zu unterstützen, die öffentlich-

rechtliche Anerkennung des Islam als Religion und Glaubensgemeinschaft zu erstreben, 

eine muslimische Infrastruktur im ganzen Kanton aufzubauen und zu betreiben, den 

interreligiösen Dialog zu fördern und die Muslime in den Bereichen Bildung, Erziehung 

und Integration im Kanton zu unterstützen.99 

Eine Vielzahl von Vereinsgründungen in Bern durch Einwanderer aus dem ehemaligen 

Jugoslawien geht auf die frühen 1990er Jahre zurück, da es in den bestehenden, oft von 

türkischen Muslimen getragenen Vereinen und Gebetsräumen eng wurde. In Bern 

existiert für die bosnischen Muslime seit 2006 der Verein Sabur. Auch die Besucher des 

Muslimischen Vereins Bern sind vorwiegend Bosniaken, aber auch Muslime mit 

türkischem und arabischem Hintergrund besuchen die Räumlichkeiten. Teilweise 

besuchen Bosniaken auch die Islamische Gemeinschaft Ikre in Bern-Bethlehem, diese 

besteht aber vorwiegend aus albanischen Mitgliedern. Die Yeni Cami in der Lorraine (seit 

1992) wird von der türkischen Religionsbehörde Diyanet unterstützt. Das Islamische 

Zentrum Bern (IZB) war zu Beginn ein Gebetsraum, der in den 1970er Jahren von 

Flüchtlingen aus Uganda und Pakistan gemietet wurde. Heute besuchen Muslime aus 

                                                             
97 Der Segregationsindex misst, wie stark die Verteilung einer Bevölkerungsgruppe über ein bestimmtes 
Gebiet von einer Gleichverteilung abweicht. Ein Wert von 0 würde Gleichverteilung bedeuten, ein Wert von 
100 maximale Segregation (www.statistik-bs.ch/gesellschaft/bevoelkerung/segregation). 
98 Eidgenössische Volkszählung 2000, Datenbearbeitung Statistikdienste der Stadt Bern. 
99 Vgl. Statuten der Umma, Artikel 2: http://www.umma.ch/documents/Statuten_IKB.pdf 
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über 20 verschiedenen Ländern das Zentrum. Die Freitagspredigt wird auf Deutsch 

gehalten, der Imam des Zentrums stammt aus Somalia. Wie in Zürich gibt es auch in Bern 

einen Ableger des Ahl al-Bayt, ein zwölferschiitischer Verein, der vorwiegend von 

Libanesen, aber auch von Irakern und Schweizer Konvertiten frequentiert wird. Weiter 

gibt es in Bern das von Schweizer Konvertitinnen gegründete Islamische Frauenzentrum 

Dar an-Nur, einen somalischen Frauenverein sowie die Somalian Muslims Association und 

die Sri Lankan Muslims Association. Die Aleviten besitzen in der Stadt Bern keinen Verein, 

im Kanton Bern gibt es in Biel und Langenthal je einen alevitischen Verein, welcher der 

Föderation der Alevitischen Gemeinden in der Schweiz FAGS angeschlossen ist. Die 

Ahmadiyya-Bewegung trifft sich im Gemeindezentrum Wylerhuus.100 

4.4. Die Integration der Muslime in der Schweiz  

Im Anschluss an die Zahlen und Fakten bezüglich Muslime in der Schweiz wende ich mich 

nun der Frage zu, inwieweit die oft vorgebrachte Unterstellung, Muslime seien nur 

unzureichend integriert, wahr bzw. falsch ist und was eine gelingende Integration der 

Muslime voraussetzt. Die Zeitschrift TANGRAM, welche die Eidgenössische Kommission 

gegen Rassismus EKR zweimal jährlich herausgibt, befasste sich in der Ausgabe nach der 

Minarettverbotsinitiative vom 29. November 2009 mit dem Thema Muslimfeindlichkeit. 

Matteo Gianni, Politikwissenschaftler an der Universität Genf, schreibt in seinem Artikel 

„Intégration des musulmans en Suisse: assimilation ou vivre ensemble?“101, dass es beim 

Verständnis von muslimischer Integration eine Diskrepanz gibt: Einerseits steht die 

Grundannahme, dass die grosse Mehrheit der Muslime in der Schweiz gut integriert sei; 

andererseits ist die Idee vorherrschend, dass man den Risiken der islamischen 

Ausbreitung verfassungsmässige Grenzen setzen müsse, da diese eine Bedrohung für die 

politische Ordnung in der Schweiz darstellen. Letzteres Argument hat gemäss der Vox-

Analyse viele Wähler dazu bewegt, die Minarettverbotsinitiative anzunehmen:  

 

Bei den Entscheidmotiven der Befürworter wurde am häufigsten die Absicht genannt, ein 
Zeichen gegen die Ausbreitung des Islam und des von ihm propagierten Gesellschaftsmodells 
zu setzen. Viele fügten denn auch an, dass Minarette nichts mit der Religionsausübung zu tun 
hätten. Etwa jeder sechste Befürworter begründete seinen Entscheid als Reaktion auf die 

                                                             
100 Vgl. Rademacher 2008: 487-517. 
101 Gianni 2010b: 59-63.  
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Diskriminierung der christlichen Kirchen in islamisch geprägten Ländern. Konkrete Kritik an 
den in der Schweiz lebenden Muslimen gaben nur 15% der Ja-Stimmenden als Entscheidmotiv 
an. Die Zustimmung zum Minarettverbot darf auf jeden Fall nicht als generelle Ablehnung der 
in der Schweiz lebenden Muslime interpretiert werden. So erklärte sich eine Mehrheit von 
64% aller Stimmenden voll oder ziemlich davon überzeugt, dass sich die schweizerische und 
die islamische Lebensweise gut vertragen. Auf das Stimmverhalten wirkte sich diese positive 
Einschätzung aber überhaupt nicht aus. Auch diejenigen, welche von einer sehr guten 
Verträglichkeit ausgehen, stimmten dem Verbot des Baus neuer Minarette mit einem Ja-
Anteil von 49% zu. 
Bei den Gegnern war die Einschränkung der in der Verfassung garantierten Grundrechte auf 
Religionsfreiheit und Nichtdiskriminierung für ihre Nein-Stimme ausschlaggebend.102 

 

Nach der Abstimmung haben mehrere politische Stimmen wie beispielsweise Christophe 

Darbellay, Präsident der CVP, betont, dass die Integration der Muslime in der Schweiz ein 

Problem darstelle. Die Ergebnisse einer Studie103, die auf einer Befragung von 900 in der 

Schweiz lebenden Muslimen basiert, zeigen jedoch, dass ein solches Integrationsproblem 

eher in den Köpfen gewisser Schweizer als in der Realität zu existieren scheint. Aus der 

Studie geht hervor, dass sich die meisten Muslime sehr stark für die schweizerische Politik 

interessieren, was als ein Zeichen von Integration angesehen werden kann, oder 

zumindest als Willensäusserung politischer Integration. Die meisten Muslime haben 

zudem Vertrauen in die Institutionen des Schweizer Politsystems und berücksichtigen für 

ihre politische Meinungsbildung nur in geringem Masse die Ansicht von Vereinigungen 

oder religiösen Autoritäten. Weiter sagen die meisten Muslime von sich selbst, dass sie 

sich sehr gut in der Schweiz integriert fühlen (auf einer Skala von 1 bis 10 liegt der 

Durchschnitt bei 8). Die befragten Muslime fühlen sich eher mit der Schweiz verbunden 

als mit anderen Muslimen (7.75/10 gegen 6.5/10). Mit den Schweizern fühlen sie sich 

leicht weniger verbunden. Ein möglicher Grund dafür ist, dass ein Drittel der befragten 

Muslime sich aufgrund der Hautfarbe, der ethnischen Herkunft oder in geringerem 

Ausmass der Religion schon einmal diskriminiert gefühlt hat.  

Die positive Einstellung der Muslime ihrer Integration gegenüber heisst aber nicht, dass es 

keine Unsicherheiten oder Unstimmigkeiten in Bezug auf die Art und Weise der 

vollständigen Integration gäbe. Wie die Schweizer nehmen auch die Muslime sehr 

unterschiedliche Positionen ein, was ideologische Anschauungen und Fragen der 

                                                             
102 Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 29. November 2009. Vox: Analysen eidgenössischer 
Urnengänge (http://www.polittrends.ch/abstimmungen/abstimmungsanalysen/vox-analysen/2009-11-
29_VoxD.pdf). 
103 Durchgeführt von Matteo Gianni und Marco Giugni innerhalb des NFP 58 (Entre demandes de 
ǊŜŎƻƴƴŀƛǎǎŀƴŎŜ Ŝǘ ǇƻƭƛǘƛǉǳŜ ŘΩŀŎŎƻƳƻŘŀǘƛƻƴΦ [Ŝǎ ƻǊƛŜƴǘŀǘƛƻƴǎ ŎǳƭǘǳǊŜƭƭŜǎΣ ǎƻŎƛŀƭŜǎ Ŝǘ ǇƻƭƛǘƛǉǳŜǎ ŘŜǎ 
musulmans en Suisse). 
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Religionsausübung betrifft. Die Studie zeigt weiter, dass beispielsweise fast ein Drittel der 

Schweizer Nichtmuslime nicht erfreut darüber wäre, einen Muslim als nahen Verwandten 

durch Heirat zu haben; ein Viertel zeigt sich unzufrieden darüber, Muslime als Mitbürger 

zu haben und ein Fünftel als Freunde. Gianni kommt letztendlich zum Schluss, dass man 

sich die Frage stellen muss, welches Integrationsmodell die Schweiz verfolgen möchte: 

„Soll sie in einer assimilatorischen Logik verbleiben, in der sich die Minderheit den 

Werten der Mehrheit diskussionslos anpassen muss, oder wollen wir zu einem 

gemeinsamen Projekt des Zusammenlebens übergehen?“104 

Bereits im Jahr 1999 hat sich die Zeitschrift TANGRAM dem Thema Muslime in der 

Schweiz angenommen. Samir Shafy, Vorstandsmitglied des Interreligiösen Forums Basel, 

äusserte sich darin zu den Grundlagen für eine erfolgreiche Integration der Muslime in 

der Schweiz.105 Zentral dabei sind aus seiner Sicht die öffentlich rechtliche Anerkennung 

des Islam, die Regelung der Finanzierung islamischer Gemeinschaften und Projekte in der 

Schweiz sowie die Errichtung würdiger und zweckmässiger Moscheen. Die sogenannten 

Hinterhofmoscheen – Gebetsräume in gemieteten Baracken, verlassenen Fabrikhallen 

oder Kellerräumen – tragen seiner Meinung nach dazu bei, dass sich Muslime in der 

Schweiz nie richtig zu Hause fühlen und sich zusätzlich verbarrikadieren anstatt sich zu 

integrieren. Moscheen sollen deshalb nicht abgetrennt und isoliert am Rand der 

Wohngebiete stehen, sondern in der Nähe von Menschen und anderen religiösen 

Kultstätten. Auch Michael Bommes vom Institut für Migrationsforschung und 

Interkulturelle Studien der Universität Osnabrück ist der Ansicht, dass der Aufbau einer 

religiösen Infrastruktur den muslimisch orientierten Migranten die Wahrnehmung ihres 

Glaubens und eine entsprechend ausgerichtete Lebensführung erlaubt: „Dies trägt ggf. 

zur Normalisierung ihrer Situation in dem Sinne bei, dass der Islam und seine Gemeinden 

sich als selbstverständlicher Teil im religiös pluralen Spektrum einer Kommune begreifen 

und aus ihrer bislang vielfach gegebenen Randstellung herausfinden können.“106 

Derselben Meinung ist Günter Piening, Beauftragter für Integration und Migration in 

Berlin: „Je klarer für Migranten/innen ist, dass sie hier einen dauerhaften Wohnort haben, 

umso eher besteht das Bedürfnis danach, von provisorischen Gebetsräumen 

                                                             
104 Gianni 2010b: 63. 
105 Vgl. Shafy 1999: 36-37. 
106 Bommes 2009: 105-106. 
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wegzukommen. Insoweit kann man in der steigenden Zahl von Moscheebauten ein 

Zeichen der Integration sehen.“107 

 

  

                                                             
107 Piening 2005: 189-190. 
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5. Integrationspolitik  

Nachfolgend sollen die Grundzüge der Integrationspolitik der Schweiz sowie der uns 

interessierenden Städte geschildert werden. Nebst den rechtlichen Grundlagen werde ich 

mich vor allem den Integrationsleitbildern und der Integrationspraxis zuwenden. 

Abschliessend sollen Auszüge aus Dokumenten der Integrationsstellen gegenübergestellt 

werden, welche die Integration der Muslime thematisieren. 

5.1. Juristische Grundlagen auf Bundesebene  

In der Schweiz wurde die Integration der Migranten lange Zeit vernachlässigt. Seit dem 

Jahr 2001 ist die Integration als Bundesaufgabe anerkannt. Integrationsmassnahmen und 

-projekte werden seither durch den Integrationsförderungskredit des Bundes von jährlich 

ca. 16 Millionen Franken auch finanziell unterstützt. Diese Massnahmen und Projekte 

werden jeweils für die Dauer einer Legislaturperiode in einem Schwerpunkteprogramm 

festgelegt. Die Schwerpunkte für 2008 bis 2011 umfassen die Förderung von Sprache und 

Bildung, die Weiterentwicklung von Integrationsfachstellen sowie Modellvorhaben und 

Pilotprojekte zur Weiterentwicklung der Integrationsförderung, die Erkenntnisse von 

gesamtschweizerischer, übertragbarer und praxisrelevanter Bedeutung generieren 

sollen.108  

Die Integrationsbemühungen von Bund, Kantonen und Gemeinden werden vom 

Bundesamt für Migration (BFM) koordiniert (gemäss Art. 57 AuG109 und Art. 8 VIntA110). 

Das BFM entstand am 1. Januar 2005 aus dem Zusammenschluss des Bundesamtes für 

Flüchtlinge (BFF) und des Bundesamtes für Zuwanderung, Integration und Auswanderung 

(IMES). Es regelt alle ausländer- und asylrechtlichen Belange in der Schweiz und gehört 

zum Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement (EJPD).111 Zur Verbesserung der vom 

BFM durchgeführten Koordination wurde im neuen Ausländergesetz (Art. 57 Abs. 3 AuG) 

die Schaffung von kantonalen Ansprechstellen für Integrationsfragen für verbindlich 

erklärt. Da Zuwanderung in der Schweiz in erster Linie in die städtischen Gebiete erfolgt, 

verfügt auch ein Grossteil der Städte über verwaltungsinterne Integrationsdelegierte oder 
                                                             
108 Vgl. BFM (2007): 2-6. 
109

 Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer 
110

 Verordnung über die Integration von Ausländerinnen und Ausländern 
111 Vgl. BFM (2008): 4-5. 
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-fachstellen. Die kantonalen und kommunalen Integrationsdelegierten sind in der 

Konferenz der Integrationsdelegierten (KID) zusammengeschlossen.112 

Des Weiteren wurde vom Bundesrat am 1. Januar 2008 die Eidgenössische Kommission 

für Migrationsfragen (EKM) eingesetzt, die aus der Fusion der früheren 

Ausländerkommission (EKA) und der Kommission für Flüchtlingsfragen (EKF) entstanden 

ist. Die EKM ist eine ausserparlamentarische Kommission und ein beratendes Organ des 

Bundesrates. Sie beschäftigt sich mit sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen, politischen, 

demografischen und rechtlichen Fragen im Zusammenhang mit Migranten. Sie betreibt 

Grundlagenarbeit, nimmt Stellung zu aktuellen migrationspolitischen Themen und 

veröffentlicht Empfehlungen. Die Kommission wird durch ein Sekretariat unterstützt, 

welches administrativ dem BFM angegliedert ist.113  

Mit dem neuen Ausländergesetz (Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer 

AuG) (SR 142.20) und der revidierten Integrationsverordnung (Verordnung über die 

Integration von Ausländerinnen und Ausländern VIntA) (SR 142.205), die beide am 1. 

Januar 2008 in Kraft getreten sind, werden die Ziele der schweizerischen 

Integrationspolitik erstmals rechtlich verankert.114 In Artikel 4 (Kapitel 2: „Grundsätze der 

Zulassung und der Integration“) des Ausländergesetzes werden die Grundsätze der 

Integration beschrieben: 

 
1
 Ziel der Integration ist das Zusammenleben der einheimischen und ausländischen 

Wohnbevölkerung auf der Grundlage der Werte der Bundesverfassung und gegenseitiger 
Achtung und Toleranz. 
2
 Die Integration soll längerfristig und rechtmässig anwesenden Ausländerinnen und 

Ausländern ermöglichen, am wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben der Gesellschaft 
teilzuhaben. 
3
 Die Integration setzt sowohl den entsprechenden Willen der Ausländerinnen und Ausländer 

als auch die Offenheit der schweizerischen Bevölkerung voraus. 
4
 Es ist erforderlich, dass sich Ausländerinnen und Ausländer mit den gesellschaftlichen 

Verhältnissen und Lebensbedingungen in der Schweiz auseinandersetzen und insbesondere 
eine Landessprache erlernen. 

 

Auf weitergehende gesetzliche Definitionen von Integration und deren Messbarkeit 

haben Bundesrat und Parlament verzichtet. Gemäss einem Bericht des BFM über 

Integration werden 

                                                             
112 Vgl. BFM (2006): 14-15.  
113 Vgl. http://www.ekm.admin.ch/index.php 
114 Vgl. http://www.bfm.admin.ch/content/bfm/de/home/themen/integration.html 
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Erfolge bzw. die Probleme der Integration der ausländischen Bevölkerung anhand des 
Kriteriums der Chancengleichheit gemessen: Auf statistischer Ebene ist der Soll-Zustand der 
Integration demnach Řŀƴƴ αŜǊǊŜƛŎƘǘάΣ ǿŜƴƴ ½ǳƎŜǿŀƴŘŜǊǘŜ ǳƴǘŜǊ .ŜǊǸŎƪǎƛŎƘǘƛƎǳƴƎ ƛƘǊer 
sozio-ökonomischen Lage und familiären Situation vergleichbare Werte bezüglich der 
Arbeitsmarktchancen, Bildungschancen, Gesundheit, sozialen Sicherheit, Wohnqualität etc. 

aufweisen wie Schweizerinnen und Schweizer, die sich in der gleichen Situation befinden.
115 

 

Im 8. Kapitel des AuG gibt es weitere integrationsspezifische Bestimmungen zu folgenden 

Punkten: Förderung der Integration (Art. 53), Berücksichtigung der Integration bei 

Entscheiden (Art. 54), Finanzielle Beiträge (Art. 55), Information (Art. 56), Koordination 

der Integration (Art. 57) und Ausländerkommission (Art. 58). Diese neuen Bestimmungen 

bedeuten für die Behörden der Kantone und Gemeinden, die für deren Umsetzung 

zuständig sind, zahlreiche Veränderungen ihrer bisherigen Praxis. Beispielsweise müssen 

sie bei der Erteilung von Aufenthaltsbewilligungen neu den „Grad der Integration“ von 

Migranten als Kriterium berücksichtigen (Art. 96 AuG). Oder sie können Bedingungen wie 

den Besuch eines Sprach- oder Integrationskurses an die Erteilung einer Bewilligung 

knüpfen und in einer Integrationsvereinbarung festhalten (Art. 54 AuG und Art. 5 VIntA). 

Ausserdem kann ein Migrant die Niederlassungsbewilligung bei sehr guter Integration neu 

bereits nach fünf Jahren beantragen (Art. 34 AuG). Damit soll ein Anreiz geschaffen 

werden, sich möglichst schnell in der Schweiz zu integrieren.116 

5.2. Integrationspolitik der Städte Zürich, Basel und Bern  

Die städtische Eingliederungspolitik entstand in der Schweiz problembezogen. Daher kam 

es in den 1970er Jahren zu einem Wandel der nationalen Orientierung. Es etablierte sich 

die Ansicht, dass nicht die Assimilation der Migranten anzustreben ist, sondern „Wege 

des Zusammenlebens in der Verschiedenheit“117. Ausserhalb des schulischen Bereichs 

waren aber noch während langer Zeit keine relevanten Massnahmen zu verzeichnen.  

Mitte der 1990er Jahre begannen dann mehrere Schweizer Städte – nebst Zürich, Basel 

und Bern auch Luzern und Winterthur – spezifische kommunale Integrationspolitiken zu 

entwickeln. Die Integrationspolitik hatte zum Ziel, „Bedingungen für die Teilnahme am 

                                                             
115 BFM (2006): 8, Hervorhebung im Original. 
116 Vgl. EKM (2008): 2-8. 
117 Cattacin/Chimienti 2009: 667. 
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gesellschaftlichen Leben herzustellen und sie so zu verbessern, dass Ausgrenzungen 

möglichst verhindert werden“118. Mit den dabei entstandenen Integrationsleitbildern 

wurde der „Übergang von einer überholten, auf Gastarbeiter bezogenen und vor allem 

Defizite bearbeitenden Sozialtechnik zu Integrationsansätzen, in denen Partizipation und 

Chancengleichheit im Zentrum stehen“119 markiert. Damit wurde die Integrationsaufgabe 

nicht mehr allein an Schulen und Sozialdienste delegiert, sondern betraf fortan alle 

kommunalen Organe.  

Die Leitbilder definieren, worin eine Integrationspolitik bestehen könnte, zeigen 

Probleme und Handlungsbedarf auf und schlagen lösungsorientierte Massnahmen vor.120 

Sie enthalten aber keine Rechtssätze. Auch bewirken sie keine direkten Massnahmen: Ob 

und wie die Vorschläge von der Exekutive umgesetzt werden, entscheiden die politischen 

Akteure. Durch die Beratung und die Verabschiedung der Integrationsleitbilder im 

Parlament gewinnt die Integrationspolitik aber an Legitimation.121  

5.2.1. Zürich  

Bis Ende der 1980er Jahre blieb Zürich von den Problemen anderer europäischer Städte –

wie etwa die Bildung von Banlieues am Rand französischer Grossstädte – verschont. 

Zuziehende Bevölkerungsgruppen wurden rasch über den Arbeitsmarkt integriert. Zu 

Beginn der 90er Jahre veränderte sich die Situation jedoch. Zu diesem Zeitpunkt 

verschlechterten sich infolge Rezession und Arbeitsplatzabbau nicht nur die 

Zukunftsperspektiven der Migranten, sondern auch jene vieler Schweizer. Dies 

verschärfte soziale Spannungen und führte dazu, dass viele Einheimische den Migranten 

zunehmend ablehnend gegenüber standen. Ausländerpolitik wurde zu einem Anliegen 

aller politischen Parteien. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte die Stadt Zürich keine spezifische 

Integrationspolitik betrieben. Aufgrund der neuen Situation entschied der Stadtrat 

deshalb, sich mit einer solchen zu befassen.122 1996 gab der Zürcher Stadtpräsident dem 

Ethnologischen Seminar der Universität Zürich – unter der Leitung von Prof. Dr. Hans-

Peter Müller – den Auftrag, ein Integrationspapier zu verfassen. Die Ergebnisse von 

                                                             
118 Sancar 1999: 143. 
119 Wicker/Fibbi/Haug 2003: 36-37.  
120 Vgl. Sancar 1999: 140. 
121 Vgl. Bianchi 2003: 43.  
122 Vgl. Tremp 2005: 87-88.  
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umfangreichen Studien wurden in Zusammenarbeit mit einer 

departementsübergreifenden Arbeitsgruppe der Stadtverwaltung zu einem ersten 

Entwurf für ein Leitbild verarbeitet, der im Mai 1998 der Öffentlichkeit vorgestellt wurde. 

Die darauffolgende Vernehmlassung zeigte, dass die Absicht der Stadt Zürich, ein Leitbild 

zur Integrationspolitik zu erarbeiten, sehr begrüsst wurde. Die Grundzüge der Zürcher 

Integrationspolitik wurden 1999 durch den Stadtrat im definitiven Leitbild festgehalten. 

Dieses zeigt die wichtigsten Handlungsfelder auf, in denen das Zusammenleben mit 

konkreten Massnahmen verbessert werden soll. Das definitive Leitbild entstand unter 

Mitwirkung von Migranten der Interkulturellen Kommission für Integration IKOM und der 

Fachstelle für interkulturelle Fragen. Das Leitbild beschäftigt sich weniger mit 

theoretischen Konzepten als mit den konkreten Problemen und Chancen, die mit der 

Zuwanderung verbunden sind.123  

Die Integrationsleistungen der Stadt Zürich werden direkt und indirekt in den 

verschiedensten Bereichen der Stadtverwaltung und der Gesellschaft erbracht. Im Jahr 

2005 wurde im Bereich der Stadtentwicklung im Präsidialdepartement die 

Integrationsförderung geschaffen, die innerhalb der Stadtverwaltung die zentrale 

Koordinations- und Beratungsstelle für Fragen ist, die sich aus dem Zusammenleben von 

einheimischer und zugezogener Bevölkerung ergeben.124 Die Aufgaben und Angebote der 

Integrationsförderung können in die vier Bereiche125 Administration/Koordination, 

Information/Öffentlichkeitsarbeit, Strategien/Projekte und Kurse/individuelle Beratungen 

aufgeteilt werden. 

Zur Ausrichtung und Gestaltung der Zürcher Integrationspolitik dient ein 

Integrationsverständnis, das sich vor allem an den drei Bereichen Chancengleichheit 

(Erleichterung des Zugangs zu gesellschaftlichen Ressourcen), Stärkung individueller 

Kompetenzen (Befähigung der einzelnen Menschen zur Teilnahme am wirtschaftlichen 

und sozialen Alltag) und Willkommenskultur (Förderung von Akzeptanz, Anerkennung und 

                                                             
123 Vgl. Stadt Zürich 1999: 3. 
124 Vgl. Stadt Zürich 2007: 5. 
125 Vgl. http://www.stadt-
zuerich.ch/content/dam/stzh/prd/Deutsch/Stadtentwicklung/Publikationen_und_Broschueren/Integrations
foerderung/Integrationspolitik/Aufgaben20und20Angebote20der20IF20Kurzfcbersicht_Januar202007.pdf 
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Wertschätzung) orientiert. Ganz allgemein verfolgt die Integrationspolitik der Stadt Zürich 

folgende langfristigen Ziele126: 

 

¶ sie schafft Entwicklungsperspektiven für alle Bevölkerungsteile; 

¶ sie baut auf vorhandenen Fähigkeiten und Potentialen auf und nützt sie (Selbstorganisation, 
Selbsthilfe); 

¶ sie vermittelt zwischen den verschiedenen Bevölkerungsteilen und sorgt für ein möglichst 
konfliktfreies Zusammenleben; dabei setzt sie auch entschiedene Grenzen; 

¶ sie unterstützt funktionierende soziale Netze; 

¶ sie engagiert sich für gegenseitigen Respekt, den Abbau von Feindbildern und Diskriminierung 
und den Aufbau von Gemeinsamkeiten. 

 

Im Leitbild zur Integrationspolitik werden Leitideen und Massnahmen in folgenden sechs 

Handlungsfeldern beschrieben:  

 

¶ Sprachverständigung 

¶ Schule und Bildung 

¶ Erwerbsarbeit 

¶ Wohnquartier 

¶ Teilnahme am öffentlichen Leben 

¶ öffentliche Sicherheit 

 

Diese Leitideen und Massnahmen werden im Rahmen von Legislaturzielen angestrebt und 

werden auf der Basis neuer Erkenntnisse, neuer Bedürfnisse, neuer gesetzlicher 

Grundlagen und neuer Priorisierungen laufend weiterentwickelt. Folgende 

Handlungsfelder127 bilden die integrationspolitischen Schwerpunkte der Legislatur 2006 

bis 2010: 

 

Bildung und Sprache: Steuerung des Sprachförderangebots, Realisation von Pilotprojekten 
zur Sprachförderung von Vorschulkindern, bessere Erreichung ausländischer Eltern etc. 
Quartier: Soziale und kulturelle Integration der Migrationsbevölkerung in 
Brennpunktquartieren, verbesserte Koordination städtischer Massnahmen und 
Interventionen, Einsetzung einer interdepartementalen Kerngruppe Quartierentwicklung, in 
der quartierbezogene Situationsanalysen erstellt werden, etc. 
Verwaltung: Zugang zu städtischen Dienstleistungen erleichtern, verbesserte Information von 
Neuzuziehenden, Erstellung einer Übersicht über die Anzahl und Funktion der ausländischen 
Mitarbeitenden der Stadtverwaltung etc. 

                                                             
126 Stadt Zürich 1999: 6.  
127 Vgl. Stadt Zürich 2007: 7-9. 
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Religion und Gesellschaft: Gewährung kultureller und religiöser Rechte, respektvolle und 
aktive Zusammenarbeit mit Migrantenorganisationen und Religionsgemeinschaften, 
vermehrte gemeinsame Aktivitäten der einheimischen und der zugewanderten Bevölkerung.  
Erwerbsarbeit: Chancengleicher Zugang junger Migranten zum Lehrstellenmarkt, Annäherung 
der Arbeitslosenquote von einheimischer und zugewanderter Bevölkerung. 
Öffentlichkeit: Aktive Kommunikation und städtische Mitwirkung in Fachgremien und 
Netzwerken, Realisierung einer alljährlichen Migrations- oder Fachkonferenz und aktive 
Beteiligung in verschiedenen nationalen Arbeitsgruppen.  

 

5.2.2. Basel 

Im Regierungsprogramm 1997-2001 legte der Kanton Basel-Stadt Integration als eine 

wichtige Aufgabe fest und sprach sich dafür aus, eine Migrations- und Integrationspolitik 

zu entwickeln. Der Basler Regierungsrat beauftragte 1999 Dr. phil. Rebekka Ehret, 

Ethnologin der Universität Basel, ein Handlungskonzept für die Basler Integrationspolitik 

auszuarbeiten. Daraufhin wurde ein Leitbild entwickelt, in dessen Ausarbeitung über 170 

spezifische Fachgruppen und auch Migranten selbst mit einbezogen wurden. Der Grosse 

Rat stimmte im Januar 2001 dem Beschluss, das „Leitbild und Handlungskonzept des 

Regierungsrates zur Integrationspolitik des Kantons Basel-Stadt“128 umzusetzen, mit 

grosser Mehrheit zu. Mit der Umsetzung der Leitideen wurde Thomas Kessler – von 1998 

bis 2009 Integrationsbeauftragter der Stadt Basel – beauftragt. Das Basler 

Integrationsmodell wird laufend überarbeitet. 2004 wurde das Handlungskonzept durch 

das Interdepartementale Netzwerk Integration INI an die aktuellen Verhältnisse 

angepasst und ein Aktionsplan mit weiterführenden Integrationsmassnahmen entwickelt. 

In diesem werden für spezifische Zielgruppen konkrete (Projekt-)Schwerpunkte 

formuliert, welche die Leistungen in den Regelstrukturen (Schule, Sozialhilfe, 

Gesundheitswesen etc.) ergänzen.129  

Zeitgleich mit dem neuen schweizerischen Ausländergesetz (AuG) trat in Basel-Stadt 

(sowie auch im Kanton Basel-Land) am 1. Januar 2008 ein neues Integrationsgesetz in 

Kraft, das der bereits bestehenden Integrationspolitik auf kantonaler Ebene eine 

gesetzliche Grundlage gibt. 

Insgesamt richtet sich das Basler Integrationsmodell nach dem Grundsatz „fördern und 

fordern“. Ein zentraler Punkt ist das Bemühen, den seit den 1970er Jahren 

                                                             
128 Ehret 1999a. 
129 Vgl. Stadt Basel 2006: 11-12. 
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vorherrschenden Defizitäransatz hinter sich zu lassen und sich vermehrt am Potenzial und 

an den Ressourcen der Zugewanderten zu orientieren.130 Entsprechend wird die Basler 

Integrationspolitik von drei Leitlinien131 bestimmt: 

 

1. Das Fundament, auf dem die zukünftige Integrationspolitik aufbaut, wird vom vorhandenen 
Potenzial, also den Errungenschaften, Erfahrungen, Fähigkeiten und Kompetenzen der 
Beteiligten, gebildet. 
2. Integration wird als gesamtgesellschaftliches und gesamtstädtisches Anliegen verstanden, 
das heisst, die Gesamtheit aller Gesellschaftsmitglieder (Einheimische und Zugezogene) 
werden in den Prozess eingebunden. 
3. Die Integrationspolitik garantiert einen bewussten und respektvollen Umgang mit 
Differenz. Soziale oder strukturell bedingte Probleme dürfen nicht oberflächlich kulturalisiert 
und ethnisiert, geschlechterspezifische Aspekte nicht ignoriert oder neutralisiert werden.132 

 

Aus diesen drei Leitideen werden folgende Grundsätze für die integrationspolitische 

Praxis abgeleitet: 

 

1. Die vorhandenen Ressourcen werden genutzt und der individuelle Aufstieg gefördert. 
Soziale Mobilität und Leistungswille werden durch den Abbau struktureller Schranken 
unterstützt. Die neue Integrationspolitik ist vornehmlich leistungs- und aufstiegsorientiert. 
2. Informationslücken werden geschlossen und Vorurteile auf allen Seiten abgebaut. 
3. Basel-Stadt verfolgt eine umfassende Sozialpolitik. Als Grundprinzip gilt der 
Gleichheitsgedanke – die Integrationspolitik achtet und fördert die im Kanton lebenden 
Menschen als Individuen. In der Bekämpfung sozialer Benachteiligung gelten sozio-
ökonomische Kriterien für die Bestimmung der Zielgruppen und nicht die ethnische 
Herkunft.133 

 

Aufgrund dieses Paradigmenwechsels vom Defizitär- hin zum Potenzialansatz galt das 

Basler Modell lange Zeit als Vorbild für andere Städte im In- und Ausland. Mit den drei 

Leitideen will die Integrationspolitik Ungleichheitstendenzen auf dem Ausbildungs-, 

Arbeits- und Wohnungsmarkt sowie im Bereich der politischen Partizipation 

entgegenwirken. Daraus erwachsen sechs schwerpunktmässige Handlungsfelder und 

Umsetzungsbereiche134: 

 

Leitidee I: Nutzen des Potenzial Ą Schulbildung, Berufs- und Erwachsenenbildung, 
Erwerbsarbeit 
Leitidee II: Integration als gesamtgesellschaftliches Anliegen Ą Quartierentwicklung 

                                                             
130 Vgl. Kessler 2005: 108-110. 
131 Vgl. Ehret 1999a: 4-6. 
132 Stadt Basel 2006: 11. 
133 Ebenda. 
134 Ehret 1999a: 11. 
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Leitidee III: Bewusster Umgang mit Differenz Ą Öffentlichkeitskampagne, politische 
Partizipation 

 

Im Leitbild werden in den jeweiligen Handlungsfeldern folgende Umsetzungsideen 

beschrieben135: Förderung der Mehrsprachigkeit im schulischen Bereich; ausserschulische 

und institutionsübergreifende Begleitung der Jugendlichen bei der Integration in den 

Arbeitsmarkt; koordinierte Organisation der Erwachsenenbildung; Motivieren der 

Arbeitgeber, vermehrt praktische Tätigkeitsfelder für die Vorlehren der Brückenangebote 

und Lehrstellen anzubieten; Beschäftigung von Migranten in den Organen der staatlichen 

Verwaltung; Einsetzung von Quartiersekretariaten und Durchführung von 

Mediationsprojekten in den Quartieren; Bereitstellen von objektiven Informationen 

hinsichtlich Integrations- und Migrationsfragen in Form von Öffentlichkeitskampagnen; 

Möglichkeit der politischen Partizipation136. Die im Leitbild festgehaltene 

Integrationspolitik beruht auf einer Kombination der spezifischen Integrationsförderung 

und der Integration durch Regelstrukturen, hier vor allem in den Bereichen Bildung und 

Arbeit.137 

Die kantonale Stelle für Integration und Antidiskriminierung Integration Basel wurde 1998 

gegründet und bildet im Präsidialdepartement der Stadt Basel zusammen mit der 

Fachstelle Gleichstellung von Frauen und Männern und der Fachstelle Gleichstellung von 

Menschen mit einer Behinderung die Abteilung Gleichstellung und Integration. Dieser 

Abteilung ist auch die Stelle Koordination für Religionsfragen angegliedert, welche den 

Kontakt zu den verschiedenen Religionsgemeinschaften pflegt, den Runden Tisch der 

Religionen beider Basel leitet und bei religiös motivierten Konflikten berät.138 Sie ist aus 

der langjährigen Zusammenarbeit zwischen der Integrationsstelle und dem 

Ethnologischen Seminar der Universität Basel entstanden.139 Weiter stehen der 

Integrationsstelle drei Gremien zur Seite: Das Interdepartementale Netzwerk Integration 

                                                             
135 Vgl. Ebenda: 12-22. 
136 Die von einem links-grünen Komitee eingereichte Initiative „Stimm- und Wahlrecht für Migrantinnen und 
Migranten“ wurde am 26. September 2010 mit fast 81 Prozent der Stimmen verworfen. Die Initiative wollte 
Migranten nach fünfjährigem Wohnsitz in Basel in kantonalen Angelegenheiten zum Stimm- sowie zum 
aktiven und passiven Wahlrecht verhelfen. Auch der restriktivere Gegenvorschlag scheiterte mit einem 
Nein-Stimmenanteil von 61 Prozent. Er sah neben dem Stimmrecht lediglich das aktive Wahlrecht vor und 
verlangte mindestens zehn Jahre ununterbrochenen Wohnsitz in der Schweiz, davon fünf Jahre in Basel-
Stadt. 
137 Vgl. Wichmann/D’Amato 2010: 31-32. 
138 Vgl. http://www.pd.bs.ch/gleichstellung-und-integration.htm 
139 Vgl. Roost Vischer 2010: 359.  
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INI, das die Integrationsmassnahmen aller sieben Departemente koordiniert und das 

Handlungskonzept laufend aktualisiert; die verwaltungsunabhängige beratende 

Kommission für Migrations- und Integrationsfragen MIK, welche die Integrationspolitik 

durch konkrete und innovative Umsetzungsvorschläge unterstützt; und die Koordination 

Integrationsförderung KIF BS, welche die verschiedenen Integrationsbemühungen 

koordiniert und Richtlinien und Schwerpunkte für die Zuweisung von Deutsch- und 

Integrationskursen erarbeitet.140  

5.2.3. Bern  

1999 wurde in Bern das erste Leitbild zur Integrationspolitik verabschiedet, mit dessen 

Entwicklung das Institut für Ethnologie der Universität Bern unter der Leitung von 

Professor Hans-Rudolf Wicker bereits 1995 beauftragt worden war. Bern war somit die 

erste Deutschschweizer Stadt, die ein Integrationsleitbild in Auftrag gegeben hatte.141 Da 

sich die Rahmenbedingungen in den letzten rund zehn Jahren verändert haben, wurde 

das Leitbild angepasst und im Juli 2010 verabschiedete der Gemeinderat der Stadt Bern 

das „Leitbild zur Integrationspolitik der Stadt Bern 2010“. Bei der Erarbeitung des neuen 

Leitbildes wurde das Kompetenzzentrum Integration von einem Projektteam von 

verwaltungsinternen und externen Fachpersonen unterstützt. Als Ausgangslage für einen 

ersten Entwurf diente eine Studie des Swiss forum for migration and population studies 

der Universität Neuchâtel, die einen Überblick über die gegenwärtige 

Integrationsdebatte, neue Herausforderungen, mögliche Perspektiven und Empfehlungen 

enthält.142 Das Leitbild beinhaltet die integrationspolitischen Grundsätze, die Leitsätze 

sowie die strategischen Handlungsfelder der Stadt Bern. Auf der Grundlage des Leitbildes 

erarbeiten das Kompetenzzentrum Integration und andere Dienststellen konkrete 

Massnahmen. Das Leitbild soll sich an die Stadtverwaltung und die anderen 

integrationspolitischen Akteure richten, aber auch allen Einwohnern als Information über 

Haltung und Ziele des Gemeinderates in der städtischen Integrationspolitik dienen.143 

Im Leitbild der Stadt Bern werden vier Leitsätze genannt: 

                                                             
140 Vgl. http://www.welcome-to-basel.bs.ch/partner-ini.htm 
141 Vgl. Begert 2005: 93. 
142 Vgl. Stadt Bern 2010: 2.  
143 Vgl. Ebenda: 5.  
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¶ Die Stadt Bern anerkennt Vielfalt und Unterschiedlichkeit als Stärke der Gesellschaft. 

¶ Die Stadt Bern stärkt die Potenziale der Migrantinnen und Migranten. 

¶ Die Stadt Bern geht gegen Diskriminierung vor. 

¶ Die Stadt Bern fördert die Chancengleichheit und die Mitwirkung der Migrantinnen und 
Migranten.

144
 

 

Integration wird im Leitbild als Querschnittaufgabe bezeichnet. In erster Linie sollen 

bestehende Angebote in den Regelstrukturen unter Einbezug von migrationsspezifischen 

Faktoren geprüft und ausgebaut werden. Bei Bedarf werden spezifische Programme für 

Migranten erarbeitet. Für die Umsetzung entsprechender Massnahmen sind die 

städtischen Dienststellen zuständig, die vom Kompetenzzentrum Integration als Ansprech- 

und Koordinationsstelle unterstützt werden. Das Kompetenzzentrum Integration ist somit 

die Drehscheibe der städtischen Integrationspolitik. Nebst der Koordination der 

städtischen Integrationsmassnahmen stimmt sie diese mit der Integrationsarbeit privater 

Organisationen ab. Es greift Themen und Bedürfnisse aus der Migrationsbevölkerung auf 

und bearbeitet diese in Form von Projekten, Angeboten und Aktivitäten. Ausserdem 

leistet es integrationsspezifische Grundlagen- und Öffentlichkeitsarbeit und stellt die 

Informationen der Stadtverwaltung, Fachkreisen und der Bevölkerung zur Verfügung. Das 

Kompetenzzentrum Integration und der Gemeinderat werden von der Fachkommission 

für Integration beraten, die sich aus verwaltungsexternen Fachpersonen aus dem 

Integrationsbereich zusammensetzt und vom Gemeinderat gewählt wird. Um den 

Migranten die Möglichkeit zur Mitwirkung zu geben, gibt ihnen das Forum der 

Migrantinnen und Migranten die Gelegenheit, ein aktuelles Thema zu diskutieren sowie 

integrationsbezogene Interessen und Anliegen zu formulieren.145 

Für die Umsetzung der Leitsätze wurden die folgenden sieben strategischen 

Handlungsfelder146 definiert: 

 

¶ Bildung, Sprache und Erziehung: Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund der Stadt 
Bern haben die gleichen Bildungschancen wie Einheimische. Die Erwachsenen haben und 
nutzen Bildungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten zur Förderung der Chancengleichheit in 
allen Lebensbereichen, insbesondere auf dem Arbeitsmarkt. 

¶ Erwerbsarbeit: Die Migrantinnen und Migranten der Stadt Bern gehen einer ihren 
Qualifikationen entsprechenden Erwerbsarbeit nach. 

                                                             
144 Ebenda: 6, Hervorhebung im Original.  
145 Vgl. Ebenda: 11.  
146 Ebenda: 7-10. 
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¶ Freizeit, Kultur und Sport: Migrantinnen und Migranten der Stadt Bern nutzen Sport- und 
Freizeitaktivitäten sowie Kulturangebote als eine Möglichkeit zur Integration und zur 
Begegnung. 

¶ Gesundheit: Die Migrantinnen und Migranten der Stadt Bern erhalten und stärken ihre 
Gesundheit. 

¶ Mitwirkung in Politik und Gesellschaft: Die Migrantinnen und Migranten der Stadt Bern 
nehmen aktiv und mitbestimmend am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen 
Leben teil. 

¶ Wohn- und Lebensraum: Die Lebens- und Wohnqualität der Migrantinnen und Migranten der 
Stadt Bern entspricht derjenigen der einheimischen Bevölkerung. 

¶ Information und Kommunikation: Den Migrantinnen und Migranten der Stadt Bern stehen die 
relevanten Informationen zur Verfügung und sie wissen diese zu nutzen. Die einheimische 
Bevölkerung ist sensibilisiert für Fragen der Integration. 

 

Für 2011 und 2012 wurde ein erster Massnahmenplan entwickelt, der sich an den 

strategischen Handlungsfeldern des Leitbildes orientiert und sich auf einzelne 

Schwerpunkte konzentriert, die als besonders aktuell und dringlich eingestuft werden.147  

Die Stadt Bern trat im Mai 2009 der Europäischen Städtekoalition gegen Rassismus bei, 

welche die UNESCO 2004 initiiert hatte und der zur Zeit 104 Städte148 aus 22 

europäischen Ländern angehören. Bern hat einen Zehn-Punkte-Aktionsplan mit 37 

Massnahmen ausgearbeitet, um sich gegen Rassismus einzusetzen. Da Rassismus 

Ausgrenzung schafft und integrationshemmend wirkt, erachtet die Stadt Bern 

Rassismusprävention als Bestandteil einer kohärenten Integrationspolitik. Im Aktionsplan 

gegen Rassismus gibt es dementsprechend verschiedene Massnahmen, die primär auf die 

Integration von Migranten abzielen. Für die Umsetzung dieser Massnahmen ist ebenfalls 

das Kompetenzzentrum Integration zuständig oder es unterstützt die zuständigen 

Dienststellen dabei.149 

5.3. Integrationspolitik und Muslime  

In keinem der drei Leitbilder zur Integrationspolitik wird explizit auf Muslime 

hingewiesen. Allerdings werden auch keine anderen Gruppen separat genannt. Die 

Leitbilder richten sich ganz allgemein an die Immigranten. In anderen Dokumenten der 

Integrationsstelle oder der Verwaltung der Städte Zürich und Basel (z.B. Jahresberichte, 

Integrationsberichte, Stellungnahmen, Interviews/Zeitungsartikel etc.) wird aber auf 

                                                             
147 Stadt Bern 2011: 4.  
148 Bis jetzt sind ausserdem die Schweizer Städte Genf, Lausanne, Winterthur und Zürich dieser Koalition 
beigetreten. 
149 Stadt Bern 2009: 8-10.  
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Integrationsbemühungen verwiesen, die sich explizit an Muslime richten.150 Auch sonst 

werden darin Muslime und das Verhältnis Stadt – Muslime (beispielsweise die 

Zusammenarbeit mit den muslimischen Dachverbänden) thematisiert. Im Folgenden 

werde ich ausgewählte Textstellen anführen, die mir im Zusammenhang mit Integration 

besonders wichtig erscheinen. 

 

Im Integrationsbericht der Stadt Zürich, der von der Integrationsförderung Zürich verfasst 

wurde, wird im Zusammenhang mit Muslimen und Islam Folgendes geschrieben:  

 

Aus den unterschiedlichen Religionszugehörigkeiten der Stadtzürcher Wohnbevölkerung 
ergeben sich kaum alltagsrelevante Probleme. Auch gelingt es fast durchwegs, die direkten 
Berührungspunkte zwischen der Stadt und den Religionsgemeinschaften (bzw. den religiösen 
Bedürfnissen ihrer Mitglieder) zufriedenstellend zu gestalten. Dies nicht zuletzt dank einer 
pragmatischen und lösungsorientieren [sic!] Haltung aller Beteiligten und dank des durch 
regelmässige Kontakte aufgebauten gegenseitigen Vertrauens. Diesbezüglich von besonderer 
Bedeutung ist das 1997 auf Initiative der Stadt Zürich gegründete Zürcher Forum der 
Religionen, in dem sich Vertretungen von Stadt, Kanton und der verschiedenen Religionen auf 
einer praxisbezogenen Ebene organisiert haben und gemeinsam konkrete Informations- und 
Öffentlichkeitsarbeit leisten. 
Allerdings ist das gegenseitige Wissen unter den verschiedenen Religionsgemeinschaften nach 
wie vor relativ gering. Und nach wie vor bestehen in der Bevölkerung Vorbehalte und Ängste 
gegenüber einzelnen Minderheitsreligionen. In jüngerer Zeit davon besonders betroffen ist 
der Islam. Die Stadt Zürich weist deshalb bei sich bietender Gelegenheit darauf hin, dass es 
problemlos möglich ist, sowohl muslimischen Glaubens als auch Zürcherin oder Zürcher zu 
sein. Zudem beglückwünscht sie als Zeichen der Wertschätzung seit einigen Jahren die 
muslimischen Gemeinschaften anlässlich des Fastenmonats Ramadan im Rahmen eines 
Treffens zu ihrem hohen Feiertag. Sie nutzt dieses Treffen auch dazu, Fragen der Integration 
zu thematisieren.151 

 

Einer der integrationspolitischen Schwerpunkte der Stadt Zürich 2006 bis 2010 ist das 

Handlungsfeld Religion und Gesellschaft, für den die Integrationsförderung Zürich die 

Federführung inne hat. Es ist denkbar, dass die Islamdebatte den Anstoss für ein 

religionsspezifisches Handlungsfeld gab. Nebst dem bestehenden Dialog im Forum der 

Religionen wurden folgende Massnahmen152 getroffen:  

 

¶ Kontakt und Zusammenarbeit mit ausländischen Vereinen und Organisationen 

                                                             
150

 In Bern konnte kein Dokument ausfindig gemacht werden, das die Integration der Muslime thematisiert. 
151 Stadt Zürich 2009: 33. 
152

 Vgl. Stadt Zürich 2007: 9. 
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¶ Erstellung einer Analyse über die Haltungen, Bedürfnisse und Problemfelder 

der verschiedenen religiösen Gemeinschaften und ihrer Angehörigen in der 

Stadt Zürich und Erarbeitung einer Strategie für das städtische Handeln 

¶ Führen einer stadtinternen Anlaufstelle für spezielle Problemstellungen im 

interkulturellen und interreligiösen Bereich 

¶ Durchführung von Veranstaltungsreihen in den Quartieren mit 

Hintergrundinformationen zu alltagsrelevanten gesellschaftlichen Fragen 

 

Nachdem die Minarettverbotsinitiative im November 2009 angenommen worden war, 

bezog Christof Meier – Leiter der Integrationsförderung Zürich – Stellung dazu und 

berichtete über die negativen Auswirkungen, welche diese Initiative seiner Meinung nach 

auf die Integration der Muslime hat: 

 

Das Minarettverbot gilt einerseits für alle muslimischen Gemeinschaften, und somit auch für 
diejenigen, die sich stets „korrekt“ verhalten und die Integrationsarbeit aktiv unterstützen. 
Und andererseits führt das Minarettverbot zu einer relevanten Ungleichbehandlung *…+. Das 
ist die Diskriminierung. *…+ Sie verletzt. Sie hinterlässt ein Gefühl der ungerechtfertigten 
Benachteiligung. Und sie führt zu einer Distanzierung gegenüber all dem, was – ob 
gerechtfertigt oder nicht – mit der Ursache der Diskriminierung in Verbindung gebracht wird. 
Übertragen auf das Minarettverbot ist dies besonders problematisch. Denn die Distanzierung 
eines Teils der muslimischen Bevölkerung (insbesondere der jüngeren Generationen) wird 
sich auf die Schweiz als solche beziehen. Sie wird durch das Gefühl geprägt sein, hier trotz 
aller Anstrengungen und trotz aller erbrachten Integrationsleistungen (sowie trotz eines 
vielfach vollständig hier verbrachten Lebens) nicht akzeptiert zu sein und nicht 
dazuzugehören. Das demotiviert. Wenn es eine relevante Voraussetzung für einen 
gelungenen Integrationsprozess gibt, dann ist es die, dass es dazu insbesondere Motivation 
braucht. 
In der Stadt Zürich versuchen wir, eine entsprechende Politik umzusetzen. Nicht immer mit 
Erfolg, aber mit guten Resultaten und mit einem relativ umfassenden Ansatz, der in einem vor 
wenigen Wochen publizierten Bericht zuhanden des Gemeinderats beschrieben ist. Dieser 
beinhaltet unter anderem einen aktiven, auf gegenseitigem Vertrauen bauenden Dialog mit 
der muslimischen Bevölkerung, teilweise vertreten durch die in Zürich tätigen Imame und 
Vereinspräsidenten, die Mitglieder des Ausländerbeirats oder die Vorstandsmitglieder des 
Dachverbands der islamischen Organisationen Zürichs VIOZ:  
Wir konnten gemeinsam eine zufriedenstellende Lösung für die Friedhofsfrage finden. Wir 
haben die bereits vor einigen Jahren abgegebene Grundsatzerklärung der VIOZ (in der sich 
diese klar und unmissverständlich zum Schweizer Rechtsstaat und zu den hier geltenden 
Freiheitswerten bekennt) aktiv zur Kenntnis genommen, und ebenso die verschiedenen 
Bemühungen der einzelnen Gemeinschaften zu Gunsten einer verbesserten Integration. Wir 
organisieren – oft über das Zürcher Forum der Religionen – Informationsveranstaltungen und 
Moscheenbesuche. Wir thematisieren gesellschaftliche Problemstellungen und mögliche 
Verbesserungen. Und wir treffen uns regelmässig zum Gespräch sowie manchmal zum 
gemeinsamen Essen und Feiern.  
Natürlich könnte man noch mehr machen. Und natürlich gibt es in der Stadt Zürich noch 
zuviele Personen islamischen Glaubens, die nur ungenügend integriert sind. Aber die Situation 
ist alles andere als dramatisch und die Ursache der vorhandenen Probleme nur in sehr 
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seltenen Ausnahmefällen die Religion. Insgesamt ist es erfreulich, dass die Zürcher 
Integrationspolitik Früchte trägt und von der Mehrheit der Bevölkerung verstanden und 
unterstützt wird, sowohl von der einheimischen als auch von der zugewanderten.

153
 

 

Im Jahresbericht 2010 der Integrationsförderung Zürich werden Religion ganz allgemein, 

aber mit Verweis auf die Minarettverbotsinitiative auch die muslimischen 

Gemeinschaften thematisiert: 

 

Durch die Integrationsförderung im Jahre 2010 selbst aktiv gestaltet wurde die 
Zusammenarbeit mit Organisationen der Zivilgesellschaft in den Themenbereichen 
Ausländerrecht und Religion. Während diejenige mit der ausländerrechtlichen Beratungsstelle 
MIRSAH an einen kleineren Leistungsvertrag gekoppelt ist, erfolgen die Kontakte zu den 
religiösen Gemeinschaften in erster Linie über die aktive Mitwirkung im Vorstand des Zürcher 
Forums der Religionen. Dieses Engagement wurde ergänzt durch verschiedene direkte 
Kontakte, im Nachgang der Ende 2009 angenommenen Minarettinitiative insbesondere zu 
den muslimischen Gemeinschaften, deren Einladung anlässlich des Fastenmonats Ramadan 
durch das Stadtpräsidentium bereits Tradition ist.154 

 

Anlässlich dieses Empfangs der muslimischen Gemeinschaften hat die Stadtpräsidentin 

Corine Mauch am 15. September 2010 in ihrer Begrüssung Folgendes über die Muslime in 

Zürich gesagt:  

 

[Ich bin] sehr froh darüber, dass zwischen der Stadt Zürich, der VIOZ und den islamischen 
Gemeinschaften eine verlässliche Partnerschaft besteht. Gemeinsam setzen wir uns für eine 
Gesellschaft ein, in der der Rechtsstaat, Solidarität und in der Freiheitswerte (inkl. der 
Glaubens- und Kultusfreiheit) von zentraler Bedeutung sind. Aber auch für eine Gesellschaft, 
in die alle gut integriert sind und in der das Zusammenleben aller geprägt ist von Respekt, 
Toleranz und gegenseitigem Interesse. Dabei wissen wir, dass nicht alle Einwohnerinnen und 
Einwohner unseres Landes dies so sehen. Es gibt sowohl in der nicht-muslimischen als auch in 
der muslimischen Bevölkerung Personen, die andere Prioritäten haben und denen andere 
Interessen wichtiger sind. Einige von ihnen machen Politik auf Kosten der Menschen 
islamischen Glaubens und verwenden Argumentationen, die teilweise falsch, gefährlich und 
beleidigend sind. Und andere, hier sind eher Musliminnen und Muslime gemeint, lehnen die 
hier geltenden gesellschaftlichen Regeln ab oder bleiben fast ausschliesslich unter sich.155 

 

Auch in Basel findet seit 2009 ein gemeinsames Fastenbrechen statt. Am 31. August 2009 

hat Lilo Roost Vischer in ihrem Grusswort Folgendes gesagt:  

                                                             
153„Das Minarettverbot und die Integration“: http://www.stadt-
zuerich.ch/content/dam/stzh/prd/Deutsch/Stadtentwicklung/Publikationen_und_Broschueren/Integrations
foerderung/Themen_und_Fakten/161_09_mec_minarettverbot.pdf 
154 http://www.stadt-
zuerich.ch/content/dam/stzh/prd/Deutsch/Stadtentwicklung/Publikationen_und_Broschueren/Integrations
foerderung/if_bericht10.pdf, Hervorhebung im Original 
155 Begrüssungswort von Stadtpräsidentin Corine Mauch: 
http://www.vioz.ch/2010/20100915_imame_begruessung_mauch.pdf 
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Die rund 16 Moscheevereine der beiden Basel haben in den letzten Jahrzehnten grosse 
Leistungen erbracht. *…+ Es braucht offizielle Begegnungsanlässe wie diesen heutigen Abend. 
*…+ Es braucht auch die interreligiösen Vereine und Institutionen unserer Region: Den Verein 
„Interreligiöses Forum Basel“, wo Dialog und Begegnung im Zentrum stehen, die Stiftung 
„Christlich-Jüdischen Projekte“, die sich nun vermehrt den Muslimen öffnet und Platz bietet 
für theologische Debatten und Bildungsanlässe. Und den „Runden Tisch der Religionen beider 
Basel“, an dem neben den beiden kantonalen Vertretern viele verschiedene 
Religionsgemeinschaften beteiligt sind, die sich mit aktuellen und brisanten Fragen 
beschäftigen.156 

 

Aus dem Jahresbericht 2009 des Runden Tischs der Religionen beider Basel geht hervor, 

dass sich dieser 2009 zu fünf längeren Sitzungen getroffen hat und dass dabei im 

Zusammenhang mit dem Islam folgende Themen besprochen wurden:  

 

¶ Auswirkungen des Gazakriegs 

¶ Interreligiöse Belastungen (Angst vor Muslimen, neuer Brennpunkt „Islam“) 

¶ Planung der Aktivitäten im Vorfeld der Minarettverbotsinitiative (Ermutigung 

der BMK zu einer klaren Stellungnahme) 

¶ Forschungsprojekt „Imamausbildung und islamische Religionspädagogik“ 

¶ Religionsbezogene Lehrmittel für den schulischen Unterricht 

¶ Minarettverbotsinitiative und Reduzierung der Muslime auf die religiöse 

Zugehörigkeit 

¶ Fastenbrechen im Kulturzentrum Union 

¶ Woche der Religionen 

¶ Gründung der Projektgruppe Zelt Abrahams 

 

Nach der Minarettverbotsinitiative kam der Runde Tisch zum Schluss, dass es dringend 

professionellere religionsbezogene Informations- und Öffentlichkeitsarbeit brauche und 

dass neue Formen der Begegnung gefragt seien.157 

 

Die Integrationsbeauftragte der Stadt Basel, Elisa Streuli, hat am 11. Oktober 2010 in 

einem Interview mit der Basler Zeitung gesagt, dass das Integrationsleitbild nach wie vor 

in vielen Bereichen Gültigkeit habe, dass es aber auch gewisse Anpassungen brauche: 

                                                             
156 Grusswort Lilo Roost Vischer: http://www.welcome-to-basel.bs.ch/grusswortfastenbrechen09_neu.pdf 
157

 Vgl. http://www.welcome-to-basel.bs.ch/rundertisch_jb09_last.pdf 
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„Der Zunahme von hoch qualifizierten Migranten muss ebenso Rechnung getragen 

werden wie der Zunahme der islamischen Bevölkerung. Aber die Umsetzung ist zum Teil 

langwierig.“158. Diese Aussage kann so interpretiert werden, dass das Augenmerk 

vermehrt auf muslimische Migranten gerichtet werden muss. Zu Sondermassnahmen für 

bestimmte Zuwanderergruppen hat Rebekka Ehret 1999 in ihrem Artikel „Muslime im 

Integrationsleitbild der Stadt Basel“ allerdings Folgendes geschrieben: 

 

Die auf der Logik der kulturellen Differenz aufbauenden Sondermassnahmen für 
Zugewanderte haben eher ausschliessend als integrierend gewirkt, da bezeichnenderweise in 
der Rede über den Anderen dieser geradezu zum prinzipiell Anders-Artigen gemacht wird. 
Konkreter bedeutet dies, dass die öffentliche oder halböffentliche Reflexion (Medien, 
Vereinsreden etc.) darüber, wie ein Gesellschaftsmitglied in der gesellschaftlichen 
Alltagspraxis eingebunden wird, als handelndes Moment die soziale Einbindung im Alltag 
selbst entscheidend mitprägt. Besonders augenfällig und unhaltbar wird dieses Phänomen im 
Umgang mit Zugewanderten, wenn ihre Zuordnung aufgrund eines angenommenen 
kulturellen Verhaltens als quasi „von der Natur“ gegebenes Charakteristikum einer ganzen 
Gruppe vorgenommen wird, obwohl sonst in modernen, sozial differenzierten 
Industriegesellschaften erlangte soziale Positionen vornehmlich den individuell erworbenen 
Fähigkeiten zuzuschreiben und zwingend von persönlichen Weltdeutungssystemen – seien 
die religiöser oder sonstiger lebensanschaulicher Natur – loszulösen sind. Innerhalb des 
Mehrheitsdiskurses ist es völlig selbstverständlich geworden, dass religiöse Überzeugung und 
Gesinnung weder für positive noch für negative Diskriminierung im Zugang zum Arbeits-, 
Bildungs-, Wohnungs- oder Kapitalmarkt als Kriterium herangezogen werden; dies ist durch 
die Trennung von Kirche und Staat garantiert. Religion ist also schon lange in Richtung 

Privatsphäre gedrängt worden. Wie steht es aber in der Rede über die Zugewanderten?
159

 

 

Diese Textstellen zeigen, dass die Integrationspolitik der Städte Zürich und Basel die 

Muslime durchaus als eigene Gruppe berücksichtigt. Der oft gefallene Verweis auf die 

Minarettverbotsinitiative lässt darauf schliessen, dass die Integrationsstellen seither 

bestrebt sind, sich vermehrt um die Integration der Muslime zu bemühen. In diesem 

Kontext ist es denn auch fraglich, ob die Aussage der zuletzt aufgeführten Textstelle von 

Rebekka Ehret, dass „die auf der Logik der kulturellen Differenz aufbauenden 

Sondermassnahmen für Zugewanderte“ eher ausschliessend als integrierend gewirkt 

hätten, heute noch genauso lauten würde. Denn seither sind über zehn Jahre vergangen: 

Die muslimische Immigration hat noch stärker zugenommen und 9/11 hat massive 

Veränderungen mit sich gebracht, gerade was die Wahrnehmung von Muslimen in der 

„westlichen Welt“ betrifft.  

                                                             
158 „Die Realität ist beinhart“: http://bazonline.ch/basel/stadt/Die-Realitaet-ist-beinhart/story/13187466  
159 Ehret 1999b: 59-60. 
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6. Muslime als Politikum der Städte Zürich, Basel und Bern  

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Experteninterviews mit Christof Meier (Leiter 

Integrationsförderung Zürich) und Lilo Roost Vischer (Koordinatorin für Religionsfragen 

Basel) sowie die Antworten der schriftlichen Befragung von Ursula Heitz (Leiterin 

Kompetenzzentrum Integration Bern) präsentiert.160 Im ersten Unterkapitel geht es 

darum, herauszufinden, ob bei Muslimen vermehrt Integrationsschwierigkeiten 

feststellbar sind und wie sich diese äussern. Das zweite Unterkapitel behandelt die 

Islamdebatte, also den politischen Diskurs der rund um die Muslime und den Islam 

geführt wird. Dabei ist auch das Thema Medien von Bedeutung. Im dritten Unterkapitel 

werden die Massnahmen unterbreitet, welche in den drei Städten getroffen werden, um 

die Integration der Muslime zu fördern. Das vierte Unterkapitel geht der Frage nach, ob 

Zürich, Basel und Bern eine Muslim-spezifische Integrationspolitik verfolgen. Unterkapitel 

5 beschreibt die Zusammenarbeit zwischen den Integrationsstellen und den muslimischen 

Dachverbänden, die als Vertreter der Muslime fungieren. Das letzte Unterkapitel soll 

schliesslich die Entwicklung der künftigen muslimischen Zuwanderung thematisieren.  

6.1. Integrationsschwierigkeiten  

Alle drei befragten Personen betonen, dass es in ihrer Stadt keine oder wenige Probleme 

gibt, die Muslim-spezifisch sind. In Bern ist laut Ursula Heitz keine muslimische 

Integrationsunwilligkeit oder Desintegration feststellbar. Es gebe diesbezüglich „keine 

Rückmeldungen, Bedarfsmeldungen und auch kein Monitoring“. 

Integrationsschwierigkeiten würden einzelne Personen aus allen Herkunfts- und 

Religionsgruppen betreffen. Ausserdem sei die Minarettverbotsinitiative (wie auch die 

Ausschaffungsinitiative) in der Stadt Bern abgelehnt worden, was vielleicht auf eine 

„gelebte gegenseitige Toleranz und Akzeptanz“ schliessen lassen könne.  

Christof Meier und Lilo Roost Vischer verweisen darauf, dass Muslime auch in der Schweiz 

eine sehr heterogene Gruppe sind. Die einzige Moschee in Zürich, die als solche zu 

erkennen ist, gehört beispielsweise der Ahmadiyya-Bewegung, deren Zugehörigkeit zum 

                                                             
160

 Die Transkriptionen der Interviews sowie die schriftlichen Befragungen sind im Anhang ersichtlich 
(Kapitel 10.2). Zitate in diesem und im nächsten Kapitel beziehen sich – wo nicht anders angegeben – auf 
diese Interviews bzw. schriftlichen Befragungen.  
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Islam die meisten Muslime ablehnen oder zumindest bestreiten. Meier stellt dazu einen 

Vergleich mit dem Christentum an: Da gebe es auch Gruppierungen wie gewisse 

Freikirchen, Opus Dei oder Taizé, die nichts miteinander zu tun hätten. Demzufolge kann 

man nicht verallgemeinernd davon sprechen, dass die Muslime vermehrt 

Integrationsschwierigkeiten haben und problematisch sind.  

Roost Vischer ist der Meinung, dass Integrationsprobleme nicht primär mit 

Religionszugehörigkeit zu tun haben:  

 

Im Grunde genommen ist die Koordination für Religionsfragen ein Widerspruch in sich, 
religionsbezogene Integration. Man muss den Leuten eigentlich zeigen, dass 
Religionszugehörigkeit nicht ausschlaggebend ist für Integrationsprobleme. Kaum. Fast nie. 
*…+ Man muss aber genau hinschauen, deshalb braucht es diese Arbeit. Wenn man es nicht 
macht, wird dies tendenziell über- oder unterbewertet. Die aktuelle Brisanz von 
Religionsthemen zeigt ganz klar, dass es dies braucht. 

 

Der Staat habe nicht Probleme mit den Muslimen, sondern allenfalls mit den kleinen 

Gruppen von Strenggläubigen verschiedener Religionen. Man dürfe deshalb nicht eine 

Sonderregelung nach der anderen ergreifen. Das Minarettverbot sei die Art von 

Sonderregelung, die nicht lösungsorientiert sei, sondern vielmehr neue Probleme schaffe.  

 

Meier erklärt, dass das religiöse Erklärungsmuster praktisch nie auftauche, was aber nicht 

ausschliesse, dass Muslime von gewissen Problemen überdurchschnittlich betroffen 

seien. Dies könne überall dort der Fall sein, wo es Unterschichtproblematiken gibt oder 

wo wertkonservative Aspekte mitspielen. Im Zusammenhang mit Unterschichtung spricht 

er den „Mittelmeer-Ehre-Schande-Scham-Komplex“ an: Wenn ein Mann aus dem 

Mittelmeer-Kulturraum – „egal ob süditalienisch/christlich-katholisch oder 

nordafrikanisch/muslimisch“ – weder ökonomisch noch sozial zu Prestige oder Status 

kommen kann, sei es häufig so, dass der ganze Status der Männer in der Öffentlichkeit 

vom korrekten Verhalten der Familie abhänge. Das habe Auswirkungen auf die Kontrolle 

der Frauen und auf die Freiheiten, welche die Männer ihnen zugestehen. Statusfragen 

seien bei Unterschichten immer relevant. Andere Phänomene, wie zum Beispiel 

Homophobie, zeigten sich in muslimisch-wertkonservativen Kreisen genauso wie in 

christlich-wertkonservativen Kreisen. Auch wenn einige religiös begründete Argumente 

anführen, habe diese keine religiöse Ursache.  
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Gemäss Meier gibt es sehr viele Muslime, die durch ihre Religiosität Unterstützung in 

ihrem Integrationsprozess erfahren. Andererseits gebe es aber auch solche, die dadurch 

eher gehemmt werden, vor allem bei sehr wertkonservativen Gruppierungen. Gerade 

diese bieten ihren Mitgliedern aber sehr häufig „positive soziale Erfahrungen“. Dies sei 

keine Muslim-spezifische Frage, gelte aber auch für Muslime. Bei Problemen, die 

muslimische Motivationen enthalten – zum Beispiel bei einem Problem mit einem 

muslimischen Schüler – sei es wichtig, dass man diese berücksichtige und schaue, wie 

stark der religiöse Kontext tatsächlich ist. Auch hier sei Wissen nötig, aber der religiöse 

Bezug stehe nicht am Anfang. 

Auch Roost Vischer ist der Auffassung, dass es sich bei Integrationsschwierigkeiten eher 

um sozio-ökonomische Fragen handelt, die schichtspezifisch bestimmt werden. 

Religionsbedingte Integrationsprobleme könnten allenfalls bei bildungsfernen Personen – 

etwa aus der ländlichen Türkei – auftreten. Aber auch dort gebe es nur wenige, die sehr 

fromm seien. Weiter nennt sie das Migrationsphänomen der Re-Traditionalisierung. Die 

Muslimische Gemeinde Basel, zum Beispiel, ist eine Gruppe junger Muslime, die sich 

bewusst von der ersten Generation abgrenzt und nur Muslime in ihrer Gemeinde 

aufnehmen will, die gut Deutsch sprechen. Dabei handle es sich um die jungen Frommen, 

die sich in einer Art und Weise fromm gebärden, wie es ihre Eltern nicht gemacht hätten.  

 

Eine Neuorientierung ist zu beobachten, eine Phase der Abgrenzung und Selbstbestimmung. 
Irritierend daran ist die vordergründig unverständliche Mischung von neuer Frömmigkeit und 
Integrationswillen, die Positionierung als fromme Schweizer Muslime, beobachtbar vor allem 
unter jungen männlichen Türken. Die Mehrheit der hier aufgewachsenen Jugendlichen 
distanziert sich von einer strengen religiösen Praxis, ein Teil sucht nach einer neuen und 
selbstbewussten Identität als Schweizer Muslime. Beide Gruppen suchen nach einer 
tragfähigen Identität, die nicht darauf baut, dass Teile der eigenen Geschichte abgeschnitten 
und verleugnet werden müssen. Sie befassen sich stärker mit dem Schweizersein als mit den 
elterlichen Traditionen aus den Herkunftsgebieten. Es geht um Neupositionierungen und um 

Neo-Traditionalisierungen.
161

 

 

Dieses Phänomen habe sehr stark mit Identitätsfragen, aber auch mit Marginalisierung zu 

tun. Aufgrund dieser Re-Traditionalisierung könne man nicht sagen, dass man mit der 

zweiten oder der dritten Generation gar keine Probleme habe. Integration über 

Generationen hinweg sei kein Automatismus. Denn wenn grosse Gruppen wie die jungen 

muslimischen Männer aus eher bildungsfernem Elternhaus derart stigmatisiert werden, 

                                                             
161 Roost Vischer 2010: 371-372. 
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dürfe man nicht meinen, dass die nächste Generation dann integriert sei. Auch Heitz ist 

der Meinung, dass künftige Generationen nicht einfach automatisch integriert werden. 

Die Massnahmen, die das Kompetenzzentrum Integration Bern trifft, sollten die 

Integration ja gerade fördern, aber sie seien nicht Muslim-spezifisch. Meier hingegen 

glaubt, dass im kollektiven Integrationsprozess der Muslime über die Generationen 

hinweg bereits sehr viel automatisch abgelaufen war, jetzt aber durch den politischen 

Diskurs zurückgeworfen wurde. Auf die desintegrierende Wirkung des politischen 

Diskurses und wie dieser Integrationsprobleme schafft gehe ich im nächsten Unterkapitel 

ein. 

 

Roost Vischer betont, dass man unterscheiden müsse, wo der Staat Probleme mit 

Muslimen hat und wo die einzelnen Bürger. Der Staat habe vor allem mit den schwachen 

Organisationsstrukturen der muslimischen Vereine zu kämpfen. Im öffentlichen Raum 

hätten Probleme zum Teil mit Sicht- und Hörbarkeit zu tun, also Irritationen, die 

Fremdheit auslösen. Reibungsflächen gebe es vor allem an den öffentlichen Schulen, wo 

man nach Lösungen suchen müsse. In jüngster Zeit stand die Schwimmunterrichtsdebatte 

im Zentrum der Aufmerksamkeit. Dabei handle es sich aber rein quantitativ um ein 

verschwindend kleines Problem, das aufgebauscht und vor allem medial aufgeladen 

worden sei. Im Jahr 2010 zählte die Basler Volksschule 15‘682 Schüler, davon 3‘142 

muslimischen Glaubens.162 Darunter fanden sich gerade einmal sieben Verweigerungen 

von geschlechtergemischtem Schwimmunterricht163 (sieben Mädchen aus fünf Familien). 

Diese Familien seien fromm und würden ihre Töchter in einen eigenen 

Schwimmunterricht schicken. Die Verkürzung „Muslime wollen ihre Frauen nicht 

schwimmen lassen“ sei folglich falsch. Es gehe darum, dass der geschlechtergemischte 

Unterricht Schamgefühle verletze. 

Für Roost Vischer ist das Argument der Ressourcen sehr bedeutsam. Die Frage sei, wie 

viele Ressourcen oder Kraft eine Institution oder eine Person habe, um mit Fremdheit 

umzugehen. Dies gelte auch für die Schule. Denn die Schule habe mit einer wachsenden 

sozialen Heterogenität zu kämpfen, die der Institution Schule und den einzelnen 

                                                             
162 Statistisches Amt Basel-Stadt (http://www.statistik-bs.ch/tabellen/t15/1/#t15.1.12.xls). 
163 In Basel-Stadt ist der Schwimm- und Sportunterricht ab der sechsten Klasse sowieso 
geschlechtergetrennt. Vorpubertär sollte Koedukation in diesen Bereichen kein Problem sein (Vgl. Roost 
Vischer 2010: 378). 
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Lehrpersonen Angst mache. Die Schule habe nur beschränkte Ressourcen von Geld, 

Schulräumen und Zeit um beispielsweise allen Religionsunterricht erteilen zu können. Im 

Übrigen hält sie es für denkbar, die Schüler dazu zu verpflichten, ein Diplom einer 

Schwimmschule vorzulegen, wenn die Eltern sie nicht am Schwimmunterricht der Schule 

teilnehmen lassen wollen: „Im Grunde genommen ist es mir egal, wo ein Kind schwimmen 

lernt, Hauptsache es kann schwimmen. Das ist mein Standpunkt.“ Letztendlich ist für 

Roost Vischer klar, dass es ein Auseinanderklaffen von tatsächlichen und gefühlten 

Problemen in Bezug auf Islam und Muslime gibt. Die Frage sei, wo die Schmerzensgrenze 

erreicht wird und wo man es nur meint und wer das meint. Im Alltag gebe es erstaunlich 

wenige Probleme. Dies sei auch ein Fakt, den es zu berücksichtigen gelte. 

 

Zwei Themen, die sowohl Roost Vischer als auch Meier ansprechen, sind Zwangsheirat 

bzw. Zwangsehe und Genitalbeschneidung. Beide heben hervor, dass es sich dabei nicht 

um eigentliche „Islamprobleme“ handle, dass diese aber oft mit dem Islam in Verbindung 

gebracht würden. Viele dieser sogenannten Integrationsprobleme würden 

fälschlicherweise dem Islam angehängt. Politisch könne man daraus durch 

Instrumentalisierung sehr viel Kapital schlagen. So schreibt etwa die SVP in ihrem 

Parteiprogramm Folgendes im Zusammenhang mit Muslimen: „Die Duldung und gar 

Beförderung von Praktiken wie Zwangsheirat, «Ehrenmorden», Blutrache, weiblicher 

Genitalbeschneidung, Eheschliessung mit Minderjährigen oder Vielehen ist hierzulande 

absolut inakzeptabel.“164 Die Muslime geraten in einen Diskurs, der nichts mit dem Islam 

als solches zu tun hat. Wenn ein Muslim mit Genitalverstümmelung in Verbindung 

gebracht wird, kann das gemäss Meier sehr frustrierend sein: „Ein Türke interessiert sich 

doch nicht für Genitalverstümmelung, das hat mit seinem Muslim-Sein nichts zu tun.“ 

6.2. Islamdebatte  

Ein Thema, das im Zusammenhang mit den soeben behandelten Integrationsproblemen 

mehrmals zur Sprache kam, ist der politische Diskurs, der rund um die Muslime und den 

Islam geführt wird. Meier sieht in den Ausgrenzungserfahrungen, die dieser hervorruft, 

ganz klar das, was an der Integrationsthematik Muslim-spezifisch ist und nichts mit 
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Schichtproblematiken zu tun hat. Die Ausgrenzung der Muslime habe mit 9/11 

angefangen und habe zu einer gewissen Re-Islamisierung geführt: Viele Muslime hätten 

sich betroffen gefühlt und manche hätten dadurch auch begonnen, etwas religiöser zu 

leben. Auch Samuel Behloul vom Religionswissenschaftlichen Seminar der Universität 

Luzern kommt in einer Untersuchung, die im Rahmen des Nationalen 

Forschungsprogramms 58 „Religionsgemeinschaft, Staat und Gesellschaft“ durchgeführt 

wurde, zu einem ähnlichen Schluss: 

 

Seit den Terroranschlägen des 9/11 werden Migrantinnen und Migranten aus muslimisch 
geprägten Gesellschaften und ihre Nachkommen in der Schweiz – im Gegensatz zu den 
anderen Zuwandergruppen – auf ihre islamische Religionszugehörigkeit reduziert. Die grosse 
Mehrheit der befragten Personen, insbesondere Jugendliche, empfinden dies oft als 
irritierend. In ihrem alltäglichen Leben wollen sie in erster Linie als normale Bürgerinnen und 

Bürger wahrgenommen werden.
165

 

 

Bei der Islamdebatte handelt es sich demzufolge um einen internationalen Diskurs, weil 

sie an die Weltpolitik (9/11 sowie Ereignisse in Irak, Afghanistan, Palästina etc.) gekoppelt 

ist. Gemäss Meier findet dieser Diskurs daher in einem grossen System statt und hat 

sowohl Einfluss auf Muslime als auch auf Nicht-Muslime. Der Diskurs verändere die 

Wahrnehmung der Aufnahmegesellschaft und spiegle sich zurück auf die ausländische 

Bevölkerung. Durch diese Internationalisierung unterscheide sich die Islam-Debatte 

beispielsweise vom Balkan-Diskurs. Auch Roost Vischer sieht die Besonderheit der Islam-

Debatte darin, dass sowohl nationale als auch europaweite und internationale 

Begebenheiten mitspielen. Der Fokus Islam sei Realität und müsse ernst genommen 

werden. Man könne nicht so tun, als ob nichts wäre. 

 

Innenpolitisch finden dieser Diskurs und die Ausgrenzungen gemäss Meier auch bei jenen 

Abstimmungskampagnen statt, welche gewisse Migranten persönlich betreffen. Etwa bei 

der Minarettverbotsinitiative, nicht aber beispielsweise bei der Ausschaffungsinitiative, 

da niemand von sich aus sagen würde: „Ich bin auch kriminell, also bin ich auch damit 

gemeint, folglich bin ich unerwünscht!“ Die Integrationsförderung und die Stadt Zürich 

hätten aber keine Mittel, um einen Gegendiskurs zu führen, der differenzierter ist. Die 

Auswirkungen dieses Diskurses hätten desintegrierende Wirkung und seien 
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integrationshemmend, weil sich die betroffenen Migranten dann fragen würden: „Wieso 

soll ich mich da überhaupt integrieren? Ich bin ja sowieso unerwünscht!“  

Im Zusammenhang mit diesen Ausgrenzungserfahrungen erwähnt Meier auch, dass es 

äusserst wichtig sei, ob jemand daran glaubt, dass er zu Prestige und Status gelangen 

kann. Ein Problem seien Jugendliche, die resignieren. Dann sei auch die Chance viel 

grösser, in die Delinquenz zu geraten: „Wenn ich zum Schluss komme, dass ich sowieso 

keine Chance habe, weil ich Muslim bin, dann schaffen wir Muslim-Probleme.“ Je mehr 

Ausgrenzung stattfinde, desto mehr Bedeutung habe auch das korrekte Verhalten der 

Familie. Das sei ein Problem, das es schon immer gegeben habe und das sich jetzt auch 

bei den Muslimen wieder zeige. 

Der Diskurs um die Minarettverbotsinitiative habe die Muslime massiv darin bestärkt, 

dass sie sagen können, was sie wollen, ohne dass ihnen jemand glaubt. Das löse massivste 

Frustrationen aus. Roost Vischer teilt diese Ansicht. Man höre immer wieder, dass 

Muslime sagen: „Wir können sagen, was wir wollen, es interessiert niemanden. Die 

Medien nehmen es nicht zur Kenntnis.“ Roost Vischer warnt davor, die politische 

Stimmung zu unterschätzen. Die Muslime würden dies sehr oft tun.  

 

Für Roost Vischer ist auch der Umgang mit den Medien ein sehr aktueller Punkt. Aus einer 

Studie des NFP 58 „Religionsgemeinschaften, Staat und Gesellschaft“ gehe hervor, dass 

Medien nicht nur wenig über den Islam wissen, sondern über Religionen im Allgemeinen. 

Über Religionen werde nur in Klischees berichtet und wenn es skandalisierend sei. 

Negativ berichte man, sonst nicht. So sei beispielsweise die Schwimmdispens-Debatte für 

die Medien interessant, der Runde Tisch der Religionen hingegen nicht. In diesem Kontext 

kritisiert Roost Vischer auch den DOK-Film „Hinter dem Schleier“166 des Schweizer 

Fernsehens, in dem sie selbst auch kurz zu sehen ist: „Der Film ist absolut unsorgfältig 

gemacht, jenseits aller Regeln von Sorgfalt.“ Einer der darin porträtierten Muslime sei 

tagelang begleitet und interviewt worden. Dies sei auf wenige Minuten geschnitten 

worden, worauf er für seine Aussagen sogleich eine Strafanzeige erhalten habe. Das 

Thema Medien sei aber auch für die Integrationsarbeit brisanter geworden. Eine Zeit lang 

                                                             
166 Ausgestrahlt am 1. April 2010 auf SF1 (http://www.videoportal.sf.tv/video?id=dd4c2953-96b1-437d-
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sei die Basler Integrationsarbeit „superinnovativ und toll“ gewesen, jetzt werde sie nur 

noch kritisiert.  

6.3. Muslim -spezifische  Integrationsmassnahmen  

Obwohl es in Zürich gelegentlich Aktivitäten speziell für Muslime gibt – wie etwa einen 

monoethnischen Sprachkurs oder einen Schwimmkurs –, gibt es gemäss Meier keine 

Muslim-spezifischen Integrationsmassnahmen. Mögliche Aktivitäten müssten in andere 

Arbeiten einfliessen oder man könne innerhalb eines bestehenden Projektes einen 

weiteren Aspekt berücksichtigen.  

Seit 2006 lädt die Stadt Zürich die Imame und die muslimischen Gemeinschaften in Zürich 

alljährlich zu einem Empfang anlässlich des Fastenbrechens ein, an dem auch die 

Stadtpräsidentin Corine Mauch167 anwesend ist und ein Begrüssungswort hält. Zürich 

habe damit bewusst als erste Schweizer Stadt angefangen. Dies sei Teil einer 

Willkommenskultur: „Ich nenne dies das Weihnachtskärtchen. Wir wissen, dass in der 

Stadt Zürich Muslime leben und wir gratulieren ihnen zu ihrem hohen Feiertag. Punkt, 

ǘƘŀǘΩǎ ƛǘ. Auf der Traktandenliste stehen nicht irgendwelche Probleme, die wir 

diskutieren.“ Dies stelle auch eine Art Gegendiskurs zum politischen Diskurs dar, dessen 

negative Auswirkungen im vorherigen Unterkapitel behandelt wurden. Nach der 

Minarettverbotsinitiative habe man den Vorstand des Dachverbandes zum Essen 

eingeladen, um zu zeigen, dass sich die Integrationsförderung für die Anliegen der 

Muslime einsetzt. Dabei handle es sich um Symbol- oder Wertschätzungspolitik, die 

integrative Wirkung habe. Die Frage sei allerdings, ob man damit die desintegrative 

Wirkung des gesamten Diskurses aufhalten könne.  

Überhaupt versucht die Integrationsförderung Zürich, den Muslimen gegenüber einen 

anderen Diskurs zu führen, „damit diese auch etwas anderes hören“. Man bemühe sich, 

die Muslime darin zu bestärken, dass es problemlos möglich ist, gleichzeitig Zürcher und 

Muslim zu sein: „Wir wollen explizit, dass alle Leute, die hier wohnen, Zürcherinnen und 

Zürcher sind und sich als das fühlen – das ist die Zielvorstellung – was sie auch immer 

sonst noch sind. Wir wollen, dass eine ihrer Identitäten die eines Zürchers ist. Und wenn 

jemand noch andere hat, ist das eigentlich cool. Und die kann auch religiös sein, welcher 
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Art auch immer. Das schliesst einander nicht aus.“ Dabei handelt es sich um eine 

Grundbotschaft und eine wichtige Identitätsfrage. Der Begriff „mehrfachintegriert“ ist für 

Meier zukunftsweisend: „Das können wir auch tamilischen Eltern sagen. Wenn ihre Kinder 

noch ein bisschen schweizerisch sind, heisst das nicht, dass sie weniger tamilisch sind.“ 

Diese Botschaft gelte es sowohl in die Köpfe der Migranten als auch in jene der Schweizer 

zu bringen.  

Ein gemeinsames Fastenbrechen findet seit 2009 auch in Basel statt. 2009 wurde es von 

der Koordination für Religionsfragen und der BMK organisiert, 2010 vom Interreligiösen 

Forum und der BMK. Roost Vischer erachtet den Akt der Begrüssung, bei dem der 

baselstädtische Regierungspräsident Guy Morin ein Begrüssungswort hält, als sehr 

wichtig.  

 

Weiter werden die Muslime sowohl in Basel als auch in Zürich in den interreligiösen 

Dialog mit einbezogen. In Zürich findet dieser hauptsächlich über das Zürcher Forum der 

Religionen statt, in dem unter anderem die VIOZ und die Integrationsförderung 

mitwirken. Dieses Forum bezweckt gemäss Meier nicht die Diskussion auf theologischer 

oder politischer Ebene, sondern auf einer „konkreten“ Ebene. Das ganze Jahr hindurch 

und vor allem im Rahmen der jährlich im November national durchgeführten Woche der 

Religionen gebe es Veranstaltungsreihen, zum Beispiel den Tag der offenen Moschee.  

In Basel gibt es mehrere Institutionen der interreligiösen Zusammenarbeit, die für die 

Koordination für Religionsfragen von Bedeutung sind. Auf nationaler Ebene sind dies die 

Interreligiöse Arbeitsgemeinschaft in der Schweiz IRAS COTIS, der Schweizerische Rat der 

Religionen und der Interreligiöse Think Tank. Auf regionaler Ebene INFOREL, das 

Interreligiöse Forum Basel IRF, Christlich-Jüdische Projekte, das Projekt Zelt Abrahams und 

das Katharina-Werk Basel. Der Runde Tisch der Religionen beider Basel soll gemäss Roost 

Vischer etwas anderes sein: Er sei die Schnittstelle mit Staat und Verwaltung. Es handle 

sich nicht um einen Verein, aber auch nicht um eine offizielle Kommission, sondern um 

eine Diskussionsplattform, wo Probleme im Bereich Religionsgemeinschaften – 

Bevölkerung – Staat diskutiert werden können. Als Auftakt dazu habe die baselstädtische 

Integrationsstelle 2007 einen Empfang der Moscheevereine beider Basel im Rathaus 

durchgeführt. Ein Jahr darauf habe dann ein Empfang für alle Religionsgemeinschaften 

beider Basel stattgefunden. Ziel des Runden Tisches ist es, „lösungsorientiert den 
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Austausch und die Zusammenarbeit mit den kantonalen Behörden und der Öffentlichkeit 

zu institutionalisieren. Dabei greift er aktuelle Fragen auf und wirkt gleichzeitig 

präventiv.“168 Gemäss den Leitprinzipien diskutiert der Runde Tisch „die 

integrationspolitischen Leitlinien und Umsetzungsmassnahmen auf Bundes- und 

Kantonsebene“, zieht die zuständigen verantwortlichen Fachpersonen zur Diskussion von 

Sachthemen bei, formuliert Einschätzungen und „empfiehlt gegebenenfalls 

Umsetzungsmassnahmen zu Handen der kantonalen Stellen und der Öffentlichkeit“169. 

 

Im Jahr 2007 arbeitete Lilo Roost Vischer zusammen mit dem Ressort Schulen des 

Erziehungsdepartements der Stadt Basel eine Handreichung zum „Umgang mit religiösen 

Fragen an der Schule“ aus, in der nebst Regelungen und Empfehlungen zum Schwimm- 

und Sportunterricht auch die Themen Dispensation an religiösen Feiertagen, Feiern mit 

christlichem Hintergrund, Schulanlässe mit auswärtigem Übernachten, eintägige Ausflüge 

und Exkursionen sowie Tragen von religiösen Symbolen behandelt werden.170 Die 

Handreichung soll „das Wohl, das Integrationsinteresse und den Bildungsanspruch des 

Kindes und des Jugendlichen als handlungsleitendes Kriterium“171 ins Zentrum stellen. 

Verschiedene Kantone und der Dachverband Lehrer Schweiz hätten sich auf diese 

Handreichung gestützt und mehr oder weniger übernommen. Roost Vischer hebt hervor, 

dass diese Regelungen und Empfehlungen viele Probleme aus dem Weg hätten schaffen 

können und sehr viel Entspannung und Beruhigung gebracht hätten.  

2010 verfasste Roost Vischer in Zusammenarbeit mit dem Migrationsamt und dem Amt 

für Wirtschaft und Arbeit das Papier „Kompaktwissen: Religiöse Betreuungstätigkeit und 

Lehrtätigkeit HSK172“. Ausserdem wird 2011 eine mehrteilige Weiterbildungsreihe zum 

Thema Information für religiöse Betreuungs- und Schlüsselpersonen durchgeführt werden, 

zusammen mit der Ausländerberatung der GGG173, die sehr viel operative 

Integrationsarbeit leistet. Da werde es einerseits Informationen zu Sprachkursen und 

rechtliche Informationen geben, andererseits Hilfe bei Organisationsentwicklung und bei 

                                                             
168 http://www.welcome-to-basel.bs.ch/leitprinzipien_okt2010.pdf 
169 Ebenda. 
170 Vgl. Stadt Basel 2007: 2-3. 
171 Ebenda: 3. 
172 Heimatliche Sprache und Kultur. 
173 Gesellschaft für das Gute und Gemeinnützige: Die GGG Basel ist ein 1777 vom Basler Stadtschreiber Isaak 
Iselin gegründeter Verein. Seit seinen Anfängen dient er dem Gemeinwohl, vornehmlich in den Sektoren 
Bildung, Soziales und Kultur (http://www.ggg-basel.ch). 
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Öffentlichkeitsarbeit. Wichtig findet Roost Vischer auch die Sensibilisierungsarbeit im 

Zusammenhang mit Genitalbeschneidung und Zwangsehe. 2005 hat sie eine erste 

Stellungnahme zu Genitalbeschneidung geschrieben und Berechnungen vorgelegt, wer in 

Basel davon betroffen ist, und diese kürzlich überarbeitet. Wie der Homepage des 

Kompetenzzentrums Integration174 zu entnehmen ist, setzt sich auch die Stadt Bern aktiv 

gegen Zwangsheirat und Zwangsehe ein. Es sei hier aber nochmals darauf hingewiesen, 

dass es sich dabei nicht um ein Muslim-spezifisches Problem und somit auch nicht um 

eine eigentliche Muslim-spezifische Integrationsmassnahme handelt. 

Roost Vischer spricht im Zusammenhang mit Muslim-spezifischen 

Integrationsmassnahmen von einer Doppelbemühung: Einerseits müsse man den Fokus 

Islam und die diesbezüglichen Sorgen der Bevölkerung ernst nehmen, andererseits müsse 

man aber darum ringen, allgemeine Massnahmen zu ergreifen. Deshalb gebe es Muslim-

spezifische Anlässe, aber immer auch allgemeine. Meier ist der Meinung, dass die 

Aufgabe der Integrationsförderung letztendlich sei, dafür einzustehen, dass man Religion 

sichtbar leben könne. Integrationsarbeit heisse heute in erster Linie, Freiheitswerte zu 

verteidigen.  

 

Gemäss Heitz werden in Bern keine Muslim-spezifischen Integrationsmassnahmen 

getroffen. Man habe auch von aussen keine Anfragen oder Anstösse erhalten, Muslim-

spezifische Integrationsangebote zu kreieren. Es werde sich weisen, ob es in Zukunft 

Muslim-spezifische Integrationsbemühungen brauchen werde. Sollte der Bedarf 

entstehen oder Anliegen an das Kompetenzzentrum Integration herangetragen werden, 

werde man dies prüfen. Heitz macht auf einen anderen Umstand aufmerksam: „Eher ist 

es so, dass die einheimische Bevölkerung Ängste und Sorgen in Bezug auf Muslime hat; es 

wäre also gegebenenfalls notwendig, hier zu sensibilisieren und zu informieren.“ Daraus 

geht hervor, dass Integrationsbemühungen gewissermassen nicht nur auf Seiten der 

Migranten, sondern auch auf Seiten der Aufnahmegesellschaft geleistet werden müssten, 

da Integration ein wechselseitiger Vorgang ist, in den sowohl Migranten als auch die 

Aufnahmegesellschaft involviert sind. Ein Leitsatz im Leitbild zur Berner Integrationspolitik 

heisst denn auch: „Die Stadt Bern anerkennt Vielfalt und Unterschiedlichkeit als Stärke 
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der Gesellschaft. *…+ Die Stadt Bern sensibilisiert ihre Bevölkerung für die Fragen der 

gesellschaftlichen Vielfalt und wirkt Vorurteilen entgegen.“175  

Ein Grundsatz der Basler Integrationspolitik lautet: „Informationslücken werden 

geschlossen und Vorurteile auf allen Seiten abgebaut.“176 Roost Vischer erachtet es als 

schwierig, die Bevölkerung zu erreichen und ihre Ängste gegenüber Muslimen zu 

bekämpfen. Es sei beispielsweise eine völlige Fehleinschätzung, zu meinen, dass jede 

Muslimin, die ein Kopftuch trägt, dazu gezwungen worden sei oder dadurch nicht 

integriert sei. Gewisse Fehlschlüsse könne man direkt ausser Kraft setzen, wenn 

Einheimische die Gelegenheit zum Reden haben: Mit einer Kopftuchträgerin reden, statt 

über eine Kopftuchträgerin reden. Viele Einheimische hätten auch keinen Kontakt zu 

Muslimen oder würden die Abspaltung machen: „Du bist ja gar kein richtiger 

Muslim/keine richtige Muslimin.“ Für die öffentliche Meinung seien auch Massnahmen 

zur Beruhigung sehr wichtig, denn die öffentliche Meinung sei etwas Gefährliches.  

Ein ähnliches Ziel verfolgt auch die Zürcher Integrationspolitik: „Sie *die 

Integrationspolitik] engagiert sich für gegenseitigen Respekt, den Abbau von Feindbildern 

und Diskriminierung und den Aufbau von Gemeinsamkeiten.”177 Meier ist der Meinung, 

dass es in der Stadt weniger ein Problem ist, wenn jemand anders ist und zum Beispiel ein 

Kopftuch trägt. Es sei auch nicht einfach, die Wahrnehmung des Andersseins zu 

beeinflussen. Die Frage sei, ob ein sachlicher Diskurs die Leute, welche das 

problematisieren, überhaupt interessiere und beeinflussen könne. 

6.4. Muslim -spezifische Integrationspolitik  

Alle drei Städte verneinen, eine Muslim-spezifische Integrationspolitik zu verfolgen. Laut 

Meier ist dies nicht nötig und es besteht kein Bedarf: „Es geht immer um etwas 

Grösseres.“ Wertschätzung sei etwas, wofür sich die Integrationsförderung Zürich 

generell interessiere, deshalb habe man auch den Empfang der Imame und der 

muslimischen Vereine initiiert. Da würde man auf einer besonderen Ebene reagieren und 

etwas machen, das man nicht mit allen mache. 

                                                             
175 Stadt Bern 2010: 6.  
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177 Stadt Zürich 1999: 6.  
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Roost Vischer erklärt, dass es in Basel zwar keine explizite Integrationspolitik gebe, die 

sich speziell mit Muslimen befasse, dass man sich aber sehr wohl auf dem Laufenden 

halten müsse: „Man muss wirklich à jour sein, wissen, was wo läuft und welche 

Massnahmen es wo braucht.“ Man müsse rein quantitativ etwas mehr auf die Muslime 

achten. Die Aufgabe der Koordination für Religionsfragen und von Integration Basel sei es, 

rechtlich verbindliche Massnahmen der Gleichbehandlung zu treffen. Dies sei viel 

komplizierter als einfach zu sagen: „Es kann keine Rede davon sein, dass Muslime ein 

spezielles Problem haben.“ Aber auch nicht: „Nur die Muslime haben ein Problem.“ Das 

sei beides falsch. Man müsse deshalb genauer hinschauen und verschiedene 

Massnahmen ergreifen. 

6.5. Verhältnis zum Dachverband  

In Zürich und in Basel findet ein regelmässiger Austausch zwischen der VIOZ und der 

Integrationsförderung bzw. der BMK und der Koordination für Religionsfragen statt, auch 

ausserhalb des Zürcher Forums der Religionen bzw. des Runden Tischs der Religionen 

beider Basel. Das Kompetenzzentrum Integration Bern hingegen hat gemäss Heitz keinen 

Kontakt zur Umma. Weder habe man den Kontakt bislang gesucht – was auf 

Ressourcenmangel zurückzuführen sei –, noch habe die Umma Kontakt mit dem 

Kompetenzzentrum aufgenommen. Dennoch sei man einigermassen über die Aktivitäten 

und die Anliegen der Umma informiert. 

Die Hauptherausforderung in der Zusammenarbeit mit der VIOZ sieht Meier zurzeit darin, 

sie überhaupt bei der Stange halten zu können. Die Vertreter des Dachverbandes (und die 

Muslime allgemein) seien im Zusammenhang mit der Minarettverbotsinitiative massiv 

darin bestärkt worden, dass sie sagen könnten, was sie wollen, ohne dass ihnen jemand 

glaubt. Die Exponenten der VIOZ seien im Vorfeld der Initiative in unzähligen Podien als 

„ehrenamtliche Nichtpolitiker“ aufgetreten und seien im Normalfall gegen irgendeinen 

politischen Vertreter der SVP angetreten. In der muslimischen Gemeinschaft fehlten im 

Moment noch die geeigneten Vertreter für solche Debatten. Meier wehrt sich aufgrund 

dessen sehr stark dagegen, der VIOZ zusätzliche Aufgaben und Funktionen zuzuteilen: 

„Wir müssen versuchen, sie zum Weitermachen zu motivieren und nicht sagen ‚Hier 

müsst ihr noch mehr machen!‘. Vor allem bei Sachen, die sie gar nicht beeinflussen 
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können.“ Der Vorteil sei diesbezüglich, dass man als Stadt ein gewisses Gewicht haben 

könne. 

In der Zusammenarbeit mit der BMK sieht Roost Vischer das Problem darin, dass der 

Dachverband vereinsrechtlich nicht funktioniert. Die BMK müsse ihre Organisations- und 

Informationsstrukturen verbessern. Der Islam sei allgemein eine sehr wenig 

institutionalisierte Religion und die Koordination für Religionsfragen würde jetzt von der 

BMK Strukturen verlangen. Ein grosser Teil Roost Vischers Arbeit sei es, in diesem Punkt 

zu verhandeln. Aktuell habe man beispielsweise den Fall, dass ein Imam keine 

Verlängerung seiner Aufenthaltsbewilligung erhalte, weil der Verein sich nicht rechtzeitig 

um deren Verlängerung bemüht habe.178 Ausserdem sei bei der BMK und den 

muslimischen Vereinen ein ambivalentes Verhältnis zum Staat zu beobachten: „Wenn es 

zum Beispiel Probleme mit Gebäuden gibt, bittet man als erstes uns um Hilfe. 

Handkehrum heisst es, es sei nicht Sache des Staates, die Leute zu organisieren.“ Des 

Weiteren ist Roost Vischer davon überzeugt, dass es in Basel mehr gebildete muslimische 

Vertreter bräuchte. Eine solche Figur sei etwa Sohail Mirza, der Co-Präsident des 

Interreligiösen Forums Basel, der auch am Runden Tisch mitwirkt. 

6.6. Aktuelle Zuwanderung  

Gemäss Meier wird die muslimische Zuwanderung in Zukunft nicht mehr gross sein. Es 

gebe klare Gesetze. Wer nicht aus der EU kommt, komme entweder hochqualifiziert – 

darunter gebe es ein paar Muslime – oder aus Heiratsbeziehungen, das werde aber je 

länger je mehr abnehmen. In den letzten paar Jahren habe sich in der Zuwanderung eine 

neue Fragestellung entwickelt: Die Neue Zuwanderung. Auch Roost Vischer betont, dass 

es bei der Zuwanderung massive Veränderungen gegeben habe, die in der Bevölkerung 

noch nicht realisiert worden seien: „Die aktuelle Zuwanderung ist schon lange nicht mehr 

Balkan und bildungsfern. Das ist noch eine Nachwirkung aus den letzten Jahrzehnten. Es 

muss jetzt ausgebadet werden, was die staatliche Migrations- und Integrationspolitik 

verpasst hat.“ Realität sei, dass der Bildungsstand der neuen Migranten höher sei als der 

Schweizer Durchschnitt. Viele Migranten würden aus der EU kommen, vor allem Deutsche 

                                                             
178 In Basel gibt es gemäss Roost Vischer zurzeit nur zwei Imame, die über eine Integrationsvereinbarung 
eine Arbeits- und Aufenthaltsbewilligung als Imam haben. Bei allen anderen handelt es sich um „Freizeit-
Imame“.  
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und Hochqualifizierte. Trotzdem gebe es noch falsche Bilder und den Eindruck, dass die 

Muslime die Schweizer Bevölkerung zahlenmässig überrennen würden, weil sie im Schnitt 

mehr Kinder haben. Dies werde sich aber mittelfristig angleichen. In einem Sammelband 

von Avenir Suisse179 zur Neuen Zuwanderung wird von einer „grundlegenden 

Verschiebung im Schweizer Zuwanderungsmix“180 gesprochen, die in den letzten Jahren 

durch einen migrationspolitischen Paradigmenwechsel (Personenfreizügigkeit gegenüber 

der EU einerseits, striktere Ausländer- und Asylgesetze anderseits) hervorgerufen worden 

ist: „Eine ehemals unterschichtende Zuwanderung hat sich in eine durch- und 

überschichtende Zuwanderung gekehrt.“181 

  

                                                             
179 Als operative Stiftung und als unabhängiger Think Tank engagiert sich Avenir Suisse für die gesellschafts- 
und wirtschaftspolitische Entwicklung der Schweiz. Avenir Suisse will frühzeitig relevante Themen 
definieren und zukünftigen Handlungsbedarf, aber auch Lösungsvorschläge und Denkanstösse aufzeigen 
(http://avenir-suisse.ch/de/ueber-uns/leitbild.html). 
180 Avenir Suisse 2008: 2.  
181 Ebenda. 
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7. Die Positionen der muslimischen Dachverbände  

Im Anschluss an die Resultate der Experteninterviews folgen in diesem Kapitel die 

Ergebnisse der schriftlichen Befragung von Taner Hatipoğlu (Präsident der VIOZ) und Cem 

Lütfi Karatekin (Präsident der BMK). In den Fragebögen können drei Themenkomplexe 

ausgemacht werden, an denen ich mich bei der Präsentation der Ergebnisse orientiere: 

Zuerst soll auch hier die Frage im Zentrum stehen, ob Muslime vermehrt 

Integrationsschwierigkeiten aufweisen und in welchen Bereichen sich diese zeigen. 

Weiter wird darauf eingegangen, was die Dachverbände selbst unternehmen können, um 

die Integration der Muslime zu fördern. Zuletzt soll aufgezeigt werden, wie die 

Präsidenten der Dachverbände die Integrationspolitik der jeweiligen Stadt beurteilen und 

ob sie Muslim-spezifische Integrationsbemühungen für sinnvoll halten.  

7.1. Integrationsschwierigkeiten  

Sowohl Taner Hatipoğlu als auch Cem Lütfi Karatekin beurteilen den in den Medien und in 

der Öffentlichkeit oft geäusserten Vorwurf, die Muslime hätten vermehrt Mühe, sich zu 

integrieren, als ungerechtfertigt und ungerecht gegenüber den gut integrierten 

Muslimen. Hatipoğlu ist der Meinung, dass die meisten Musliminnen und Muslime sehr 

gut integriert seien, was aber nicht heisse, dass kein Verbesserungspotential vorhanden 

wäre. Eine Muslimin, die in Zürich geboren und aufgewachsen ist, perfekt „Züri-Dütsch“ 

spricht und eine gute Ausbildung hat, sei beispielsweise nicht desintegriert, weil sie ein 

Kopftuch trage. Dieses Argument würde in vielen Gemeinden als Grund zur Ablehnung 

der Einbürgerung vorgebracht. Auch Karatekin stellt fest, dass beispielsweise muslimische 

Ärztinnen, Lehrerinnen oder Ökonominnen automatisch als desintegriert abgestempelt 

werden, wenn sie ein Kopftuch tragen.  

Für Hatipoğlu zeigen sich Integrationsschwierigkeiten oft in Form von 

Kommunikationsproblemen mit der Lehrköperschaft der Kinder, mit der 

Gemeindeverwaltung oder mit den Nachbarn. Solche Probleme seien auch bei der 

Wohnungs- und Stellensuche festzustellen. Karatekin teilt diese Meinung: Ohne 

Kenntnisse der Landessprache würden immer wieder Schwierigkeiten auftreten. Dies sei 

bei allen Organen der Fall, wo direkter Kontakt entstehe, zum Beispiel bei der 



Lukas Schoch: Muslime in der Integrationspolitik der Städte Zürich, Basel und Bern 
79 

Wohnungssuche, bei der Kommunikation zwischen Schule und Kind oder bei den 

Spitälern. Genauso wichtig sei dabei das Wissen über die hiesigen Rechte, Pflichten und 

Gepflogenheiten. 

Hatipoğlu sieht die Integrationsfähigkeit eines Migranten in Abhängigkeit von zahlreichen 

sozio-kulturellen Faktoren wie sozialem Status (Bildung/Einkommen), Alter, Geschlecht, 

Nationalität, ethnischer Herkunft, Religiosität etc. Er ist der Ansicht, dass eine Person, die 

Mühe hat, sich aufgrund fehlender Sprachkenntnisse oder eines niedrigen 

Bildungsstandes schnell zu integrieren, die Integration dennoch vollziehen kann, wenn sie 

genügend betreut wird und genügend Zeit und Chancen hat. Ausserdem glaubt er, dass 

sich dieses Problem mit der zweiten und dritten Generation wahrscheinlich von selbst 

löst. Karatekin führt im Zusammenhang mit den obengenannten sozio-kulturellen 

Faktoren folgendes Zitat von Sabine Schiffer182 an und verweist damit auf die immense 

Heterogenität der Muslime: 

 

1,2 Mrd. Individuen auf der Welt sind Muslime. Sie sind in verschiedenen Ländern und 
Erdteilen zu Hause, sie leben in der Stadt oder auf dem Land, sie sind arm oder reich, sie sind 
gebildet oder nicht, sie sind mal regierungspolitisch beteiligt, mal nicht, sie sind zufrieden 
oder nicht, haben ein aussichtsreiches Leben vor oder hinter sich oder nicht, können reisen 
oder nicht… und so weiter und so fort. 
Diese unterschiedlichsten sozio-kulturellen Faktoren machen deutlich, dass es sich um eine 
Vielzahl von unterschiedlichen Lebensrealitäten handeln muss. Dennoch lässt sich feststellen, 
dass Muslime zunehmend als homogene Masse, die zudem bedrohlich und mindestens noch 
rückständig ist, wahrgenommen werden. 
Wie kommt es, dass nicht die Vielfalt, sondern die Einfalt Einzug in unsere Vorstellungen 
gehalten hat angesichts der Tatsache, dass die Vermittler des Bildes vom jeweils Anderen 
doch frei sind in einer demokratischen Gesellschaft? 
 
 

7.2. Integrationsbemühungen der Dachverbände  

Die VIOZ und die BMK sprechen sich in ihren Statuten für die Integration aus und wollen 

die muslimischen Migranten in ihrem Integrationsprozess unterstützen.183 Um die 

Integration der Muslime zu verbessern, organisiert die VIOZ unterschiedlichste Aktivitäten 

wie interreligiöse Veranstaltungen, den Tag der offenen Moschee, Veranstaltungen mit 

                                                             
182 Sabine Schiffer hat zum Thema „Islam-Darstellung in den Medien” promoviert und ist Gründerin und 
Leiterin des Instituts für Medienverantwortung in Erlangen (http://www.medienverantwortung.de/wp-
content/uploads/2009/07/Vita_SabineSchiffer.pdf). 
183

 Vgl. Kapitel 4.1 und 4.2. 
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politischen Parteien, Referate mit der Polizei etc. Ausserdem empfiehlt sie den Muslimen, 

sich in den lokalen Vereinen (Sportvereine, Frauenvereine etc.) ihrer Gemeinde zu 

engagieren und versucht, Religionsunterricht sowie Predigten in den Moscheen auf 

Deutsch einzuführen. Auch die BMK organisiert den Tag der offenen Moschee und nimmt 

an multikulturellen Anlässen teil. Darüber hinaus führt sie Kurse und Tagungen zu 

Rechten, Pflichten und Gepflogenheiten in der Schweiz durch. Die Aufgabe der BMK als 

Brückenbauerin sei es, den Kontakt zwischen den Muslimen und den Behörden zu 

fördern, da sie auch schwer zugängliche Migranten erreichen könne.  

7.3. Beurteilung der städtischen Integrationspolitik  

Die VIOZ und die BMK haben beide regelmässigen und guten Kontakt zur 

Integrationsförderung Zürich bzw. zur Koordination für Religionsfragen. In Zürich halte 

man über das Zürcher Forum der Religionen, in dem sowohl die VIOZ als auch die 

Integrationsförderung Delegierte haben, regelmässig Sitzungen ab. Falls nötig habe man 

zudem „ad-hoc Kontakte“. In Basel sei man immer im Austausch zu aktuellen Themen und 

man vertrete die Basler Muslime am Runden Tisch der Religionen beider Basel sowie bei 

diversen staatlichen und kantonalen Stellen.  

In Bezug auf Integrationsmassnahmen, die in Zürich speziell für Muslime getroffen 

werden, hebt Hatipoğlu zwei Aktivitäten hervor, die sowohl der muslimischen Minderheit 

als auch der Mehrheitsgesellschaft positive Signale aussenden würden: Einerseits den 

jährlichen Empfang der Imame und der Leitungspersonen der islamischen Organisationen 

im Stadthaus nach dem Fastenmonat Ramadan. Der direkte Kontakt zum Stadtrat und zur 

Integrationsförderung, der Gedankenaustausch und die Erläuterung der wichtigsten 

Anliegen würden sowohl dem Staat als auch den Muslimen helfen. Andererseits laden die 

islamischen Organisationen den Stadtrat und die Verantwortlichen der 

Integrationsförderung während des Ramadans zum Abendessen ein. Die Teilnahme an 

diesem Essen und die Gespräche würden sehr geschätzt. Auf Basel bezogen nennt auch 

Karatekin das gemeinsame Fastenessen, an dem Politiker, diverse kantonale Vertreter der 

Integrationsstellen und Muslime sich an einem „neutralen Ort“ treffen und so den 

Austausch fördern. Ausserdem würden in Basel gute Austauschplattformen wie der 

Runde Tisch der Religionen oder das Interreligiöse Forum Basel zur Verfügung stehen.  
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Sowohl Hatipoğlu als auch Karatekin sehen in der islamfeindlichen 

Medienberichterstattung und in den Angriffskampagnen einiger politischer Parteien 

grundsätzliche Probleme, die gegen die Integration der Muslime wirken und in der 

Bevölkerung Ängste schüren. Karatekin erwähnt, dass Medien uns ermöglichen, an 

Dingen teilzunehmen, die wir nicht direkt erleben. Dadurch würden sie gleichzeitig die 

Wahrnehmung dieser Dinge strukturieren und „falsches Wissen“ propagieren. Das hiesige 

Islambild werde vor allem durch die Auslandsberichterstattung geprägt. Eine nationale 

Berichterstattung über die gute Integration der Muslime oder die Integrationsprojekte, 

welche Muslime realisieren, würden in den Medien nicht gezeigt. Die Präsidenten der 

beiden Dachverbände sind aber der Meinung, dass die Integrationsförderung bzw. die 

Koordination für Religionsfragen gegen diese Probleme auch nicht viel unternehmen 

kann.  

Ausserdem sind sie sich darin einig, was die Stadtverwaltung machen könnte, um einen 

Beitrag zur Integration der Muslime zu leisten: Da viele private Unternehmen aus Angst 

vor negativen Kundenreaktionen keine Kopftuchträgerinnen einstellen, könnte die 

Verwaltung dementsprechend ausgebildete Musliminnen mit Kopftuch anstellen. Dies 

würde positive Signale in die Gesellschaft senden. Die Bevölkerung hätte dadurch die 

Chance, am Schalter mit Musliminnen mit Kopftuch in Kontakt zu kommen, ihre 

Einstellung ihnen gegenüber zu verändern und Vorurteile abzubauen. Dadurch wiederum 

hätten die Kopftuchträgerinnen vereinfachten Zugang zum gesamten Arbeitsmarkt. 

Gemäss Christof Meier der Integrationsförderung Zürich ist es an gewissen Schaltern der 

Stadtverwaltung noch nicht möglich, Musliminnen mit Kopftuch arbeiten zu lassen: „So 

weit sind wir auch noch nicht ganz. Aber darauf wird es hinauslaufen.“ 

Eine Muslim-spezifische Integrationspolitik halten Hatipoğlu und Karatekin nicht für 

sinnvoll. Sie sind aber der Ansicht, dass die Integrationspolitik die Eigenheiten der 

Muslime mitberücksichtigen sollte. Die meisten Probleme der eingewanderten Muslime 

seien allgemeine Integrationsprobleme. Deshalb sollten ebenso die spezifischen 

Bedürfnisse der eingewanderten orthodoxen Christen, Juden, Hindus, Sikhs, Buddhisten 

etc. berücksichtigt werden. Hatipoğlu meint, dass die schweizerische Bevölkerung endlich 

einsehen müsse, dass die Gesellschaft multireligiös sei. Andere Probleme der Muslime 

(z.B. Grabfelder für die Muslime) seien keine integrationsrelevanten Probleme, sondern 

würden für gebürtige Schweizer (z.B. Konvertiten) ebenso gelten. Karatekin weist darauf 
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hin, dass Muslim nicht mit Ausländer gleichzusetzen ist. Da aber die meisten 

ausländischen Muslime gut integriert seien, sehe er keinen Bedarf für eine Muslim-

spezifische Integrationspolitik.  
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8. Schlussbetrachtung  

Diese Masterarbeit hatte zum Ziel, herauszufinden, ob die Städte Zürich, Basel und Bern 

bei Muslimen vermehrt Integrationsschwierigkeiten feststellen und wie die dafür 

zuständigen Stellen darauf reagieren. Die Arbeit bezweckte jene Massnahmen zu 

beschreiben, die in diesen drei Städten spezifisch für die Integration von Muslimen 

getroffen werden. Letztendlich ging es darum, aufzuzeigen, ob Zürich, Basel und Bern 

eine Muslim-spezifische Integrationspolitik verfolgen. Ausserdem sollten die Haltungen 

der muslimischen Dachverbände zu einer Muslim-spezifischen Integrationspolitik 

untersucht werden. 

Der Auseinandersetzung mit dem Begriff Integration folgte ein Überblick über die 

Situation der Muslime in der Schweiz. Weiter wurde kurz auf die Integrationspolitik des 

Bundes und etwas ausführlicher auf jene der drei untersuchten Städte eingegangen. Das 

Kernstück der Arbeit war schliesslich die Präsentation der aus Experteninterviews 

gewonnenen Daten sowie die Erläuterung der Standpunkte der muslimischen 

Dachverbände zur Integrationspolitik der jeweiligen Stadt. An dieser Stelle sollen nun die 

zu Beginn gestellten Fragestellungen auf dem Hintergrund der Ergebnisse diskutiert und 

beantwortet werden. 

8.1. Schlussdiskussion  

Ein zentraler Punkt, der aus den Experteninterviews hervorgeht, ist, dass die 

Integrationsschwierigkeiten, von denen muslimische Migranten zum Teil betroffen sind, 

nicht Muslim-spezifisch, sondern schichtspezifisch sind. Probleme, die im Zusammenhang 

mit Muslimen auftreten können, haben nicht primär mit Religionszugehörigkeit zu tun, 

sondern werden durch sozio-ökomische Faktoren bestimmt. Dabei handelt es sich somit 

nicht um eine „Muslim-Problematik“, sondern um eine Unterschichtproblematik. Ein 

Grundsatz des Basler Integrationsleitbildes sieht denn auch vor, dass in der Bekämpfung 

sozialer Benachteiligungen sozio-ökonomische Kriterien und nicht die ethnische Herkunft 

ausschlaggebend sein sollen. Religionsbedingte Probleme gibt es allenfalls mit 

Strenggläubigen verschiedener Religionen. Ebenso können wertkonservative 

Gruppierungen die Integration ihrer Angehörigen hemmen. Im Verlauf der Arbeit hat sich 
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herausgestellt, dass es sehr schwierig ist, zwischen eigentlichen Integrationsproblemen 

von muslimischen Migranten (z.B. fehlende Sprachkenntnisse) und allgemeinen 

Konfliktpunkten im Zusammenhang mit Muslimen – ob immigriert oder nicht – (z.B. die 

Errichtung von islamkonformen Grabfeldern) zu unterscheiden. 

Viele junge Muslime suchen nach einer neuen Identität als Schweizer Muslime. Bei ihnen 

ist gemäss Lilo Roost Vischer eine Re-Traditionalisierung feststellbar, eine Mischung von 

neuer Frömmigkeit und Integrationswillen. Auch die von Christof Meier angesprochene 

Re-Islamisierung, die nach 9/11 stattfand, ist in diesem Zusammenhang zu sehen: Die 

eigene Betroffenheit und die damit verbundene Ausgrenzung haben viele Muslime dazu 

geführt, etwas religiöser zu leben. Ein anderes Phänomen, das bei Kindern muslimischer 

Migranten oft auftaucht, fasst Olivier Roy unter dem Begriff der Neo-Ethnizität 

zusammen: Religion wird nicht als Glaube, sondern als eine Reihe von überkommenen 

kulturellen Werten betrachtet, die nicht mehr mit der religiösen Praxis einer Person 

verbunden sind. Wie im theoretischen Teil zu Integration festgestellt werden konnte, 

werden ethnisch oder religiös bestimmte Abgrenzungen sehr stark durch die Chancen der 

ökonomischen und politischen Teilhabe, die sich den Migranten eröffnen bzw. 

verschliessen, bestimmt. Durch Marginalisierung und Ausgrenzung – etwa durch den 

politischen Diskurs, der rund um Muslime geführt wird – werden diese Abgrenzungen 

verstärkt. Ausserdem schwächt Ausgrenzung den Glauben der Muslime daran, überhaupt 

jemals zu Prestige und Status zu gelangen, was bei vielen Jugendlichen zu Resignation 

führt und wiederum sozialen Aufstieg verhindert. 

Das Ergebnis von Migration ist nicht selten eine soziale Situation, in der Zuwanderer auf 

Einheimische treffen und von diesen zu Aussenseitern gemacht werden. 

Integrationsprobleme sind so oft kein direkter Effekt von Migration sondern werden 

durch soziale Benachteiligung und Ausgrenzung seitens der Aufnahmegesellschaft 

hervorgerufen. Milton M. Gordons Ansatz, dass die amerikanische Aufnahmegesellschaft 

die Annäherung mancher Migranten gar nicht zulässt und dass Integration entscheidend 

von der Politik der Aufnahmegesellschaft – die ethnische Diskriminierungen beseitigen 

und allen Bürgern gleiche Rechte gewähren sollte – abhängt, scheint somit teilweise auch 

auf die muslimischen Migranten in der Schweiz anwendbar zu sein. Die 

Aufnahmegesellschaft ist dazu aufgefordert, den Migranten Teilhabechancen 

bereitzustellen und somit auch in deren Integrationsprozess involviert. Im Bundesgesetz 
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über die Ausländerinnen und Ausländer (AuG) wird festgehalten, dass Integration nebst 

dem entsprechenden Willen der Migranten die Offenheit der schweizerischen 

Bevölkerung voraussetzt. Ebenso lautet eine der im Basler Integrationsleitbild 

enthaltenen Leitlinien, dass Integration als gesamtgesellschaftliches Anliegen verstanden 

wird, sodass Einheimische und Zugezogene in den Prozess eingebunden werden. 

Demnach entspricht dieses Verständnis von idealer Integration dem Konzept der 

interaktionistischen Assimilation nach Ronald Taft. 

 

Im Verlauf der Arbeit haben sich zwei verschiedene Standpunkte dazu herauskristallisiert, 

ob sich Muslime der zweiten, dritten und weiterer Generationen automatisch integrieren 

würden. Gemäss dem Generationenmodell der Chicago School erfolgen in der dritten 

Generation die Aufgabe der Herkunftskultur und die Assimilation an die 

Aufnahmegesellschaft. Taner Hatipoğlu ist der Meinung, dass sich etwaige 

Integrationsprobleme mit der zweiten und dritten Generation wahrscheinlich von selbst 

lösen. Christof Meier ist der Ansicht, dass im kollektiven Integrationsprozess der Muslime 

über die Generationen hinweg viel automatisch und von selbst abgelaufen war, durch den 

politischen Diskurs jedoch zurückgeworfen wurde. Lilo Roost Vischer und Ursula Heitz 

hingegen verneinen diese automatische Integration. Gemäss Roost Vischer kann aufgrund 

der Re-Traditionalisierung bei den jungen Muslimen nicht gesagt werden, dass es mit der 

zweiten und der dritten Generation keine Probleme gebe. 

 

Wenn wir die Integration der Muslime in der Schweiz aus dem Blickwinkel der vier 

zentralen Handlungsfelder Arbeit, Bildung, Wohnen und gesellschaftliche/politische 

Partizipation betrachten, fällt auf, dass die meisten Schwierigkeiten im Bereich Bildung 

anzusiedeln sind. Gemäss Roost Vischer gibt es vor allem an den Schulen 

Reibungsflächen. Die wachsende soziale Heterogenität macht den Schulen Angst. Als 

Reaktion darauf wurde in Basel die Handreichung zum „Umgang mit religiösen Fragen an 

der Schule“ ausgearbeitet. Schwierigkeiten an der Schule sind insofern problematisch, als 

die Integration von jungen Muslimen gerade in diesem Bereich ablaufen sollte. Meier 

hingegen erwähnt diesen Punkt nur am Rande: Bei einem Problem mit einem 

muslimischen Schüler müsse man den religiösen Kontext berücksichtigen, aber er stehe 

nicht am Anfang der Problemfassung. Taner Hatipoğlu und Cem Lütfi Karatekin betonen 
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die Wichtigkeit der Bildung und insbesondere der Sprache. Integrationsschwierigkeiten 

zeigen sich oft in Form von Kommunikationsproblemen. Ohne Kenntnisse einer 

Landessprache treten immer wieder Schwierigkeiten auf. Gute Bildung erleichtert den 

Berufseinstieg und fördert den sozialen Aufstieg.  

Im Bereich Arbeit hat sich herausgestellt, dass Musliminnen, die ein Kopftuch tragen, oft 

keine Lehr- oder sonstige Arbeitsstelle finden, weil viele private Unternehmen Angst vor 

negativen Kundenreaktionen haben. Hatipoğlu und Karatekin würden es daher begrüssen, 

wenn die Stadtverwaltung an ihren Schaltern Musliminnen mit Kopftuch anstellen würde. 

Dadurch hätte die Bevölkerung die Chance, Vorurteile abzubauen, was den 

Kopftuchträgerinnen wiederum vereinfachten Zugang zum gesamten Arbeitsmarkt 

verschaffen würde.  

Zum Handlungsfeld Wohnen kann die Arbeit wenig Aufschlussreiches bieten. In Schweizer 

Städten existieren keine Wohnviertel mit rein ethnisch-nationaler Trennung (Ghettos). 

Auch hier ist es vielmehr so, dass der Wohnort von der sozialen Schicht und den 

finanziellen Möglichkeiten bestimmt wird. In den sogenannten Ausländerquartieren 

wohnen immer auch noch Schweizer aus einer ähnlich tiefen sozialen Schicht. 

Nichtsdestotrotz leben Muslime in Zürich, Basel und Bern stark segregiert, das heisst es 

gibt Quartiere, in denen der Anteil an Muslimen überdurchschnittlich hoch ist.  

Auch zur gesellschaftlichen und politischen Partizipation lässt sich nur etwas Allgemeines 

sagen: In keiner der drei untersuchten Städte haben Migranten das Stimm- und 

Wahlrecht. Eine Studie hat aber gezeigt, dass sich die meisten muslimischen Migranten 

sehr stark für die schweizerische Politik interessieren und Vertrauen in die Institutionen 

des Schweizer Politsystems haben, was als Zeichen von Integration und Integrationswillen 

interpretiert werden kann.  

 

Weiter konnte die Arbeit darlegen, dass Integrationsprobleme sehr stark mit der 

Wahrnehmung in der Aufnahmegesellschaft zu tun haben. Offensichtlich herrscht eine 

grosse Diskrepanz zwischen tatsächlichen und gefühlten Problemen in Bezug auf 

Muslime. Viele der sogenannten Integrationsprobleme – etwa Zwangsheirat bzw. 

Zwangsehe und Genitalbeschneidung – werden fälschlicherweise dem Islam angehängt 

und politisch instrumentalisiert. Eine weitere Diskrepanz gibt es zwischen dem idealen 

Verständnis von Integration, so wie es in den Leitbildern oder in den theoretischen 
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Konzepten festgehalten ist, und der gesellschaftlichen, medialen und politischen Realität. 

Das Verständnis von Integration erhält durch die Islamdebatte, die in den Medien und auf 

politischer Ebene ausgetragen wird, eine völlig neue Bedeutung und Gewichtung. Die 

einheimische Bevölkerung hat nicht zuletzt aufgrund dieser Islamdebatte Ängste und 

Sorgen in Bezug auf Muslime. Eine wichtige Aufgabe wäre es deshalb, diesen 

entgegenzuwirken und die Bevölkerung aufzuklären. Ein möglicher Ansatz wäre 

diesbezüglich der Vorschlag, an den Schaltern der Stadtverwaltung Musliminnen mit 

Kopftuch anzustellen. 

 

Zu den Integrationsmassnahmen, welche die untersuchten Städte treffen, um explizit 

Muslime zu integrieren, sind in Zürich und in Basel die Einladung der muslimischen 

Gemeinschaften zum gemeinsamen Fastenbrechen sowie den Einbezug in den 

interreligiösen Dialog zu nennen. Weiter pflegen die Integrationsförderung Zürich sowie 

die Koordination für Religionsfragen in Basel regelmässigen Kontakt zum jeweiligen 

muslimischen Dachverband (VIOZ bzw. BMK). In Bern gibt es keine Muslim-spezifischen 

Integrationsbemühungen und das Kompetenzzentrum Integration hat keinen Kontakt zum 

Dachverband Umma. Gemäss Ursula Heitz ist es viel eher so, dass es in der 

Aufnahmegesellschaft Ängste und Sorgen in Bezug auf Muslime gibt. Deshalb wäre es 

hilfreich, diesbezüglich zu sensibilisieren und zu informieren. 

 

Abgesehen vom gemeinsamen Fastenbrechen und dem Einbezug in den interreligiösen 

Dialog können bei der Integrationspraxis der Integrationsförderung Zürich und der 

Koordination für Religionsfragen Basel unterschiedliche Ansätze festgestellt werden. Die 

mit der Einladung zum gemeinsamen Fastenbrechen betriebene Wertschätzungspolitik 

der Stadt Zürich entspricht der im Leitbild definierten Willkommenskultur – einer von drei 

Bereichen, an denen sich das Integrationsverständnis der Zürcher Integrationspolitik 

orientiert. Die Willkommenskultur soll Akzeptanz, Anerkennung und Wertschätzung 

fördern. Die Einladung der muslimischen Gemeinschaften soll den Muslimen zeigen, dass 

sie in Zürich akzeptiert werden. Wenn sich Muslime akzeptiert fühlen, fühlen sie sich in 

der Regel auch integriert, was wiederum dazu führt, dass sie sich besser in der 

Gesellschaft einbringen können. Willkommenskultur löst so eine Art Wechselwirkung aus. 

Obwohl es in Zürich gelegentlich Aktivitäten speziell für Muslime geben kann, trifft die 
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Integrationsförderung in der Regel keine Muslim-spezifischen Integrationsmassnahmen. 

Die Integrationsmassnahmen sind ganz allgemein auf Wertschätzungs- und Symbolpolitik 

ausgerichtet. So versucht die Integrationsförderung einen Gegendiskurs zum oft 

verletzenden politischen Diskurs zu führen. Die Grundbotschaft ist dabei, dass es 

problemlos möglich ist, gleichzeitig Zürcher und Muslim zu sein. Eine Identität der 

Muslime in Zürich soll die eines Zürchers sein. Dieses Integrationsverständnis entspricht 

zwar der identifikatorischen Dimension nach Hartmut Esser (sowie der solidarischen 

Integration nach Shmuel N. Eisenstadt), mit der eigentlich die Assimilation an die 

Aufnahmegesellschaft erreicht wäre. Dadurch, dass aber nur eine von mehreren 

Identitäten die eines Zürchers sein soll, kann nicht von Assimilation gesprochen werden. 

Die muslimischen Migranten können somit mehrfachintegriert sein. 

In Basel werden vor allem problemorientierte Massnahmen getroffen, was natürlich 

damit zu tun hat, dass Integration Basel mit der Koordination für Religionsfragen über 

eine Stelle verfügt, die sich explizit den Angelegenheiten im Umgang mit den 

verschiedenen Religionsgemeinschaften annimmt. Um den Problemen an den Schulen 

(wie etwa beim Schwimm- und Sportunterricht oder Dispensation an religiösen 

Feiertagen) gewachsen zu sein, hat die Koordination für Religionsfragen die Handreichung 

zum „Umgang mit religiösen Fragen an der Schule“ ausgearbeitet. Weiter wurde das 

Papier „Kompaktwissen: Religiöse Betreuungstätigkeit und Lehrtätigkeit HSK“ verfasst. Im 

Jahr 2011 findet eine Weiterbildungsreihe zum Thema Information für religiöse 

Betreuungs- und Schlüsselpersonen statt. Diese Massnahmen betreffen eigentlich immer 

alle oder zumindest alle in Basel vertretenen Religionen. Gerade bei der Handreichung zu 

religiösen Fragen in der Schule kann aber davon ausgegangen werden, dass die 

Schwimmunterrichtsdebatte der Anstoss für die Ausarbeitung war. Weiter leistet die 

Koordination für Religionsfragen Sensibilisierungsarbeit im Zusammenhang mit 

Genitalbeschneidung und Zwangsehe, was jedoch nicht Muslim-spezifisch ist. Lilo Roost 

Vischer sieht ihre Aufgabe als Doppelbemühung: Einerseits muss man den Fokus Islam 

und die diesbezüglichen Sorgen der Bevölkerung ernst nehmen, anderseits muss man 

darum bemüht sein, immer auch allgemeine Massnahmen zu ergreifen.  
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8.2. Fazit 

 

Abschliessend kann festgehalten werden, dass keine der drei untersuchten Städte eine 

Muslim-spezifische Integrationspolitik betreibt. Die muslimischen Dachverbände VIOZ 

und BMK würden eine Muslim-spezifische Integrationspolitik jedoch auch nicht für 

sinnvoll halten: Eine Integrationspolitik soll die Muslime zwar berücksichtigen, sie aber 

nicht in den Mittelpunkt rücken. Auch wenn in allen drei Städten wenig Muslim-

spezifisches unternommen wird – wirklich Muslim-spezifisch ist lediglich das gemeinsame 

Fastenbrechen in Zürich und in Basel –, so können dennoch verschiedene Ansätze in 

deren Integrationspraxis sowie unterschiedliche „Umgangsformen“ mit Muslimen 

ausgemacht werden. In Zürich sieht man keinen Bedarf für eine Muslim-spezifische 

Integrationspolitik, muslimische Migranten sollen wie alle anderen Migranten behandelt 

werden. In Basel wird zwar keine explizit Muslim-spezifische Integrationspolitik verfolgt, 

man nimmt den Fokus Islam aber schon rein aus quantitativen Gründen ernst und trifft 

entsprechende Massnahmen. In Bern werden sowohl eine Muslim-spezifische 

Integrationspolitik als auch Muslim-spezifische Integrationsmassnahmen verneint. Weiter 

pflegen die Integrationsförderung Zürich und die Koordination für Religionsfragen Basel 

Kontakte zur VIOZ bzw. zur BMK, das Kompetenzzentrum Integration Bern hingegen nicht 

zur Umma.  

Am Anfang der Arbeit bin ich davon ausgegangen, dass die drei Städte Muslim-spezifische 

Massnahmen treffen, falls die den Muslimen in den Medien und in der Öffentlichkeit oft 

vorgeworfene Desintegration der Realität entsprechen sollte. Umgekehrt scheint nun die 

Tatsache, dass sehr wenige Muslim-spezifische Massnahmen getroffen werden, zu 

belegen, dass es keine schwerwiegenden Probleme im Zusammenhang mit Muslimen 

gibt. In Zürich, Basel und Bern verneint man verstärkte Integrationsschwierigkeiten bei 

Muslimen denn auch. Probleme, die es geben kann, haben nur in sehr seltenen Fällen mit 

der Religionszugehörigkeit zu tun. Grösstenteils werden diese Probleme schichtspezifisch 

bestimmt, das heisst, es handelt sich dabei um allgemeine Unterschichtproblematiken.  
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Da ich mich in dieser Arbeit nur mit der Integrationspolitik von Deutschschweizer Städten 

beschäftigt habe, wäre ein möglicher Gegenstand einer weiteren Untersuchung ein 

Vergleich mit der Situation in den Städten der französischsprachigen Schweiz, zum 

Beispiel Genf und Lausanne. Die Zusammensetzung der Muslime in Genf und Lausanne 

unterscheidet sich massiv von jener in Zürich, Basel und Bern. So wohnt die Mehrheit der 

Muslime aus Nordafrika und dem Nahen Osten in der Romandie, während die Muslime in 

der Deutschschweiz mehrheitlich aus dem ehemaligen Jugoslawien und der Türkei 

stammen. Auch denkbar wäre ein Vergleich mit anderen europäischen Grossstädten, wie 

etwa Berlin, Paris, Marseille, Amsterdam oder London. 
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10. Anhang 

10.1. Inter viewleitfaden  

kursiv: Anmerkungen für Interviewer 
 
 
A  Allgemeine Fragen (Einstiegsfragen) 
 
 
ü Welches sind Ihre Hauptaufgaben als Integrationsbeauftragte/r bzw. Koordinatorin für 

Religionsfragen der Stadt Zürich/Basel/Bern? 
 
 
ü Seit wann führen Sie dieses Amt aus? 
 

Haben Sie das Gefühl, dass in dieser Zeit Integrationsprobleme allgemein eher 
zugenommen oder abgenommen haben? 
Konnten Sie diesbezüglich einen Wandel feststellen?  

 
 
 
B  Integrationsschwierigkeiten bei Muslimen? 
 
 
ü Wo können sich Ihrer Erfahrung nach bei der Einwanderung von Muslimen allgemein 

Probleme ergeben? (nicht speziell auf Integration bezogen) 
 
Welches sind die Hauptprobleme, die es in Ihrer Stadt im Zusammenhang mit Muslimen 
gibt?  

 
 
ü In den Medien und in der Öffentlichkeit werden den Muslimen immer wieder verstärkte 

Desintegration und Integrationsunwilligkeit vorgeworfen. Wie stehen Sie zu diesem 
Vorwurf? 

 
 
ü Wie äussert sich diese Desintegration? 
 

Wie zeigen sich Integrationsschwierigkeiten bei Muslimen konkret? In welchen Bereichen? 
  

Welche Probleme gibt es in den Bereichen, in denen Integration stattfinden sollte? 
(Handlungsfelder des Leitbildes, z.B. Bildung, Arbeit, Wohnen, gesellschaftliche/politische 
Partizipation etc.) 

 
 
ü Lassen sich unter den Muslimen gewisse Gruppen erkennen, die vermehrt Mühe haben, 

sich zu integrieren? 
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z.B. abhängig von sozialem Status (Bildung/Einkommen), Alter, Geschlecht, Nationalität, 
ethnischer Herkunft, Religiosität 

 
 
ü Wie erklären Sie sich die verstärkte Desintegration bei Muslimen bzw. bei diesen 

vereinzelten Gruppen von Muslimen? 
z.B. religiöse, kulturelle Gründe; wirtschaftliche oder soziale Zusammenhänge 

 
 
 
C  Muslim-spezifische Integrationsmassnahmen/Integrationspolitik 
 
 
ü Gibt es Integrationsbemühungen/Integrationsmassnahmen, die sich speziell an Muslime 

richten? 
 

 Was gibt es konkret für „Projekte“, die sich speziell mit Muslimen befassen? 
 
 
ü Gibt es eine Muslim-spezifische Integrationspolitik? 

 
Ja:  Worin besteht diese?  

Warum ist eine speziell auf Muslime ausgerichtete Integrationspolitik 
wichtig? 

 
Nein:  Warum nicht?  
 Ist eine speziell auf Muslime ausgerichtete Integrationspolitik nicht nötig?  
 Sollte es das geben?  
 Gibt es eine für andere „Gruppen“, z.B. für Frauen?  

 
 
ü Was könnte (zusätzlich) noch unternommen werden, um Muslime besser zu integrieren?  

 
Gibt es irgendwelche erfolgsversprechende „Modelle“? 

 
 
ü Wo liegen Ihrer Meinung nach die künftigen Probleme in der muslimischen Immigration?  
 

In welchen Bereichen müssen im Zusammenhang mit muslimischer Immigration in Zukunft 
vermehrt Integrationsbemühungen geleistet werden? 

 
 
 
D  Themenspezifische Fragen 
 
 
ü Wie sieht der Kontakt mit den muslimischen Vereinen bzw. der Dachorganisation (VIOZ, 

BMK oder Umma) aus? 
 
Was könnten Ihrer Meinung nach die Vereine bzw. die Dachorganisation unternehmen, um 
die Integration der Muslime zu verbessern? 
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Wie beurteilen Sie die Integrationsbemühungen der Dachorganisation (VIOZ, BMK oder 
Umma)? 

 
 
ü Denken Sie, dass künftige Generationen von Muslimen „automatisch“ integriert werden, da 

die muslimische Einwanderung ein noch relativ neues Phänomen ist? 
(wie z.B. bei den Italienern; Generationen-Modell) 

 
 
ü Für viele Schweizerinnen und Schweizer scheinen gewisse Äusserlichkeiten und religiöse 

Symbole (z.B. das Kopftuch) von Desintegration zu zeugen. Kann eine Integrationsstelle/ein 
Integrationsbeauftragter etwas tun, um solchen Wahrnehmungen –eventuell auch 
Ängsten– entgegenzuwirken?  
 
Muss sie das überhaupt?  
 
Sollte sie?  
 
Wenn nein: Wieso nicht? 

 
 
 
Schlussfrage: 
 
 
ü In welcher Weise und bis zu welchem Punkt (welche Dimension? kognitiv/kulturell, 

strukturell, sozial, identifikatorisch) ist Integration Ihrer Meinung nach einzufordern? 
 

In welchen Bereichen ist Integration unerlässlich? 
 

In welchen Bereichen kann – oder soll möglicherweise gar – die Herkunftskultur/kulturelle 
Identität des Herkunftslandes bewahrt werden? 
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10.2. Interview transkriptionen und schriftliche Befragungen  

10.2.1. Christof Meier, Leiter Integrationsförderung Zürich  

8. Dezember 2010, 16.15-17.15 Uhr, Stadthaus Zürich, Büro 405 
 
 
Zuerst nochmals als Einstiegsfrage: Was sind allgemein in zwei, drei Sätzen Ihre Hauptaufgaben als Leiter 
der Integrationsförderung Zürich, die Hauptgebiete? 
 
Das ist ja nicht gerade eine kleine Frage. Aber man kann sagen, dass es einerseits darum geht, dass in der 
Stadt Zürich eine mehr oder weniger kohärente Integrationspolitik läuft. Die zwei Hauptfunktionen sind ein 
sogenanntes Mainstreaming, wo man schaut, dass in den normalen Regelstrukturen – wenn Ihnen dieser 
Begriff etwas sagt – Zugänglichkeit zu den Dienstleistungen, die Gleichwertigkeit der Qualität der 
Dienstleistungen für die gesamte Bevölkerung – inklusive Ausländerinnen und Ausländer – gewährleistet ist. 
Das ist der eine Teil. Dann gibt es auch spezifische Massnahmen: Wir haben ein paar operative Angebote, 
die wir selbst durchführen und es gibt andere operative Angebote, die andere der Stadt – also dritte – 
durchführen. Und das ein bisschen zusammenführen. ((… wenn wir einen Integrationsbericht – den haben 
wir geschrieben – um nachher den Gesamtüberblick zu behalten.)) 
 
Die Stelle gibt es seit 2005, ist das richtig? 
 
Ja und nein. In der Stadt Zürich gibt es seit über 30 Jahren irgendeine Koordinationsstelle. 2005 hat es eine 
Umstrukturierung gegeben, in der man verschiedene ((…)) der Stadtentwicklung Zürich zusammengeführt 
hat. In diesem Zusammenhang hat man auch die muttersprachliche Beratung beendet. Und seitdem gibt es 
die Stelle, die Integrationsförderung heisst, seit 2005, ja.  
 
Und Sie, (seit wann sind Sie Leiter dieser Stelle?) 
 
Seit 2006.  
 
Und hatten Sie in dieser Zeit das Gefühl, dass Integrationsschwierigkeiten ganz allgemein ς nicht auf 
Muslime bezogen ς eher zugenommen haben oder abgenommen haben oder ist es mehr oder weniger gleich 
geblieben? Oder lässt sich das gar nicht sagen? 
 
Vieles hat sich natürlich auch verbessert, sonst würden wir ja nicht arbeiten. Nein, es hat sich wirklich viel… 
Ich habe vorher beim Bund gearbeitet, die Integrationsförderung des Bundes umgebaut, und bei der 
Ausländerkommission. In den letzten fünf Jahren hat es Fragestellungen gegeben, die dazu gekommen sind 
und solche, die dieselben sind. Vor allem auch die Verknüpfung von Migrationsproblematiken, die sehr 
stark auch Armuts- und Unterschichtungsprobleme waren, bei denen Migrantinnen und Migranten 
überdurchschnittlich betroffen sind. Und was sich sicher in den letzten paar Jahren verändert hat – wir 
haben die erste Publikation zu diesen Fragen gemacht vor zwei, drei Jahren – sind die Fragestellungen der 
neuen Zuwanderung, Hochqualifizierte ((…)). Es hat sonst Veränderungen gegeben in der politischen 
Wahrnehmung, Ausgrenzungsschichten haben sich verstärkt: Die bei den Muslimen – das hat 
logischerweise schon bei 9/11 angefangen. Das ist dann je nach Abstimmungskampagne wieder mal ein 
bisschen mehr, mal ein bisschen weniger. Aber es ist auch nicht etwas, das erst mit der Minarettinitiative 
gekommen ist. Wir haben ja diese bestimmten Grafiken, ((die besagen, dass)) wir im Jahr 2050 eine 
muslimische Mehrheit haben. Die sind auch nicht vom letzten Jahr, die sind älter. Das sind so 
Diskursgeschichten, die natürlich das Umfeld verändern und auch die Wahrnehmung in der 
Aufnahmegesellschaft verändern und natürlich zurückspiegeln auf die ausländische Bevölkerung, weil es 
halt so ist, dass die auch lesen und schreiben können und die sind diesen Kampagnen auch ausgesetzt und 
das hat Auswirkungen auf deren Integration.  
Wo sehen Sie die Hauptprobleme, die es in Zürich im Zusammenhang mit muslimischer Einwanderung gibt? 
Nicht unbedingt auf Integration bezogen.  
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Es gibt sehr wenig, das Muslim-spezifisch ist. Da gibt es wirklich sehr wenig. Wahrscheinlich sind Muslime 
auch wieder zum Teil von gewissen Problemen und Fragestellungen ((…)) überdurchschnittlich betroffen, 
aber es hat eigentlich nie etwas mit der Religion zu tun. Sie geraten in einen Diskurs, der auf sie geschoben 
wird, der nichts mit Muslim((…)) zu tun hat. Also Sachen, die diskutiert werden, egal ob Zwangsheirat oder 
Genitalverstümmelung oder irgendetwas, was mit Sicherheit keine religiösen Geschichten sind. Oder wenn 
es der eine oder andere religiös begründet. Das gibt es auch bei Opus Dei-Leuten oder sonst irgendwo. Viele 
dieser Problematiken sind, auch wenn Somalierinnen und Somalier ((stärker)) betroffen sind, immer noch 
keine muslimischen oder islamischen Fragestellungen. Was aber sicher ein Muslim-spezifisches Thema ist, 
hängt sehr stark mit diesen Ausgrenzungserfahrungen zusammen, das ist Muslim-spezifisch. Die ganzen 
Nachdiskussionen um 9/11, das ist ein internationaler Diskurs, das ist kein hausgemachter, das ist eine 
weltweite Geschichte. Wir haben in der Schweiz sehr viele – ich nenne sie jetzt einmal Papier-Muslime – 
also der Begriff ist falsch, weil es ja kein Papier gibt, welches das belegt… So wie es bei uns viele Christen 
gibt, die nicht gläubig sind, aber Mitglied einer Kirche sind, haben wir ganz viele Muslime – die meisten 
Muslime bei uns… Es gibt eine erste Generation aus dem arabischen Raum, Ingenieure, die zählt man 
meistens schon mal nicht mit. Nachher haben wir vor allem Gastarbeiter aus dem albanisch-sprechenden 
und türkischen Raum und das waren sehr ((…)) Leute gewesen. Da hat es schon Gläubige gegeben, es war 
eine sehr heterogene Gesellschaft, deswegen konnten sie sich auch nicht zusammentun für eine 
Grossmoschee oder für sonstige Sachen. Nach 9/11 kamen sehr viele Leute überhaupt auf die Idee „Ja, ich 
bin ja eigentlich auch damit gemeint, ich bin ja Muslim!“, das hat zu einer gewissen Re-islamisierung 
geführt. Neu-ethnisierung? Ja, man setzt sich mehr damit auseinander, man ist betroffen. Es gibt auch viele 
Leute, die damit angefangen haben, ein bisschen religiöser zu leben. Das ist die Hauptproblematik, wenn 
der politische Diskurs… Wir können gut die Minarettinitiative nehmen, bei der der Diskurs, der damit 
verbunden ist, Leute betrifft, im Unterschied zur Ausschaffungsinitiative, wo niemand sagt: „Ich bin auch 
kriminell, also bin ich auch damit gemeint, bin ich unerwünscht.“ Wir können von unseren ganz normalen 
Alltagserfahrungen ausgehen: Wenn ich einem neuen Verein beitrete, wenn Sie in eine neue Klasse 
kommen, im Studium oder so, wird Ihre Integration dadurch beeinflusst, ob andere finden „Hey, lässig, du 
bist auch da!“ oder ob sie finden „Was machst du da? Wir wollen dich gar nicht!“. Das wirkt sich direkt aus. 
Und das spielt zu dieser übergeordneten Ebene. Von daher sind diese politischen Diskurse sehr stark 
integrationshemmend, weil man sich dann fragt: „Wieso soll ich mich da überhaupt integrieren? Ich bin ja 
sowieso nicht erwünscht!“. Das ist der Haupteffekt, der läuft und der nichts mit Schichtproblematiken zu 
tun hat, sondern das, was Muslim-spezifisch ist. Das ist aber nicht einmalig, wir hatten auch eine „Jugo-
Debatte“, in einem begrenzten Ausmass auch eine deutsche Debatte, welche in diese Richtung geht, da 
stehen aber andere Mittel zur Verfügung, um sich zu wehren. Deshalb ist es ganz klar das, wenn Sie mich 
fragen, was wirklich Muslim-spezifisch ist.  
 
Wenn wir von der Desintegration und der Integrationsunwilligkeit der Muslime ausgehen, so wie sie in den 
Medien und in der Öffentlichkeit immer wieder dargestellt wird ς wie stehen Sie dazu? Kann man das so 
sagen oder ist es vielleicht wirklich auch etwas, das in diesem ganzen Diskurs etwas hochgeschaukelt 
worden ist? Oder vielleicht auch nicht bei Muslimen an sich sondern bei einzelnen Gruppen? 
 
Das grosse Problem ist, was haben schon zwei Muslime miteinander gemeinsam? Da fängt es bereits an. Die 
einzige Moschee, die wir hier in Zürich haben gehört der Ahmadiyya, die immer als eine Sekte betrachtet 
wird. Und wenn wir das Christentum anschauen: Was hat schon eine Freikirche mit Opus Dei zu tun oder 
Taizé? Das sind alles christliche „Geschichten“, bei denen wir keinen gemeinsamen Nenner finden. Und 
gleich sieht es bei den Muslimen aus, was schon einmal ein Problem an sich ist. Mich interessiert natürlich 
immer auch, wo wir etwas beitragen können. Ich habe weder Mittel noch Möglichkeiten, oder auch die 
Stadt hat diese nicht, gegen einen Abstimmungsdiskurs, der sehr stark durch Abstimmungsinteressen 
geprägt ist, einen Gegendiskurs zu führen, der differenzierter ist. Das ist nicht möglich. Das ist eine 
politische Meinung von mir und meiner Stelle. Das einzige, was wir wirklich probieren können, ist, dass wir 
versuchen, den Muslimen gegenüber einen anderen Diskurs zu führen, damit diese auch etwas anderes 
hören. Vereinfacht gesagt läuft das darauf hinaus, dass man den Diskurs so interpretieren kann, dass es 
nicht möglich ist, gleichzeitig Schweizer und Muslim zu sein, oder Zürcher zu sein und Muslim zu sein. Und 
da kann ich einen Gegendiskurs führen und sagen, dass es problemlos möglich ist, Zürcher und Muslim zu 
sein, oder auch Zürcher und FCB-Fan zu sein. Ich wähle ganz bewusst solche Beispiele. Dies sind keine 
Ausschlusskriterien, sondern wir haben alle verschiedene Identitäten und das ist absolut okay. Das ist die 
Botschaft, die wir rüberbringen können, zum Beispiel in Referaten. Wir haben bewusst als erste Schweizer 
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Stadt vor vier oder fünf Jahren damit angefangen, dass wir die Imame und die Vereine anlässlich des 
Ramadans einladen ((…)), ich nenne dies das Weihnachtskärtchen. Wir wissen, dass in der Stadt Zürich 
Muslime leben und wir gratulieren ihnen zu ihrem hohen Feiertag. Punkt, that’s it. Auf der Traktandenliste 
stehen nicht irgendwelche Probleme, die wir diskutieren. Es ist Teil einer Willkommenskultur, 
Wertschätzung. Es ist das, was wir als Gegendiskurs beitragen, den wir zwar nicht öffentlich austragen 
können – das interessiert nicht –, wir können aber mindestens probieren, ihnen diese Botschaft direkt zu 
geben. Oder nach einer Minarettinitiative lade ich den Vorstand vom Dachverband zum Essen ein, um zu 
zeigen „Hey, wir sind da!“. Das ist, was wir beitragen können. Es ist Symbolpolitik, positiv interpretiert 
Wertschätzungspolitik, Akzeptanzpolitik. Dies hat integrative Wirkung. Ob wir die desintegrative Wirkung 
des gesamten Diskurses aufhalten können ist eine andere Sache, aber wir können zumindest dort einen 
Beitrag leisten.  
 
Doch noch mal die Frage: Sehen Sie das auch so, dass gewisse Muslime, vermehrt Mühe haben, sich zu 
integrieren oder hat diese Wahrnehmung nur mit dem öffentlichen Diskurs zu tun? 
 
Nein, es ist ja nicht so, dass dies jeglichen statistischen Fakten widersprechen würde, überhaupt nicht. Aber 
die Frage ist natürlich, was macht das aus. Wenn man anschaut, wer in Gefängnissen ist und was für Delikte 
das sind, dann gibt es verschiedene Erklärungsmuster. Das religiöse Erklärungsmuster dahinter ist eigentlich 
eines, das in den Fachkreisen wirklich nie auftaucht. Gleichzeitig schliesst das aber nicht aus, dass Muslime 
extrem übervertreten sind. Und das ist natürlich eine unterschiedliche Interpretation, die dann politisch 
passiert. Wir haben verschiedenste Problemstellungen, bei denen muslimische Bevölkerungskreise oder 
Leute, die auf dem Papier Muslim oder gläubige Muslime sind, überdurchschnittlich stark betroffen sind. In 
welchen Bereichen würden Sie sagen, zeigt sich das? Es kann sich überall zeigen. Es ist überall dort, wo wir 
Unterschichtproblematiken haben oder wo wir wertkonservative Geschichten haben. Kann man sagen, 
Desintegration bei Muslimen zeigt sich in den gleichen Bereichen (wie auch bei anderen Migranten?) Es läuft 
umgekehrt. Es zeigt sich auf den Faktoren, auf denen es sich zeigt und dann gibt es je nach 
Migrationsgeschichte auch Gruppierungen. ((… Migrationsgeschichte … ländliche Herkunft, die anders ist)). 
Man kann ja nicht Türken aus Istanbul mit ((…)) vergleichen, sie sind ja genau gleich Muslim, aber es gibt 
religiösere und weniger religiöse. Ich habe auch noch ein anderes Beispiel zu wertkonservativen 
patriarchalischen Strukturen, die einige sogar religiös begründen, das hat deswegen aber immer noch keine 
religiöse Ursache, weil es gibt Andere, die religiös sind und das nicht so sehen. Wir haben die gleichen 
Phänomene, die das christlich religiös begründen und genau gleich wertkonservativ sind. Homophobie ist 
ein gutes Beispiel. Das ist etwas, das sich nicht nur in muslimischen Kreisen zeigt, sondern etwas, das sich in 
christlichen Kreisen genauso zeigt. Das wird dann Migrationsthema. Aber es ist natürlich so, dass wir mit 
einem Teil der Unterschichtmigration, die jetzt eigentlich mehr oder weniger abgeschlossen ist und nur 
noch über bi-nationale Ehen abläuft – andere Möglichkeiten gibt es ja gar nicht mehr – und bei den 
Portugiesen, die auch nicht so gut integriert sind haben wir zum Teil ähnliche Phänomene… Es lohnt sich 
nicht, ((…)). Das führt wieder zu zusätzlichen Anschuldigungen. Als der Bund die ersten Treffen gemacht hat, 
Muslim-Dialog, konnten sie Widmer-Schlumpf fragen, wie das mit Zwangsheiraten und 
Genitalverstümmelungen im Islam ist. Dann laufen diese Leute Amok, innerlich, weil sie mit etwas in 
Verbindung gebracht werden, das sie hinten und vorne nicht interessiert. Ein Türke interessiert sich doch 
nicht für Genitalverstümmelung, das hat mit seinem Muslim-Sein nichts zu tun. Und Zwangsheiraten, da 
haben wir bei den Tamilen genauso Probleme… wo sie ein Randphänomen sind, hat auch nichts zu tun mit 
Islam als solches. Auch dann wenn es jemand religiös begründet, dann kann man das anschauen, aber es ist 
nicht das Thema als solches. Aber die Auswirkungen dieses Diskurses haben einfach immer wieder 
desintegrierende Wirkung. Deshalb machen wir bei diesem Diskurs auch nicht gross mit. Deshalb 
interessiert uns… wenn wir mit Jugendlichen Probleme haben, sind 26 Muslime, Kosovo-Albaner, dann 
haben wir ein Jugendproblem. Dann müssen wir das angehen, unter Berücksichtigung, was das für konkrete 
Leute sind und was man für konkrete Zugangsmöglichkeiten hat. Dann kann das mit eine Rolle spielen. Aber 
es nicht eine Frage der Problemfassung.  
 
Denken Sie, dass es gewisse Gruppen gibt, die vermehrt Mühe haben, sich zu integrieren? z.B. abhängig vom 
sozialen Status ς Bildung, Einkommen ς Alter, Geschlecht, Nationalität oder ethnische Herkunft oder 
vielleicht eben dann auch Religiosität?  
 
Ja. Es gibt viele solche Phänomene. Wenn man eines herausgreift, muss man schauen, dass man es nicht zu 
sehr isoliert, da es auch noch viele andere gibt. Wir haben massivste Integrationsprobleme mit Schweizer 
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Ehemännern, die irgendeine junge Frau heiraten und ihre Integration verhindern, und sie/Sie wissen wieso, 
sie heiraten bewusst jemanden, weil das dort noch ein bisschen anders läuft. Auch andere, das ist eines der 
grossen Probleme, die wir haben. Wenn man gewisse Sachen kulturalisierend erklären will, hatten wir viele 
Geschichten, bei denen man am ehesten einen Zugang findet mit dem Mittelmeer-Ehre-Schande-Scham-
Komplex. Da sind wir sehr schnell bei der Status-Geschichte. Wenn ein Mann in diesem ganzen Mittelmeer-
Kulturraum, egal ob süditalienisch-christlich/katholisch oder nordafrikanisch-muslimisch, weder 
ökonomisch noch sozial zu Prestige oder Status kommen kann, dann ist es häufig so, dass der ganze Status 
der Männer in der Öffentlichkeit das korrekte Verhalten der Familie ist und dann hat das natürlich 
Auswirkungen auf die Kontrolle der Frau, die Freiheiten die sie ihnen zugestehen. Das kann sich auflösen 
wenn einer wirtschaftlichen Erfolg hat oder sonst zu Status kommt. Statusfragen sind bei Unterschichten 
immer relevant. Die Hauptproblematik ist nicht einmal, wenn das jemand nicht hat im Moment. Viel 
entscheidender ist, ob man daran glaubt, dass man das erreichen kann. Dies ist auch im Jugendalter das 
Problem, jene Jugendlichen, die resignieren. Dann ist auch die Chance viel grösser, in die Delinquenz zu 
geraten. Deswegen sind auch die Ausgrenzungserfahren sehr relevant. Wenn ich zum Schluss komme, dass 
ich sowieso keine Chance habe, weil ich Muslim bin, dann schaffen wir Muslim-Probleme. Die genau gleiche 
Argumentation kann man durchaus auf einer anderen Ebene führen, auf einer „Jugo-Ebene“, einer „Roma-
Ebene“, das ist genau der gleiche Diskurs. Wir haben da faktisch vielleicht ein Problem, aber wir haben noch 
zehn andere. 
 
Also sehen Sie in diesem Zusammenhang eher soziale und wirtschaftliche Faktoren als kulturelle und 
religiöse? 
 
Kultur spielt natürlich mit. Es geht auch um die Ressourcen, welche die Leute haben. Religion kann ja auch 
extrem viel Halt und Solidarität geben, kann einem helfen, über schwierige Zeiten hinwegzukommen, 
eigentlich unabhängig von Religion, das ist die Funktion, die Religion wahrnehmen kann und diese Prozesse 
sehr stark unterstützen kann. Wir haben sehr viele Muslime, die durch ihre Religiosität Unterstützung 
erfahren in ihrem Integrationsprozess. Da gibt es auch Gegenbeispiele. Jene, die durch ihre Religiosität eher 
gehemmt werden. ((Phänomen…Religion)) Ich bin zufällig katholisch, da kommt es darauf an, in welcher 
Kirchgemeinde man ist, ob mein Katholisch-Sein in einem weltoffenen, urbanen Lebensstil unterstützt wird 
oder ob mir dieser als böse und schlecht verkauft wird. Im Katholischen wird alles ermöglicht. Und im Islam 
gibt es auch… Da gibt es zwei Moscheen, in der einen ist ein wertkonservativer Geist und in der anderen ist 
ein anderer. Und da können die religiösen Strukturen natürlich schon etwas verstärken oder ermöglichen 
oder verhindern. Das findet statt. Und das muss man berücksichtigen. Das kann man zum Teil auch wieder 
nutzen. Wenn wir Kontakte haben, wenn wir sie brauchen, mit ihnen Vertrauensbeziehungen haben, wie 
gehen wir dann damit um? Dann kommen auch wieder die allgemeinen Phänomene wie was für Leute 
gehen eher in solche wertkonservative, religiöse Strukturen, das ist auch keine Muslim-spezifische Frage, 
gilt aber auch für Muslime. Da ist auch wieder die Frage, was für andere Solidaritätserfahrungen, soziale 
positive Erfahrungen kann man machen und das ist das, was sehr konservative Gruppen sehr häufig bieten. 
Das gilt auch für Muslime. Und deshalb haben wir auch muslimische Gruppierungen, die problematisch sind 
in diesem ganzen Integrationsprozess, die haben wir aber auch bei anderen Religionen, dies findet auch in 
anderen Zusammenhängen statt. Deswegen unterstützen wir dort auch den Diskurs nicht aktiv, weil das ein 
falsches Bild der Realität vermitteln würde. Es ist Wissen nötig. Wenn wir zum Beispiel konkret ein Problem 
mit einem Schüler haben, das muslimische Motivationen enthält, ist es schon gut wenn wir das 
berücksichtigen können und die Leute abholen können und schauen, wie stark der religiöse Kontext ist. Je 
nach dem können wir auch versuchen, religiöse Bezugspersonen mit einzubeziehen. Wenn wir merken, dass 
es gar kein religiöser Bezug ist, sondern ein anderer Bezug, dann müssen wir anders vorgehen. Also wir 
brauchen da schon Wissen darüber. Das gleiche Vorgehen ist bei einer anderen nicht-muslimischen 
Geschichte. Das heisst, man muss die Frage berücksichtigen, aber sie steht nicht am Anfang. ((…)) 
 
 
Dann kommen wir jetzt darauf zu sprechen, ob es diesbezüglich Massnahmen gibt, spezifisch für Muslime. 
Sie haben das Treffen genannt, um den religiösen Gemeinschaften und ihren Angehörigen im Ramadan zu 
ihrem Feiertag zu gratulieren. Oder auch Ihre Kontakte mit der Dachorganisation. Gibt es sonst noch 
irgendwelche Bemühungen, die sich speziell an Muslime richten? Eventuell irgendwelche kleineren Projekte? 
Oder eben gerade nicht, weil Sie gesagt haben, dass dies gewissermassen ausgrenzend wirkt? 
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(11 Sekunden Pause) Es gibt sicher gewisse Aktivitäten. Wie es auch einmal einen monoethnischen 
Sprachkurs als Einstieg gibt – ganz niederschwellig – kann es auch einmal einen Schwimmkurs oder so 
geben, das kann vorkommen. Aber das ist nicht… Aber eigentlich Integrationsaktivitäten speziell für 
Muslime gibt es ja nicht. Es gibt schon Sachen… Wir haben in Zürich das Zürcher Forum der Religionen, das 
ist nicht auf der theologischen Ebene, auch nicht auf der politischen, sondern auf einer konkreten Ebene. Da 
gibt es Veranstaltungsreihen im Rahmen der Woche der Religionen, aber auch das ganze Jahr durch, wo 
man bestimmte Gemeinschaften sucht für einen bestimmten Anlass, für ein bestimmtes religiöses Fest. 
Oder wo es auch Rundgänge gibt. Man kann einen Tag nehmen und dann kann man in fünf, sechs 
Moscheen gehen. Aber dasselbe gibt es auch für Synagogen. Dort versucht man natürlich, dass diese ((…)) 
Sache auch immer mit dabei ist. Das ist ein Einbezug in diesen interreligiösen Dialog. Es ist zum Teil ein 
bisschen eine harte… Also es machen alle gerne mit und sind alle sehr gerne gastfreundlich, aber das 
Interesse von ihnen, von den anderen, ist natürlich nochmals schwieriger. Das können wir generell 
feststellen bei Minderheiten, ob jetzt Minderheiten religiöser Art oder kultureller Art. Fast alle empfangen 
sehr viel lieber Leute und erklären etwas von sich, als dass sie etwas anderes anschauen gehen. Wir haben 
ja sehr viele Pseudo-Islamisten, die in Blogs und Leserbriefen mitmachen und den Koran auslegen und 
beweisen, wieso es im Koran steht. Aber trotzdem: Das durchschnittliche Wissen eines Schweizers über 
andere Kulturen, gerade Religionen, so bescheiden es sein mag, es ist wahrscheinlich in der Regel immer 
besser als das Durchschnittswissen eines Muslims hier über das Christentum. Wir haben immer wieder 
interessierte Lehrkräfte und andere, die gerne in eine Synagoge oder eine Moschee gehen würden, sich 
dafür interessieren. Umgekehrt läuft das gar nicht. Das ist eigentlich das Hauptproblem, das wir zum Teil in 
der Praxis haben. Das haben wir auch mit jüdischen Gemeinschaften, das ist generell ein 
Minderheiten(problem)… Ist vielleicht auch noch nachvollziehbar. Viele muslimische Gemeinschaften haben 
auch ein Ressourcenproblem, sie haben kein Geld um Religionsunterricht zu erteilen usw. Das haben die 
italienischen Christen genauso. Da probieren wir, das auch ein bisschen zusammenzubringen. Das ist 
generell eine Minderheitenfrage. Man kann auch versuchen, dieses Interesse etwas zu unterstützen oder zu 
vernetzen. Aber eigentlich immer aus einem Blickwinkel heraus… Letztendlich ist es uns ja eigentlich egal, 
was Leute für eine Religion haben, wir können einfach dafür einstehen, dass man Religionen sichtbar leben 
kann. Das ist politisches Programm. Das ist nicht selbstverständlich. Integrationsarbeit heisst heute sowieso 
sehr viel mehr, Freiheitswerte zu verteidigen als irgendwie sonst etwas machen. Aber sonst irgendwelche 
Projekte gibt es eigentlich nicht. Man kann innerhalb eines Projekts einen weiteren Aspekt berücksichtigen, 
aber das kommt sehr selten vor.  
 
Dann würden Sie auch nicht sagen, dass es eine Muslim-spezifische Integrationspolitik gibt? 
 
Nein. Da haben wir auch keinen Bedarf.  
 
Wieder aus dem Blickwinkel, dass es ausgrenzend wirkt oder weil es nicht nötig ist?  
 
Ja, nicht nötig, keine Frage ist. Es geht immer um etwas Grösseres. Wertschätzung ist etwas, das uns 
generell interessiert, da gibt es eine besondere Belastung. Das heisst wir reagieren auf einer besonderen 
Ebene. Das machen wir in anderen Geschichten weniger. Da machen wir etwas, wo wir sagen können: „Das 
machen wir nicht mit allen.“ Da machen wir es bewusster, indem wir es überhaupt gestartet haben. ((…)) Es 
gibt allgemein Minderheitsfragen. Diese Probleme, die muslimische Gemeinschaften haben, sind auf der 
konkreten Ebene sehr vergleichbar. Wir haben 13 verschiedene Ostkirchen in Zürich. Da gibt es ein paar 
mehr etablierte, die Kirchen haben, wie die russische, die griechische oder die serbische. Aber es gibt auch 
andere, die auch nicht wissen, wo sie ihren Gottesdienst abhalten sollen. ((…)) Das ist ein schweizweiter 
Trend. Die letzten Moscheenbauten… Wir hatten immer mal wieder Projekte, die wir auch unterstützt 
haben. Wir haben immer gefunden, auch wenn sie suspekt waren, das sollte ((…)) des Dachverbands sein. 
Und wenn wir den Dachverband dabei hatten, sind sie nachher nicht mehr gekommen, weil sie gewusst 
haben, „Ok, wir wollen ja nicht, dass irgendeine saudische Sekte eine grosse Moschee baut, nur weil sie das 
Geld haben.“ Und eine grosse Unterstützung läuft über den Dachverband.  
 
Gäbe es etwas, was man noch machen könnte? Gibt es irgendwelche Probleme, die im Zusammenhang mit 
muslimischer Einwanderung zukünftig kommen werden? Wird es da einmal Bedarf geben? 
 
Es gibt natürlich schon Sachen, die man machen kann, aber es muss in andere Arbeiten einfliessen. Die 
muslimische Zuwanderung wird nicht mehr gross sein. Da gibt es klare Gesetze. Wer nicht aus der EU 
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kommt, kommt entweder hochqualifiziert – da gibt es ein paar Muslime, die darunter sind – oder aus 
Heiratsbeziehungen, das wird aber je länger je mehr abnehmen. Eine dritte, vierte Generation lässt sich 
auch nicht mehr gleich verheiraten mit irgendeinem Cousin, damit der einreisen kann.  
 
Denken Sie, dass sich das auch geben wird, über Generationen, so wie das bei den Italienern der Fall war, 
dass das automatisch ablaufen wird? Kann man das vergleichen? 
 
Das Problem ist, dass sehr viele Sachen automatisch abgelaufen sind und jetzt sozusagen zurückgeworfen 
werden durch den politischen Diskurs, der auch ein künstlicher Diskurs ist. ((…)) Innenpolitisch und 
international. Die Islam-Frage ist internationalisiert und das unterscheidet sie vom Balkan-Diskurs, weil sie 
an die Weltpolitik gekoppelt ist. Das fängt bei Palästina an, Irak, Afghanistan, 9/11. Das ist ein 
internationaler Diskurs und das spielt hier eine grosse Rolle. Und international haben wir natürlich auch 
grosse muslimische Player. Das unterscheidet diesen Diskurs. Wir befinden uns hier in einem ganz grossen 
System, das sowohl Einfluss auf Muslime als auch auf Nicht-Muslime hat. Das ist speziell an der ganzen 
Islam-Frage. Das ist sehr entscheidend.  
 
Dann hätte ich gerne etwas zu den Dachorganisationen gefragt. Was könnte Ihrer Meinung nach die 
Dachorganisation unternehmen, um die Integration der Muslime zu verbessern? Sie sprechen sich ja in ihrer 
Grundsatzerklärung für die Integration aus. Wie beurteilen sie allgemein deren Integrationsarbeit? 
 
Im Moment müssen wir schauen, dass sie uns erhalten bleiben. Weil das war letztes Jahr wirklich ein 
Debakel. Die Exponenten dieser Verbände sind im Vorfeld der Minarett-Initiative in unzähligen Podien 
aufgetreten. Da hat man auch vieles falsch gemacht. Eine Durchschnittsdebatte war irgendein SVP-ler gegen 
einen Muslim, das ist schon mal auf einer falschen Ebene, es sollte eine Partei gegen eine Partei sein. Wir 
haben uns auf der Gegnerseite darauf eingelassen und das war schwierig. Das ist natürlich auch ein 
spezieller Diskurs, den sie sich nicht gewöhnt waren. Und sie wurden massiv darin bestärkt, dass sie sagen 
können, was sie wollen, es hört sie sowieso niemand. Oder ich kann mich daran erinnern, dass vor vier, fünf 
Jahren, als die FDP – das war noch vor der Minarett-Geschichte – über Muslime eine Veranstaltung machte, 
der Präsident des Dachverbandes sagte, dass sie selbstverständlich hinter dem schweizerischen Rechtsstaat 
stehen. Das gab Standing-Ovations, als ob das eine Sensation gewesen wäre. Die Grundsatzerklärung hatte 
schon seit Jahren existiert. Sie können das hundert Mal sagen, es glaubt ihnen einfach niemand. Das sind 
massivste Frustrationserfahrungen, die sie machen. Das ist unser Problem, dass wir sie überhaupt bei der 
Stange halten können und sie sich nicht zurückziehen. Das ist die ganz konkrete Hauptherausforderung. 
Und dieser können wir nur begegnen, indem wir von uns aus sagen: „Hey! Wir sind da! Wir sind verlässliche 
Partner.“ Das ist der Vorteil, dass wir als Stadt doch ein gewisses Gewicht haben können. ((…)) Politik ist 
Frustration. Politiker sind sich das gewöhnt, das ist „part of the game“. Und wenn sie sich als 
ehrenamtlicher Nichtpolitiker darauf einlassen… ((…)) Und diese Leute haben wir noch nicht aus der 
muslimischen Gemeinschaft. Und wenn wir diese hätten, würden sie sich wahrscheinlich auch dagegen 
wehren, Muslime zu vertreten, weil sie ja nicht als Muslime irgendetwas sind. Dasselbe ist bei den jüdischen 
Vertretungen. Wir haben glaube ich auch Zürcher SVP-ler, die jüdisch-orthodox sind. Das spielt keine Rolle, 
die verstehen sich nicht als Juden, sondern als Bürger. Und auch ein Muslim versteht sich dann in erster 
Linie einmal als Bürger und erst irgendwo weiter hinten… Deshalb wehre ich mich sehr stark dagegen, ihnen 
zusätzliche Aufgaben zuzuteilen, zusätzliche Funktionen zu geben. Es ist gut, wenn sie da sind und das 
nachher voll mittragen. Wenn sich irgendjemand dafür eingesetzt hat, dann sind es sie gewesen, und jetzt 
haben sie eins aufs Dach gekriegt mit der Minarett-Initiative. Wir müssen versuchen, sie zum Weitermachen 
zu motivieren und nicht sagen „Hier müsst ihr noch mehr machen!“, vor allem bei Sachen, die sie gar nicht 
beeinflussen können.  
 
Ein langfristiges Ziel, das im Leitbild zur Zürcher Integrationspolitik formuliert wird, ist der Abbau von 
Feindbildern und Diskriminierung. Für viele Schweizer scheinen gewisse Äusserlichkeiten und religiöse 
Symbole wie das Kopftuch von Desintegration zu zeugen. Also wer beispielsweise ein Kopftuch trägt, gilt als 
nicht integriert. Kann eine Integrationsstelle auch hier etwas machen, um diesen Ängsten und Feindbildern 
entgegenzuwirken?  
 
Schwierig zu sagen. Hier kommen wir sehr stark in den Stadt-Land-Konflikt. In der Stadt ist das ja viel 
weniger ein Problem, wenn jemand anders ist. Das ist auch nicht einfach, zu beeinflussen. Auch unsere 
Grossmütter trugen früher Kopftücher auf dem Feld, oder Kopftücher in der Mittelmeerkultur. Die Grenzen 
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sind fliessend. Die Frage ist, ob der sachliche Diskurs die Leute, welche das problematisieren, überhaupt 
interessiert – in der Regel nicht. Sie schöpfen nur das Potenzial ab, um ihre Interessen durchzubringen. Und 
hier sind die Einflussmöglichkeiten insofern, als wir versuchen können, ((gerade)) zu bleiben und sichtbar zu 
machen. Logisch gibt es Sachen, bei denen wir uns überlegen müssen, wo man… Es ist zum Teil auch bei uns 
noch nicht so weit, dass man an gewissen Schaltern Leute mit Kopftuch haben kann. So weit sind wir auch 
noch nicht ganz. Aber darauf wird es hinauslaufen. Aber es ist schwierig zu sagen. Die wenigsten Muslime 
leben wirklich religiös. Und davon sind es wieder wenige, die ein Kopftuch tragen. Das wird schon kommen. 
Da geht es auch um das Verhältnis Staat und Religion. Bei den Lehrkräften gibt es die Tendenz, dass man 
sagt, dass es nicht geht, da geht eigentlich überhaupt nichts Religiöses. Das sind Diskurse, die im christlichen 
Teil auf Widerstand stossen. Die Kreuzdebatte.  
 
Dann noch eine Schlussfrage, vielleicht auch wie Sie persönlich dazu stehen. In welcher Weise und bis zu 
welchem Punkt haben Sie das Gefühl, dass sich ein Migrant oder eine Migrantin überhaupt integrieren 
muss? Wie weit ist Integration einzufordern? In welchen Bereichen ist es unerlässlich? Und in welchen kann 
oder soll vielleicht sogar die Herkunftskultur bewahrt werden? 
 
Die Frage ist ein bisschen falsch gestellt. Integriert kann man Leute bezeichnen, die in unserem Rechtsstaat 
eigenständig leben können, die auch etwas in die Gesellschaft hineintragen, sozial vernetzt sind. Eine 
Person ist integriert, wenn sie eigenständig lebt und sozial vernetzt ist. Das hat überhaupt nichts zu tun mit 
irgendwelchen anderen Geschichten. Und das andere ist eine Grundbotschaft von uns, eine wichtige 
Identitätsfrage. Dort ist die Grundbotschaft, dass wir nicht von einem Nullsummenspiel reden. Das können 
wir auch tamilischen Eltern sagen. Wenn ihre Kinder noch ein bisschen schweizerisch sind, heisst das nicht, 
dass sie weniger tamilisch sind. Das sind Global Kids, mehrfachintegriert, das ist die Zukunft. Leute wie ich, 
die ziemlich reinrassig Schweizer sind, sind eine aussterbende Rasse. Wir wollen explizit, dass alle Leute, die 
hier wohnen, Zürcherinnen und Zürcher sind und sich als das fühlen – das ist die Zielvorstellung – was sie 
auch immer sonst noch sind. Wir wollen, dass eine ihrer Identitäten die eines Zürchers ist. Und wenn 
jemand noch andere hat, ist das eigentlich cool. Und die kann auch religiös sein, welcher Art auch immer. 
Das schliesst einander nicht aus. Das ist auf Identitätsebene die Interpretationsbotschaft, das andere ist 
mehr die Form von Definition. Und das müssen wir versuchen, als Botschaft in die Köpfe zu bringen, auch in 
die schweizerischen. Wenn Herr Osmani nicht eingebürgert wird, weil ((…)) aber auch in den Köpfen der 
Migranten, die haben dasselbe Problem, dass das nicht zusammengeht. Zum Teil sind diese Ängste etwas 
berechtigt, das ist so. Die Kinder werden nicht gleich leben, ist ja logisch. Ich lebe auch nicht gleich wie 
meine Eltern. Aber je mehr Ausgrenzung stattfindet, desto mehr Bedeutung hat das korrekte Verhalten der 
Familie, „wenigstens meine Familie hat das“ und so. Das ist ein Problem, das es schon immer gab und das 
sich jetzt auch bei den Muslimen wieder zeigt. Aber das ist eben keine Islam-Diskussion.  
 

10.2.2. Lilo Roost Vischer, Koordinatorin für Religionsfragen Basel  

21. Dezember 2010, 15.00-16.00, Steinengraben 5, Basel 
 
 
Die VIOZ funktioniert relativ gut, die BMK funktioniert gar nicht gut.  
 
Im Grunde genommen ist die Koordination für Religionsfragen ein Widerspruch in sich, religionsbezogene 
Integration. Man muss den Leuten eigentlich zeigen, dass Religionszugehörigkeit nicht ausschlaggebend ist 
für Integrationsprobleme. Kaum. Fast nie. Das ist ein Aspekt, Religion darf nicht zu wichtig genommen 
werden. Man muss aber genau hinschauen, deshalb braucht es diese Arbeit. Wenn man es nicht macht, 
wird dies tendenziell über- oder unterbewertet. Die aktuelle Brisanz von Religionsthemen zeigt ganz klar, 
dass es dies braucht. (Text Verhältnis Religion und Staat). Integrationsprobleme haben nicht primär mit 
Religionszugehörigkeit zu tun. Das hat natürlich damit zu tun, dass Muslime und Musliminnen auch in Basel 
eine unglaublich heterogene Gruppe sind. Das wissen alle, aber was dies für Konsequenzen hat weiss man 
nicht und dies geht in Diskussionen regelmässig wieder unter. Der Staat hat, anders gesagt, nicht Probleme 
mit Muslimen, sondern mit den kleinen Gruppen von Strenggläubigen. Und das ist der Fokus. Wir dürfen 
nicht, auch nicht aufgrund politischem oder medialem Druck, eine Sonderregelung nach der anderen 
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ergreifen. Wir haben jetzt leider einen „Tolggen“ in der Bundesverfassung. Dort ist es nicht gelungen, dies 
abzuwehren. Anstatt Kriterien für Sakralbauten neu zu entwickeln – was ich durchaus sinnvoll finde – hat 
man jetzt ein Gebäudeteil einer Religion per Verfassung verboten. Das ist genau der Weg von 
Sonderregelung, der einen gar nicht weiter bringt, sondern eher Probleme kreiert.  
 
Sehen Sie die Probleme im Zusammenhang mit diesen Strenggläubigen eher in den medialen Themen wie 
Kopftuchverbot, Schwimmunterricht etc.? 
 
Nein. Probleme, die es im öffentlichen Raum geben kann, haben natürlich zum Teil mit Sicht- und 
Hörbarkeit zu tun, Irritationen, die Fremdheit auslösen. Reibungsflächen gibt es vor allem an den 
öffentlichen Schulen und dort muss man Lösungen suchen. In Basel haben wir ein sehr wichtiges Instrument 
geschaffen, bei dem wir Pionier waren: Die Handreichung …. Verschiedene Kantone und Lehrer Schweiz 
haben sich darauf gestützt und mehr oder weniger übernommen. Das war eine Zusammenarbeit vom 
Ressort Schulen, also vom Erziehungsdepartement, und uns von der Integration. Wir haben in Basel an der 
Volksschule rund 3000 muslimische Schülerinnen und Schüler und wir haben 7 Verweigerungen von 
geschlechtergemischtem Schwimmunterricht und da sind 5 Familien gebüsst worden, das heisst in zwei 
Familien waren es zwei Kinder. Ich kenne 3 von diesen 5 Familien. Dies sind fromme Familien, die – sagen 
wir – dummerweise oder per Zufall nur Töchter haben, also es geht nicht darum, dass jetzt nur Mädchen 
nicht schwimmen dürfen. Sie sind auch alle in ihrem eigenen Schwimmunterricht, es geht also auch nicht 
darum, dass man nicht schwimmen lernen soll. Die Verkürzung ist: Muslime wollen ihre Frauen nicht 
schwimmen lassen. Das ist falsch. Weil Schwimmen, Bogenschiessen und Reiten ist eine koranische Tugend, 
das sagen Ihnen alle Frommen. Es geht darum, dass der geschlechtergemischte Unterricht Schamgefühle 
verletzt. Wir wollten dies ganz klar am Alter festmachen, vorpubertär kein Problem, nachpubertär ist es 
sowieso geschlechtergetrennt. Dann gibt es ein paar Übergangssituationen, bei denen man versuchen 
sollte, Kompromisse zu finden. Es gibt ein paar wenige, die den Schwimmunterricht auch vor der Pubertät 
getrennt haben wollen. Rein quantitativ ist es aber ein verschwindendes Problem, das aufgebauscht 
worden ist. ((…)) 
 
Und mit dieser Handreichung konnte man folglich viele Probleme aus dem Weg schaffen? 
 
Ja. Der Leiter vom Ressort Schulen (Signer) hat kürzlich in der Migrationskommission gesagt, dass sie sehr 
froh seien um diese Handreichung, dass sie sehr viel Entspannung gebracht habe, beispielsweise auch im 
Zusammenhang damit, ob man Weihnachten feiern dürfe. Es hat sehr viel Beruhigung gebracht. Und in den 
wenigen Fällen, in denen es Probleme gibt, werde ich dann zum Teil angefragt. Kürzlich ging es in einer 
dieser fünf Familien um das Klassenlager und ich habe probiert, einen Weg zu finden. Aber da ist der Zug 
wie abgefahren. Der Vater ist ein bisschen isoliert und lebt in einer religiösen Welt. Er hat das Gefühl, seine 
Tochter riskiere Leib und Leben. Seine drei Töchter hätten noch nie auswärts geschlafen, auch nicht bei den 
Verwandten im Kosovo. Sie überlegen sich jetzt auch, ganz zurückzugehen. Dies ist auch ein Beispiel von 
Marginalisierung, die verschiedene Gründe hat. Sie argumentieren dies schon religiös. Aber dies ist ein 
absoluter Ausnahmefall. Das findet sich auch bei irgendwelchen Evangelikalen.  
 
Wenn wir jetzt auf diese verstärkte Desintegration und Integrationsunwilligkeit zu sprechen kommen, die 
den Muslimen in den Medien und in der Öffentlichkeit immer wieder vorgeworfen wird: Wie stehen Sie 
dazu? Kann man sagen, dass es vermehrt Integrationsschwierigkeiten bei Muslimen gibt? 
 
Man kann es nicht an der religiösen Zugehörigkeit festmachen.  
 
Oder gibt es da gewisse Gruppen? 
 
Ja, aber das sind eher sozio-ökonomische Fragen. Es ist eher schichtspezifisch. Natürlich gibt es das, aber 
das hat mit der Einwanderung zu tun, wann ist wer woher eingewandert. Leute mit relativ tiefem 
Bildungsniveau, sogenannt bildungsfern, zum Beispiel aus der ländlichen Türkei. Aber auch dort ist es 
jeweils eine kleine Gruppe, die so fromm ist. Das ist eigentlich ein Migrationsphänomen, das ich auch Re-
Traditionalisierung nenne. Je nach sozialen Kontakten, die man am neuen Ort aufbauen kann, zieht man 
sich mehr oder weniger zurück. Es gibt zwei klassische Rückzugsorte, der eine ist die Familie, der andere die 
Religion. Interessant dabei ist beispielsweise der Fall von Aziz Osmanoglu von der Muslimischen Gemeinde 
Basel, gegen den jetzt ein Strafverfahren wegen Aufruf zu häuslicher Gewalt und Scharia läuft. Alles 
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aufgrund dieses DOK-Films „Hinter dem Schleier“, der am 1. April gesendet wurde und in dem ich am 
Anfang auch vorkomme und deswegen auch mehrere Interpellationen der SVP eingefangen habe. Dies ist 
eine sehr mühsame Geschichte. Der Film ist absolut unsorgfältig gemacht, jenseits aller Regeln von Sorgfalt, 
die wir hier lehren und unseren Studis beibringen. Aziz Osmanoglu ist dort porträtiert worden, er wurde 
tagelang interviewt und begleitet. Dies wurde auf wenige Minuten geschnitten und er hat sogleich eine 
Strafanzeige erhalten. Der Prozess ist gelaufen, er wurde an sich freigesprochen, die Staatsanwältin will es 
aber weiterziehen, um ein Urteil zu haben, damit das Gericht dies einmal „durchmachen“ muss 
(Präzedenzfall sozusagen). Die Muslimische Gemeinde Basel will nur Leute, die gut Deutsch sprechen und 
sie grenzen sich gegen ihre Vätergeneration ab. Das sind die jungen Frommen. Man kann also nicht sagen, 
Zweit- oder Drittgeneration sei gar kein Problem. Da findet eine klassische Re-Traditionalisierung statt. Sie 
gebärden sich in einer Art und Weise fromm, wie es ihre Eltern nicht gemacht haben. Dass es mit Zweit- 
oder Drittgeneration gar keine Probleme gibt, stimmt nicht. Das hat auch mit Marginalisierung zu tun. 
Wenn Aziz auch Fussballstar geworden wäre wie seine Freunde Yakin, hätte er ganz einen anderen Weg 
gemacht. Er eckte an, hatte eine Pubertätskrise, ging in die Türkei in irgendein frommes Institut und kam so 
zurück. Das muss einem schon ein bisschen zu denken geben. Da sieht man, was alles Einfluss haben kann. 
Schlussendlich hat das sehr stark mit Identitätsfragen zu tun.  
 
Kann man dann auch nicht sagen, dass Integration über Generationen hinweg automatisch abläuft wie 
beispielsweise bei den Italienern?  
 
Nein, das ist kein Automatismus. Auch bei den Italienern war das nicht so einfach und ist lange gegangen. 
Das hat wirklich etwas mit Inklusion und Exklusion zu tun. Wenn grosse Gruppen, gerade die jungen 
muslimischen Männer aus eher bildungsfernem Elternhaus derart stigmatisiert werden, muss man nicht 
meinen, dass die nächste Generation integriert sei.  
 
In welchen Bereichen zeigen sich Ihrer Meinung nach diese Integrationsschwierigkeiten? 
 
Da muss man jetzt sicher unterscheiden, wo der Staat Probleme hat und wo die Leute. Die Leute leiden 
zurzeit unter diesen ganzen Negativzuschreibungen, das ist schwierig. Die Schule hat eben Konflikte mit 
diesen wenigen Fällen von Strenggläubigen. Was wir, also der Staat, schon für Probleme haben, was wir 
auch immer wieder verhandeln müssen und ein grosser Teil meiner Arbeit ist, sind die schwachen 
Organisationsstrukturen. Der Islam ist allgemein eine sehr wenig institutionalisierte Religion und wir 
verlangen jetzt von ihnen Strukturen. Diese funktionieren nicht, was manchmal wirklich zum Verzweifeln 
ist. Wir haben jetzt den Fall, dass ein Imam keine Verlängerung seiner Aufenthaltsbewilligung erhielt – wir 
haben zur Zeit nur zwei Imame, die über eine Integrationsvereinbarung eine Arbeits- und 
Aufenthaltsbewilligung als Imam haben, alle anderen sind Freizeit-Imame, weswegen die Kontrolle nicht so 
einfach ist. Der eine Verein hat es vermasselt, rechtzeitig zu verlängern. Es war schon nach einem Jahr 
schwierig, da haben wir es aber nochmals geschafft, zu verlängern – das wird ja in Bern entschieden. Und 
nun haben sie es wieder „vergeigt“ und jetzt müssen wir schauen, was man noch machen kann. Das ist ein 
bisschen mühsam. Dann ist auch ein ambivalentes Verhältnis zum Staat zu beobachten. Wenn es zum 
Beispiel Probleme mit Gebäuden gibt, bittet man als erstes uns um Hilfe. Handkehrum heisst es, es sei nicht 
Sache des Staates, die Leute zu organisieren. Das ist immer ein bisschen schwierig.  
Man darf die politische Stimmung nicht unterschätzen. Die SVP wartet nur darauf, dass irgendjemand einen 
Fehler macht. Nach dem DOK-Film war am Osterdienstag alles eingegeben, die haben nur darauf gewartet. 
Und das ist ein Druck, eine mangelnde Gelassenheit, die es schwierig macht und eigentlich auch zu 
Kurzschlüssen verleitet. Und da klaren Kopf zu behalten und ruhig und sorgfältig zu arbeiten ist nicht ganz 
so einfach.  
 
In punkto Integrationsmassnahmen speziell für Muslime könnte man offizielle Begegnungsanlässe wie das 
gemeinsame Fastenbrechen mit den Moscheevereinen nennen. 
 
Das habe ich ein bisschen eingefädelt. Das ist glaube ich das zweite, das wir offiziell zusammengemacht 
haben. 2009 hat es die Koordination für Religionsfragen zusammen mit der BMK organisiert und jetzt wird 
es vom Interreligiösen Forum mit der BMK organisiert. Der Akt der Begrüssung, - dass Guy Morin ein 
Begrüssungswort hält, finde ich sehr wichtig. Ich schätze auch sehr, dass Couchepin angefangen hat, ein 
Grusswort zum Ramadan zu sprechen. Dann hat in Zürich Ledergerber mehrmals offizielle Sachen gemacht. 
Das ist für mich so ein bisschen Vorbild gewesen, da sind sie wirklich gut. Dann gibt es den interreligiösen 
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Dialog auf Vereinsebene (Verweis Flyer), einzelne Institutionen, die für uns relevant sind, regional und 
national dargestellt. Da gibt es interreligiöse Dialogsplattformen, die vor allem kirchlich getragen werden. 
Der Runde Tisch ist und soll etwas anderes sein. Das ist die Schnittstelle mit Staat und Verwaltung. Dies ist 
kein Verein, aber auch keine offizielle Kommission, sondern wirklich eine Diskussionsplattform, wo man 
Probleme Religionsgemeinschaften – Bevölkerung – Staat diskutiert. Als Vorläufer hat 2007 ein Empfang der 
Moscheevereine beider Basel im Rathaus stattgefunden. Das war ein Auftakt. Ein Jahr darauf hat man einen 
Empfang für alle Religionsgemeinschaften gemacht. Es ist immer diese Doppelbemühung. Einerseits müssen 
wir diesen Fokus Islam – der ist Realität, den muss man ernst nehmen, man kann nicht so tun, als ob nichts 
wäre. Das hat auch damit zu tun, dass es eine viel grössere Gruppe ist, eine fremde Gruppe und auch mit 
nationalen, europaweiten und internationalen Begebenheiten. Diesen Fokus ernst zu nehmen, die Sorgen 
ernst zu nehmen und andererseits doch darum ringen, dass wir allgemein Massnahmen ergreifen ist die 
Herausforderung. Es gibt Muslim-spezifische Anlässe und es gibt immer auch allgemeine. (Verweis Anzug 
Lüchinger Reaktion auf Abstimmung Minarett-Verbot) Kompaktwissen religiöser Betreuungstätigkeit und 
Lehrtätigkeit. Das ist ein Papier, das ich in Zusammenarbeit mit dem Migrationsamt – das ist die frühere 
Fremdenpolizei, also Sicherheitsdirektion – und dem Amt für Wirtschaft und Arbeit ausgearbeitet haben.  
Wenn ihr [BMK] die Informationen nicht weitergebt, informiere ich die Vereine direkt. Und das hat damit zu 
tun, dass die BMK gar nicht funktioniert, vereinsrechtlich gesehen. Theoretisch müssten sämtliche Vereine 
etwas schicken und dann müsste man abstimmen. Dort ist ein Gerangel, wer das Sagen hat. Überspitzt 
gesagt geht es klassisch um Hahnenkämpfe zwischen irgendwelchen Büffeln. Andererseits sind im 
Hintergrund gewisse Verpflichtungen, die sie zum Herkunftsgebiet haben, schon sehr spürbar. Das wird 
dann aber irgendwann Aufgabe des Staatsschutzes, des Bundesnachrichtendienstes. Was im Hintergrund 
abläuft, wer mit wem, Hisbollah, dieses und jenes… Das ist durchaus auch schwierig, sich da zu Recht zu 
finden. Ich bestehe auf der Arbeitsteilung, wir machen Integrationsarbeit; was strafrechtlich relevant ist, ist 
Sache der Staatsanwaltschaft; was Terrorbekämpfung und Staatssicherheit betrifft, ist 
Bundesangelegenheit. Das können wir nicht alles übernehmen. Eine Losung für meine Arbeit ist: Weder 
naiv, noch paranoid.  
 
Gibt es sonst noch irgendwelche Projekte? 
 
Ja, wir haben noch ein gutes, wir sind wirklich ziemlich produktiv. Wir haben auch eine gute 
Zusammenarbeit, das ist der Vorteil von Basel. Wir kennen uns schnell. Wir arbeiten interdepartemental 
zusammen. Wir haben eine Schulung für 2011, die bewilligt worden ist, zusammen mit der GGG 
Ausländerberatung. Die machen ja operativ viel Integrationsarbeit. Das war auch eine Idee von mir. Wie 
bilden wir die Leute weiter. Nicht nur Imame, auch Hindu-Priester, Pastoren von Migrationskirchen. Ich 
kenne Migrationsgemeinden dank meiner Arbeit als Afrika-Ethnologin relativ gut. Die sind gerade was 
Schwulenfeindlichkeit betrifft keineswegs koscher, sondern zum Teil stockreaktionär und auch nicht ganz 
rechtsverträglich. Es geht doch darum, wie man alle gleich behandelt. Auf jeden Fall haben wir jetzt eine 
mehrteilige Weiterbildungsreihe mit der GGG zum Thema Information für religiöse Betreuungs- und 
Schlüsselpersonen. Da geht es sowohl um Fördern als auch um Fordern, nicht nur um Fordern. Einerseits 
gibt es Informationen zu Sprachkursen, rechtliche Informationen, dann aber auch eine Hilfe bei 
Organisationsentwicklung und bei Öffentlichkeitsarbeit. Denn ein Kernthema, das uns in den letzten Jahren 
begleitet und sich jetzt noch zugespitzt hat, ist, dass Muslime sagen: „Wir können sagen, was wir wollen, es 
interessiert niemanden, die Medien nehmen es nicht zur Kenntnis.“ Die VIOZ sagt, dass sie schon 2006 eine 
klare Äusserung zur Rechtskonformität – wir halten uns ans Schweizer Recht – gemacht hat, aber es 
interessiere niemanden. Das ist etwas, was man immer wieder hört. Das Thema Medien ist auch eines, das 
für die Integrationsarbeit jetzt brisanter geworden ist. Eine Zeit lang war die Basler Integrationsarbeit 
„superinnovativ“ und toll und jetzt wird sie nur noch ((kritisiert)). In einer Studie von Dahinden „Medien 
und Kulturkonflikte“ (NFP 58 Forschungsprogramm zu Religion und Staat und Gesellschaft, Unterprojekt 
Medien) kommt klar heraus, dass Medien nicht nur wenig über den Islam wissen, sondern über Religionen 
allgemein. Es ist ein Fakt, dass man über Religion nur in Klischees berichtet und wenn es skandalisierend ist. 
Der Runde Tisch ist nicht interessant, diese Schwimmdispens hingegen ist interessant. Negativ berichtet 
man, sonst nicht. Ich bekam den Auftrag, für das Basler Stadtbuch 2009 etwas zu schreiben und wollte 
etwas zum Runden Tisch schreiben. Ich wurde darauf gebeten, doch bitte etwas über Schwimmdispens zu 
schreiben. Ich hielt das nicht für relevant, habe dann aber etwas dazu geschrieben. Ein Satz wurde in einem 
Artikel der BAZ zitiert, worauf ich sogleich eine Interpellation der SVP bekam, weil ich etwas zum 
ausserschulischen Schwimmen gesagt habe. Der Umgang mit Medien ist ein sehr aktueller Punkt. Dann ist 
auch die ganze Sensibilisierungsarbeit wichtig. Genitalbeschneidung, Zwangsehe… Kommt auch oft im 
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Zusammenhang mit Islam, vor allem von Islamkritikern. Gerade Genitalbeschneidung ist nicht ein 
Islamproblem, sondern primär ein afrikanisches Problem. Ich hatte bereits 2005 eine erste Stellungnahme 
zu Basel geschrieben, mit Berechnungen wer gefährdet ist. Diese habe ich nun überarbeitet. Zwangsehen 
thematisieren wir auch schon lange in den Gesprächen. Ich gehe manchmal auch in Moscheevereine zu 
Aussprachen. Auch wenn von ihnen her ein Wunsch ist. Oder auch im Vorfeld dieser Schwimmdebatte 
haben wir uns mehrmals in den Moscheen getroffen. Da sage ich immer auch, dass Zwangsehe verboten 
sei, das sei Nötigung. Und da sagen auch alle frommen Muslime dasselbe, Zwangsehe sei nicht islamisch, im 
Islam müssen die Ehepartner und die Eltern einverstanden sein. Es ist wichtig, zwischen arrangierter Ehe 
und Zwangsehe zu unterscheiden. Das betrifft natürlich auch die Tamilen. Viele dieser sogenannten 
Integrationsprobleme – sie wollen sich nicht anpassen – werden fälschlicherweise dem Islam angehängt. 
Das ist ein Fakt, den man natürlich bestens instrumentalisieren kann. Politisch kann man leider sehr viel 
Kapital daraus schlagen. Und man muss klar sagen, dass sich die Muslime in diesem Punkt nicht immer 
geschickt verhalten. Ich denke im Nachhinein, dass wir einen Fehler gemacht haben bei der Abstimmung, 
dass auch national die IRAS gesagt hat, dass das primär ein Schweizer Problem sei, man wolle die 
Verfassung nicht rechtsuntauglich machen, man müsse sich wehren, anstatt die Muslime zu ermutigen, 
mehr zu kommunizieren und Stellung zu beziehen. Ich denke, das war falsch. 
 
Aber eine Muslim-spezifische Integrationspolitik in dem Sinn gibt es nicht, oder? 
  
Nicht explizit. Aber man muss wirklich „à jour“ sein, wissen, was wo läuft und welche Massnahmen es wo 
braucht.  
 
Oder kann man schon sagen, dass man ein bisschen mehr auf diese Gruppe schaut.  
 
Ja man muss. Rein quantitativ. Ich hatte eigentlich eine Formulierung: Es ist zu vermeiden, dass man eine 
symbolische Beruhigungspolitik macht, die nicht nachhaltig ist. Es tönt schön. Ich musste aber kürzlich 
sagen: „Halt! So kannst du es auch nicht sagen.“ Denn es braucht sehr wohl – gerade für die öffentliche 
Meinung, das ist ja etwas Gefährliches… Deshalb sind Massnahmen zur Beruhigung sehr wohl wichtig. Aber 
man muss genau wissen, was man macht, was es wo braucht. Schlussendlich müssen wir rechtlich 
verbindliche Massnahmen der Gleichbehandlung haben. Das ist die Aufgabe. Das ist viel komplizierter als 
einfach zu sagen: „Es kann keine Rede davon sein, dass Muslime ein spezielles Problem haben.“ Aber auch 
nicht: „Nur die Muslime haben ein Problem.“ Das ist beides falsch. Man muss besser hinschauen und 
verschiedene Massnahmen ergreifen.  
 
Was für Probleme sehen Sie in Zukunft im Zusammenhang mit muslimischer Immigration? 
 
Es hat schon eine massive Veränderung gegeben, die die Leute noch nicht realisiert haben. Die aktuelle 
Zuwanderung ist schon lange nicht mehr Balkan und bildungsfern. Das ist noch eine Nachwirkung aus den 
letzten Jahrzehnten. Es muss jetzt ausgebadet werden, was die staatliche Migrations- und 
Integrationspolitik verpasst hat. Jetzt ist die Zuwanderung vor allem EU, vor allem Deutsche und 
Hochqualifizierte. Der Bildungsstand ist höher als der Schweizer Durchschnitt, das ist die Realität. Trotzdem 
gibt es noch falsche Bilder und den Eindruck, dass wir zahlenmässig überrannt werden, dadurch, dass sie 
mehr Kinder haben als wir. Natürlich sind 4-Kinder-Familien normal, bei uns kann man froh sein, wenn sie 
noch 2 schaffen. Aber mittelfristig wird sich das angleichen. Demographie und Religion ist sehr spannend. 
 
Was könnten Ihrer Meinung nach die Vereine und die BMK selber unternehmen, um die Integration der 
Muslime zu verbessern? 
  
Die Verbesserung der Organisationsstrukturen und der Information. Das wäre sehr wichtig. Ich bin zum 
Beispiel mit einer Muslimin im Gundeli ins Gespräch gekommen, die nicht gewusst hat, dass es ein 
gemeinsames Fastenbrechen im Union gibt und die da sehr gerne hingehen würde. Ich habe sie gefragt, mit 
welchem Verein sie zu tun habe. Und sie hatte just mit dem Verein am Leimgrubenweg zu tun, die 
Moschee, die im Moment auch der BMK das Präsidium stellt. Und der Mann oder der Schwager ist in 
diesem Verein und die haben das nicht gehört und nicht erfahren, es ist nicht angeschlagen in der Moschee. 
Und just diese Moschee hat jetzt ein Problem mit der Verlängerung. Entweder schaffen sie es diese 
Informations- und Organisationsstrukturen zu verbessern oder dann können wir irgendwann nichts mehr 
machen. Dann muss dieser Imam halt abreisen. Da müssen sie den Finger rausnehmen. Bei allem 
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Verständnis dafür, dass sie das in der Freizeit machen – Zürich hat mehr Muslime mit einer Bildung, 
Hatipoglu ist einer, der reden kann und alles. Wir haben in Basel eine solche Figur, S. Mirza, der auch am 
Runden Tisch ist, ein Pakistani, gut gebildet, Frau Ärztin, drei Töchter, die studieren, also klare Oberschicht, 
auch von der Herkunft her. Den bräuchten wir eigentlich überall als Vertreter, aber er ist oft weg, oft auf 
Reisen. Das bräuchte es mehr. Aber das ist schwierig. Wir können einfach nicht auf Jahre warten. Es 
bräuchte einen Mittelweg. Wir müssen immer schauen, dass wir genügend Geduld haben. Wir müssen 
vermitteln, das BFM ist viel strenger. Da müssen wir dann wieder vermitteln: „Wäre das nicht so und so 
möglich? Das wäre für uns wichtig.“ Dann heisst es entweder Nein oder Ja. Man müsste versuchen, mehr 
Geduld zu haben, aber gleichzeitig müssen gewisse Sachen einfach ein Stück voran gehen. Ich sage oft in 
Diskussionen, auch informell, dass sie die politische Stimmung wirklich unterschätzen. Absurd wird es, wenn 
sie Leute wie mich angreifen, quasi ihre Bündnispartner. Es ist natürlich an der Schnittstelle staatlicher 
Arbeit. Man kann natürlich sagen, dass das ganze „Integrationsgeschwätz“ den Staat nichts angeht, aber ich 
glaube, dass man sich das heute nicht leisten kann. 
 
9ƛƴ DǊǳƴŘǎŀǘȊΣ ŘŜǊ ŀǳŎƘ ƛƳ [ŜƛǘōƛƭŘ Ǿƻƴ wŜōŜƪƪŀ 9ƘǊŜǘ ǎǘŜƘǘΣ ƘŜƛǎǎǘΥ αLƴŦƻǊƳŀǘƛƻƴǎƭǸŎƪŜƴ ǿŜǊŘŜƴ ƎŜǎŎƘƭƻǎǎŜƴ 
ǳƴŘ ±ƻǊǳǊǘŜƛƭŜ ŀǳŦ ŀƭƭŜƴ {ŜƛǘŜƴ ŀōƎŜōŀǳǘάΦ CǸǊ ǾƛŜƭŜ {ŎƘǿŜƛȊŜǊƛƴƴŜƴ und Schweizer zeugen religiöse Symbole 
und Äusserlichkeiten von Desintegration. Wenn eine Muslimin ein Kopftuch trägt, haben viele das Gefühl, 
dass sie eher nicht integriert ist. Kann man auch in diese Richtung etwas machen? Solchen 
Wahrnehmungen, Feindbildern und Ängsten entgegenwirken? 
 
((…)) Die schwarze Vollverschleierung finde ich schon ein massives Integrations- und 
Kommunikationshindernis. Kopftuch ist für mich klar: Kein Zwang und kein Verbot. ((…)) Es ist eine völlige 
Fehleinschätzung, zu meinen, dass jede, die ein Kopftuch trägt, dazu gezwungen worden ist entweder vom 
Mann oder vom Vater. Deshalb sage ich oft: „Redet doch lieber mit einer Kopftuchträgerin statt über eine 
Kopftuchträgerin.“ Gewisse Fehlschlüsse kann man direkt ausser Kraft setzen, das leuchtet den Leuten auch 
ein. Ich habe die Erfahrung gemacht, dass wenn man die Gelegenheit hat zu reden, dass dann etwas geht. 
Was ganz schwierig ist, ist der Umgang mit den Medien. Es fehlen Kontakte, die Leute, die es betrifft, 
kommen nicht an die Anlässe, und die anderen machen noch die Abspaltung: „Ja du bist ja gar keine richtige 
Muslimin.“ Das ist ein Fakt. Wie erreicht man dann die Leute? Wie kann man die Ängste bekämpfen? Das ist 
wirklich schwierig. Damit muss man sich arrangieren. Man muss auch schauen, dass man die Ressourcen 
nicht verpulvert, damit man an Kraft nichts verliert. Ich habe Hoffnung in die Frauen. Den Think Tank finde 
ich ganz stark. Da machen Amira Hafner und Rifaat Lenzin von islamischer Seite mit. Die machen jetzt eine 
sehr tolle Studie zu Führungsfunktionen von Frauen, wo sie zum Beispiel sagen, dass es theologisch 
schwieriger ist, bei der römisch-katholischen Kirche Frauen als Priesterinnen zu haben, als im Islam für die 
Freitagspredigt. Da gibt es eine interessante Debatte.  
 
In welcher Weise und bis zu welchem Punkt ist Ihrer Meinung nach Integration einzufordern? In welchen 
Bereichen kann ein Muslim problemlos seine kulturelle Identität beibehalten? In welchen Bereichen soll eine 
gewisse Anpassung gefordert werden? 
 
Man muss vorausschicken, dass Religion und Glauben Privatsache ist und sein soll. Aber Religion hat immer 
auch gesellschaftliche Auswirkungen, das ist ein Fakt. Das ist in der Bundesverfassung geregelt. Bund und 
Kanton können und müssen eingreifen, wenn die Interessen Dritter tangiert sind. Da geht es um 
Religionsfreiheit. Das ist immer noch gültig und brauchbar. Wo man jetzt wie viel erträgt, ist eben die grosse 
Debatte. Mit ein bisschen mehr Gelassenheit – ich ertrage sicher mehr als andere, das hat damit zu tun, 
dass ich ökonomisch und sozial relativ gut dastehe und mir eine gewisse Grosszügigkeit leisten kann, rein 
auch durch meinen Beruf als Ethnologin habe ich Jahrzehnte Erfahrung im Umgang mit Fremdheit. Das ist 
auch ein Privileg. Für mich ist in dieser Frage das Argument der Ressourcen wichtig. Wie viele Ressourcen 
oder Kraft hat eine Institution oder auch eine Person, um Fremdheit ((aufzufangen)). Dies ist auch das 
Argument an der Schule. Die Schule hat wirklich zu kämpfen mit einer wachsenden – sagen wir – sozialen 
Heterogenität. Die ist grösser, das ist Realität. Das macht der Institution Schule und der einzelnen 
Lehrperson Angst. Und das ist eine beschränkte Ressource von Geld, von Schulräumen, von Zeit. Das 
können wir mit dem Religionsunterricht durchspielen, es gibt zu wenig Zeitfenster und zu wenig Räume, 
damit alle Religionsunterricht geben können. Und wirklich auch von Energie. Im Grunde genommen ist es 
mir egal, wo ein Kind schwimmen lernt, Hauptsache es kann schwimmen. Das ist mein Standpunkt. Also 
könnte man sie doch dazu verpflichten – Aziz Osmanoglu hat eine eigene Schwimmschule gegründet – ein 
Diplom der Schwimmschule ((vorzulegen)). Für mich ist aber wichtig, dieses Ressourcenproblem zu 
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beachten. Die Schule kann es sich nicht leisten und hat auch Angst vor Dispensationen aller Art. Das kann 
eine Institution nicht verkraften. Deshalb ist die Frage, wo es an die Schmerzensgrenze geht und wo man es 
nur meint und wer das meint. Auch darin müssen wir lernen, mit Vielfalt, was man erträgt, umzugehen. Es 
gibt eindeutig ein Auseinanderklaffen von tatsächlichen und gefühlten Problemen in Bezug auf Islam und 
Muslime, das ist für mich ganz klar. Im Alltag gibt es erstaunlich wenige Probleme. Es müsste viel mehr 
Probleme geben, wenn stimmen würde, was diese Leute verkünden mit diesem Islam, der unverträglich sei. 
Die Weltwoche hatte ja einmal den Titel: „Muss der Islam verboten werden?“ Also reale Probleme 
erstaunlich wenig, aber gefühlte Probleme riesig. Und das ist auch eine Realität und ich finde es wichtig, das 
auszusprechen.  

 

10.2.3. Ursula Heitz, Leiterin Kompetenzzentrum Integration Bern  

Schriftliche Befragung per E-Mail (21. Januar 2011) 
 
 
1) Welches sind Ihrer Erfahrung nach die Hauptprobleme, die es in Bern im Zusammenhang mit Muslimen 
gibt?  
 
In Bern sind keine spezifischen Probleme im Zusammenhang mit Muslimen bekannt. Wir haben keine 
Rückmeldungen, keine Bedarfsmeldungen und auch kein Monitoring. Bern hat die Minarettinitiative, wie 
auch die Ausschaffungsinitiative abgelehnt. Man kann da vielleicht auf eine gelebte gegenseitige Toleranz 
und Akzeptanz schliessen. 
 
 
2) In den Medien und in der Öffentlichkeit werden den Muslimen immer wieder verstärkte Desintegration 
und Integrationsunwilligkeit vorgeworfen. Können Sie bei Ihrer Arbeit gewisse Umstände feststellen, die 
diesen Vorwurf rechtfertigen? 
 
Nein, solche Umstände können wir nicht feststellen. Wir haben keine diesbezüglichen Meldungen. 
 
 
3) Lassen sich unter den Muslimen gewisse Gruppen erkennen, die vermehrt Mühe haben, sich zu 
integrieren? 
Zum Beispiel abhängig von sozialem Status (Bildung/Einkommen), Alter, Geschlecht, Nationalität, ethnischer 
Herkunft oder Religiosität? 
 
Zu diesem Punkt haben wir keine speziellen Erhebungen gemacht. Eine Aussage dazu wäre nicht fundiert. 
Natürlich gibt es einzelne Personen, auf die die von Ihnen genannten Beispiele zutreffen. Diese Beispiele 
treffen aber auf einzelne Personen aus allen Herkunfts- und Religionsgruppen zu, nicht spezifisch auf 
Muslime. 
 
 
4a) Lƴ LƘǊŜǊ aŀƛƭ ǾƻƳ нрΦммΦнлмл ǎŎƘǊŜƛōŜƴ {ƛŜΥ α5ƛŜ {ǘŀŘǘ Bern pflegt keine muslimspezifische 
Integrationspolitik und bietet keine muslimspezifischen Integrationsmassnahmen an. Die Massnahmen 
zielen nicht auf bestimmte Herkunfts- ƻŘŜǊ wŜƭƛƎƛƻƴǎƎǊǳǇǇŜƴ ŀōΦά Lǎǘ ŘƛŜǎ ŜƘŜǊ ŜƛƴŜ wŜǎǎƻǳǊŎŜƴŦǊŀƎŜ ƻŘŜǊ 
gibt es keinen Bedarf? Falls kein Bedarf: Wieso nicht? 
 
Es ist keine Ressourcenfrage. Wir haben keine Bedarfserhebungen gemacht. Und wie erwähnt, haben wir 
auch keine diesbezüglichen Anfragen oder Anstösse von aussen, muslimspezifische Integrationsangebote zu 
kreieren. Eher ist es so, dass die einheimische Bevölkerung Ängste und Sorgen in Bezug auf Muslime hat; es 
wäre also ggf notwendig, hier zu sensibilisieren und zu informieren. 
 
4b) Denken Sie, dass es vielleicht in Zukunft Integrationsbemühungen bedarf, die sich speziell an Muslime 
ǊƛŎƘǘŜƴΚ hŘŜǊ ŘŜƴƪŜƴ {ƛŜΣ Řŀǎǎ ƪǸƴŦǘƛƎŜ DŜƴŜǊŀǘƛƻƴŜƴ αŀǳǘƻƳŀǘƛǎŎƘά ƛƴǘŜƎǊƛŜǊǘ ǿŜǊŘŜƴΚ 
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Wir denken nicht, dass künftige Generationen einfach automatisch integriert werden. Unsere Massnahmen 
sollen die Integration ja fördern. Aber eben – sie sind nicht muslimspezifisch. Ob es muslimspezifische 
Integrationsbemühungen braucht wird sich weisen; wenn der Bedarf entsteht oder Anliegen an uns 
herangetragen werden, so werden wir dies prüfen. 
 
5) Wie sieht Ihr Kontakt mit der Dachorganisation Umma aus? Was könnte Ihrer Meinung nach die Umma 
unternehmen, um die Integration der Muslime zu verbessern? 
 
Wir haben keinen Kontakt zur Umma; weder haben wir den Kontakt bislang gesucht (das ist eher auf 
Ressourcenmangel zurückzuführen), noch hat die Umma mit uns Kontakt aufgenommen. Was die Umma 
unternehmen könnte? Wir sind zwar über ihre Aktivitäten und Anliegen einigermassen auf dem Laufenden; 
aber nicht genügend, um hier eine Meinung zu äussern, wie die Umma ihre Integrationsarbeit verbessern 
könnte. 
 

10.2.4. 4ÁÎÅÒ (ÁÔÉÐÏøÌÕȟ 0ÒßÓÉÄÅÎÔ ÄÅÒ 6)/: 

Schriftliche Befragung per E-Mail (16. Januar 2011) 
 
 
1. Wie sieht der Kontakt mit der Integrationsförderung Zürich aus? 
 
Wir haben regelmässigen, guten Kontakt zur Integrationsförderung der Stadt Zürich. Über das ZFR (Zürcher 
Forum der Religionen) halten wir regelmässig Sitzungen (sowohl die VIOZ als auch die Integrationsförderung 
haben Delegierte im ZFR). Falls nötig, haben wir auch ad-hoc Kontakte. 
 
 
2. Wäre eine Muslim-spezifische Integrationspolitik wichtig? 
 
Die Integrationspolitik sollte auch die Eigenheiten der Muslime mitberücksichtigen aber eine muslim-
spezifische Integrationspolitik wäre nicht sehr angebracht. Die meisten Probleme der eingewanderten 
Muslime sind allgemeine „Integrationsprobleme“. Genauso sollten auch die spezifischen Bedürfnisse der 
eingewanderten orthodoxen Christen, Hinduisten, Sikhs und Buddhisten mitberücksichtigt werden. Die 
schweizerische Bevölkerung muss endlich einsehen, dass wir eine multireligiöse Gesellschaft haben, sowohl 
die Einheimischen als auch die Eingewanderten. Andere Probleme der Muslime (z.B. Grabfelder für die 
Muslime) sind keine „integrations-relevanten“ Probleme. Diese gelten auch für die gebürtigen Schweizer 
(z.B. Konvertiten). 
 
 
3. Welche Integrationsmassnahmen werden in Zürich speziell für Muslime getroffen? 
 
Zwei Aktivitäten möchte ich hier hervorheben, welche sowohl der muslimischen Minderheit als auch der 
Mehrheitsgesellschaft positive Signale senden. Jährlich werden die Imame und Leitungspersonen der 
islamischen Organisationen nach dem Fastenmonat Ramadan zu einem Empfang im Stadthaus eingeladen. 
Direkter Kontakt zum Stadtrat und zur Integrationsförderung, der Gedankenaustausch und die Erläuterung 
der wichtigsten Anliegen helfen uns, sowohl dem Staat, als auch den Muslimen. Während des 
Fastenmonats laden die islamischen Organisationen den Stadtrat und die verantwortlichen der 
Integrationsförderung zum Abendessen ein. Die Teilnahme an diesem Essen und die Gespräche werden 
sehr geschätzt. 
 
 
4. Reichen diese Massnahmen Ihrer Meinung nach aus? Wird genügend unternommen? 
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Wir haben grundsätzliche Probleme in der Schweiz, welche gegen die Integration der Muslime wirken: 
Islamfeindliche Medienpräsenz und Angriffskampagnen der rechtspopulistischen Partei SVP gegen den 
Islam und Muslime. Gegen diese Probleme kann aber die Stadt Zürich auch nicht viel unternehmen. 
 
 
5. Was könnte zusätzlich noch unternommen werden?  
 
Viele private Unternehmen haben Angst von den negativen Kundenreaktionen und deswegen stellen sie 
keine Kopftuchträgerinnen ein. Die Verwaltung könnte einiges tun, was wieder positive Signale in die 
Gesellschaft sendet. Zum Beispiel: Anstellung von Musliminnen mit Kopftuch (die Qualifikation 
vorausgesetzt). Dadurch hätte die Bevölkerung die Chance, diese Musliminnen am Schalter oder anderswo 
zu erleben und ihre Einstellung gegen Kopftuchträgerinnen zu ändern. Danach könnte die Privatwirtschaft 
auch leichter solche Musliminnen anstellen (Kopftuchträgerinnen bekommen keine Lehrstellen oder 
Arbeitsstellen!). Dies würde einen grossen Beitrag zur Integration leisten.  
 
 
6. Was können Sie als Dachverband unternehmen, um die Integration der Muslime zu verbessern?  
 
Nach unseren Möglichkeiten organisieren wir unterschiedlichste Aktivitäten, z.B. interreligiöse 
Veranstaltungen, TOM (Tag der offenen Moscheen), wir empfehlen Musliminnen und Muslimen, sich in den 
lokalen Vereinen ihrer Gemeinden zu engagieren (Sportvereine, Frauenvereine,…), wir versuchen den 
Religionsunterricht in den Moscheen auf Deutsch einzuführen und die Predigte in den Moscheen auf 
Deutsch zu halten, Veranstaltungen mit den Parteien, Referate mit der Polizei (Brückenbauer Projekt), usw. 
 
 
7. In den Medien und in der Öffentlichkeit werden den Muslimen immer wieder verstärkte Desintegration 
und Integrationsunwilligkeit vorgeworfen. Wie beurteilen Sie diesen Vorwurf? 
 
Dieser Vorwurf ist ganz und gar ungerechtfertigt. Die Musliminnen und Muslime sind zum grössten Teil sehr 
gut integriert (was aber nicht heisst, dass kein Verbesserungspotential vorhanden ist). Eine Muslimin, die in 
Zürich geboren und aufgewachsen ist, perfekt „Züri-Dütsch“ spricht, eine gute Ausbildung hat, ist nicht 
deshalb desintegriert, weil sie halt ein Kopftuch trägt (in vielen Gemeinden wird dies als Grund zur 
Ablehnung der Einbürgerung vorgebracht).  
 
 
8. Denken Sie, dass es Muslime gibt, die vermehrt Mühe haben, sich zu integrieren? Oder gewisse Gruppen 
von Muslimen? Z.B. abhängig von sozialem Status (Bildung/Einkommen), Alter, Geschlecht, Nationalität, 
ethnischer Herkunft, Religiosität? 
 
Die Integrationsfähigkeit der Musliminnen und Muslime hängt natürlich von all diesen Parametern ab. 
Wenn die Menschen Mühe haben, sich schnell zu integrieren (fehlende Sprachkenntnisse, niedriger 
Bildungsstand), werden sie dennoch die Integration vollziehen können, wenn sie gut genug betreuet 
werden und genügend Zeit und Chancen haben. Mit der zweiten und dritten Generation löst sich dieses 
Problem wahrscheinlich allerdings von selbst. 
 
 
9. Wie und wo können sich diese Integrationsschwierigkeiten konkret zeigen? 
 
Integrationsschwierigkeiten zeigen sich oft als Kommunikationsprobleme der Eltern mit der 
Lehrkörperschaft der Kinder, mit der Gemeindeverwaltung, mit den Nachbarn. Solche Probleme sind auch 
bei der Wohnungs- und Stellensuche festzustellen. 
 
 
10. Was wünschen sich Muslime in Zürich von der Aufnahmegesellschaft (Bevölkerung in Zürich), um besser 
integriert zu sein und sich auch besser integriert zu fühlen? 
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Die Aufnahmegesellschaft sollte den Willen haben, die muslimische Minderheit zu integrieren (nicht zu 
assimilieren), indem sie diese einfach als Menschen mit anderem Glauben, dem Islam respektieren, ihnen 
gestatten, dass sie ihre religiösen Bedürfnisse im Rahmen der garantierten Religionsfreiheit befriedigen, 
bzw. ihnen diesbezüglich keine Verbote auferlegen und Diskriminierungen unterlassen. 
 

10.2.5. Cem Lütfi Karatekin, Präsident der BMK  

Schriftliche Befragung per E-Mail (25. Januar 2010) 
 
 
1. Wie sieht der Kontakt mit der Koordination für Religionsfragen/Integration Basel aus? 
 
Wir treffen uns regelmässigen und pflegen gute Kontakte zur Koordination für Religionsfragen. Wir sind 
immer in Austausch zu aktuellen Themen, vertreten die Basler Muslime/innen beim Runder Tisch der 
Religionen und bei diversen staatlichen und kantonalen stellen. 
 
 
2. Wäre eine Muslim-spezifische Integrationspolitik wichtig? 
 
Muslim bedeutet nicht gleich Ausländer. Die Integrationspolitik bezieht sich mehrheitlich auf Migranten und 
Immigranten, obwohl man das Spektrum Integration noch weiter ausdehnen könnte, wie Integration in 
einen Arbeitsmarkt, Integration in eine Schule u.s.w. was ja nicht nur die Ausländer betrifft. 
Eine Muslim-spezifische Integrationspolitik wäre nicht sinnvoll. Lösungen bei Problembehandlungen sollte 
man natürlich auch die Muslime berücksichtigt, aber da die meisten ausländischen Muslime gut integriert 
sind in das System, sehen wir kein so hohes Bedarf an Integrationspolitik. Wenn eine politische Tätigkeit 
verübt werden sollte, dann sollte das für alle Religionsangehörigen gelten wie Christen, Juden u.s.w. 
 
 
3. Welche Integrationsmassnahmen werden in Basel speziell für Muslime getroffen? 
 
Es stehen gute Austauschplattformen zur Verfügung wie der Runde Tische der Religionen, Interreligiöses 
Forum Basel, Grabstätte für Muslim/innen u.s.w. Nebenbei findet noch ein gemeinsames Fastenessen 
einmal im Jahr statt, wo Politiker, diverse kantonale Vertreter/innen der Integrationsstellen und Muslime 
sich an einem neutralen Ort treffen um gemeinsam zu essen und den Austausch zu fördern. 
 
 
4. Reichen diese Massnahmen Ihrer Meinung nach aus? Wird genügend unternommen? 
 
Leider wird der Druck auf die Muslime grösser, da einige gewisse Politische Parteien islamfeindliche 
Positionen beziehen und der Bevölkerung Angst schüren, was unangebracht ist. Meist werden dazu die 
Medien in Anspruch genommen. Medien ermöglichen uns, an Dingen teilzunehmen, die wir nicht direkt 
erleben. Sie strukturieren aber gleichzeitig die Wahrnehmung dieser Dinge. Der Anteil des nicht selbst 
Erlebten nimmt in unserem Alltag ständig zu und damit auch das vorstrukturierte „falsche“ Wissen. So wird 
das hiesige Islambild vor allem durch die Auslandsberichterstattung geprägt, und diese Gewichtung 
bestimmt bereits die wahrgenommenen Aspekte, welche nicht unbedingt vollständig sein müssen. Eine 
nationale Berichterstattung über die gute Integration der Muslime, oder die Projekte welche von 
Muslime/innen für die Integration getätigt werden, werden einfach in den Medien nicht gezeigt. Doch 
dagegen kann auch die Stadt Basel nicht viel Unternehmen. 
 
 
5. Was könnte zusätzlich noch unternommen werden? 
 
Die Kantone Basel-Stadt und Basel-Land könnten positive Signale senden, wenn sie ausgebildete 
Musliminnen mit Kopftüchern in den staatlichen Stellen anstellen würde. Diese Anstellungen könnten viele 
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Vorurteile abbauen, und den Status zur Private Unternehmungen öffnen, welche auch Musliminnen 
ermöglichen, sich am Arbeitsmarkt zu integrieren und Teil zu nehmen. 
 
 
6. Was können Sie als Dachverband unternehmen, um die Integration der Muslime zu verbessern? 
 
Unsere Aufgabe ist es, den Kontakt zwischen den Muslimen und den Behörden zu fördern und Pflegen. Wir 
dienen als Brückenbauer und erteilen Kurse und Tagungen bezüglich den Rechten, Pflichten und 
Gepflogenheiten in der Schweiz. Durch unsere Infrastruktur erreichen wir auch schwer zugängliche 
Migranten/innen. Nebenbei ermöglichen wir den Tag der offenen Moschee oder nehmen Teil an 
Multikulturellen Anlässen u.s.w. 
 
 
7. In den Medien und in der Öffentlichkeit werden den Muslimen immer wieder verstärkte Desintegration 
und Integrationsunwilligkeit vorgeworfen. Wie beurteilen Sie diesen Vorwurf? 
 
Medien ermöglichen uns, an Dingen teilzunehmen, die wir nicht persönlich oder direkt erleben. Diese 
Vorwürfe sind sehr ungerecht gegenüber den sehr gut integrierten Musliminnen. Wenn eine Ärztin, 
Lehrerin, Ökonomin u.s.w. ein Kopftuch trägt um Ihren Glauben zu leben, wird Sie automatisch als 
Desintegriert dargestellt. 
 
 
8. Denken Sie, dass es Muslime gibt, die vermehrt Mühe haben, sich zu integrieren? Oder gewisse Gruppen 
von Muslimen? Z.B. abhängig von sozialem Status (Bildung/Einkommen), Alter, Geschlecht, Nationalität, 
ethnischer Herkunft, Religiosität? 
 
Dazu kann ich Ihnen das Zitat von Dr. Sabine Schiffer empfehlen, die unsere Gedanken gut in Worte 
interpretiert hat: 
„1,2 Mrd. Individuen auf der Welt sind Muslime. Sie sind in verschiedenen Ländern und Erdteilen zu Hause, 
sie leben in der Stadt oder auf dem Land, sie sind arm oder reich, sie sind gebildet oder nicht, sie sind mal 
regierungspolitisch beteiligt, mal nicht, sie sind zufrieden oder nicht, haben ein aussichtsreiches Leben vor 
oder hinter sich oder nicht, können reisen oder nicht… und so weiter und so fort. 
Diese unterschiedlichsten sozio-kulturellen Faktoren machen deutlich, dass es sich um eine Vielzahl von 
unterschiedlichen Lebensrealitäten handeln muss. Dennoch lässt sich feststellen, dass Muslime zunehmend 
als homogene Masse, die zudem bedrohlich und mindestens noch rückständig ist, wahrgenommen werden. 
Wie kommt es, dass nicht die Vielfalt, sondern die Einfalt Einzug in unsere Vorstellungen gehalten hat 
angesichts der Tatsache, dass die Vermittler des Bildes vom jeweils Anderen doch frei sind in einer 
demokratischen Gesellschaft?“ 
 
 
9. Wie und wo können sich diese Integrationsschwierigkeiten konkret zeigen? 
Der Anfang einer Integrationsschwierigkeit ist die hiesige Landessprache. Ohne diese Sprache und das 
Wissen über die Rechte, Pflichten und Gepflogenheiten entstehen immer wieder Schwierigkeiten. Dies 
betrifft alle Organe wo direkter Kontakt entsteht, sei es bei der Wohnungssuche, bei der Kommunikation 
zwischen Schule und Kind, bei den Spitälern u.s.w. 
 
 
10. Was wünschen sich Muslime in Basel von der Aufnahmegesellschaft (Bevölkerung in Basel), um besser 
integriert zu sein und sich auch besser integriert zu fühlen? 
 
An erster Linie müssen wir betonen, dass die Stadt Basel eine gute Aufnahmegesellschaft ist. Natürlich gibt 
es in Multikulturellen Gesellschaften immer wieder kleinere Konflikte, diese sollten aber überwunden 
werden in dem man das Gegenüber akzeptiert und respektiert. Wenn keine Akzeptanz und kein Respekt 
mehr vorhanden ist, dann entstehen Diskriminierungen und Vorurteile. 
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10.3. Tabelle zur Inhaltsanalyse  
 Zürich Basel Bern 
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Wenig muslim-spezifische 
Probleme 
 
Was haben zwei Muslime 
miteinander gemeinsam? 
 
Probleme, von denen 
Muslime überdurchschnittlich 
stark betroffen sind, kein 
religiöses Erklärungsmuster 
 
Mittelmeer-Ehre-Schande-
Scham-Komplex; Prestige und 
Status bei Unterschichten 
 
Andere wertkonservative 
patriarchalische Strukturen, 
Homophobie 
 
Muslim-spezifisch: 
Ausgrenzung durch 
internationalen Diskurs um 
9/11 
 
Automatische Integration 
über Generationen 
zurückgeworfen 
 
Zwangsverheiratung und 
Genitalverstümmelung keine 
islamischen Fragenstellungen 
 
Zwangsheirat und 
Genitalverstümmelung nichts 
mit Islam als solches zu tun; 
Diskurs hat desintegrierende 
Wirkung 
 
Religion als Hemmnis (auch 
als Unterstützung) im 
Integrationsprozess; 
wertkonservative, religiöse 
Strukturen 
 
Probleme mit einzelnen 
Gruppen (Schweizer 
Ehemänner) 
 
Mitberücksichtigung des 
religiösen Aspekts, nicht aber 
Frage der Problemfassung  
 
Mitberücksichtigung der 
enthaltenen muslimischen 
Motivationen eines 
Problems, aber keine 
Überbewertung 
 

 
Religionszugehörigkeit fast nie 
ausschlaggebend für 
Integrationsprobleme 
 
Integrationsschwierigkeiten nicht an 
religiöser Zugehörigkeit festmachen 
 
Fokus auf kleinen Gruppen von 
Strenggläubigen; Muslime als heterogene 
Gruppe 
 
Religiös begründete Fälle sind die 
Ausnahme 
 
Integrationsschwierigkeiten eher 
schichtspezifisch bestimmt 
 
Re-Traditionalisierung; Familie und 
Religion als Rückzugsort 
 
Abgrenzung gegen Väter-Generation; 
Zweit- oder Drittgeneration nicht 
unproblematisch 
 
Integration über Generationen hinweg 
kein Automatismus 
 
Genitalbeschneidung und Zwangsehe 
kein eigentliches Islamproblem 
 
Viele der sogenannten 
Integrationsprobleme werden 
fälschlicherweise dem Islam angehängt; 
politische Instrumentalisierung 
 
Unterscheidung Probleme des Staates 
und der Leute 
Problem des Staates: schwache 
Organisationsstrukturen, wenig 
institutionalisiert 
Ambivalentes Verhältnis zum Staat 
 
Probleme im öffentlichen Raum 
 
Schwimmunterricht; aufgebauschtes 
Problem 
 
Wie viele Ressourcen oder Kraft hat eine 
Institution oder eine Person, um 
Fremdheit aufzufangen?; wachsende 
soziale Heterogenität an der Schule 
 
Erstaunlich wenig reale Probleme, aber 
sehr viele gefühlte 
 
 

 
Keine spezifischen Probleme im 
Zusammenhang mit Muslimen 
bekannt 
 
Keine muslimische 
Integrationsunwilligkeit oder 
Desintegration feststellbar 
 
Integrationsschwierigkeiten 
betreffen einzelne Personen aus 
allen Herkunfts- und 
Religionsgruppen 
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Fast keine 
Integrationsaktivitäten 
speziell für Muslime 
 
Sachen, die man machen 
könnte, müssen in andere 
Arbeiten einfliessen 
 
Einbezug in den 
interreligiösen Dialog 
 
Einladung der Imame und der 
Vereine als Wertschätzung 
 
Den Muslimen gegenüber 
einen anderen Diskurs führen 
 
Eine Identität: Die eines 
Zürchers (Integration, 
Identitätsfragen) 
 
Wahrnehmung des 
Anderssein ist schwierig zu 
beeinflussen 
 
Letztendlich: Einstehen für 
die Möglichkeit, Religion 
sichtbar ausleben zu können; 
Verteidigung von 
Freiheitswerten 
 

 
Gemeinsames Fastenbrechen mit den 
Moscheevereinen 
 
Interreligiöser Dialog auf Vereinsebene; 
Runder Tisch 
 
Handreichung für Schulen 
 
Schulung/Weiterbildung zum Thema 
Information für religiöse Betreuungs- und 
Schlüsselpersonen 
 
Sensibilisierungsarbeit 
 
„Kompaktwissen: Religiöse 
Betreuungstätigkeit und Lehrtätigkeit 
HSK“ 
 
Doppelbemühung Muslim-spezifische 
und allgemeine Anlässe 
 
Die Leute erreichen und die Ängste 
bekämpfen ist schwierig 
Kopftuch: Kein Zwang und kein Verbot; 
Fehleinschätzung, dass jede 
Kopftuchträgerin gezwungen worden ist; 
fehlender Kontakt 
 

 
Keine Muslim-spezifischen 
Integrationsmassnahmen 
 
Keine diesbezüglichen Anfragen 
oder Anstösse 
 
Notwendig wäre gegebenenfalls 
Sensibilisierungs- und 
Informationsarbeit auf Seiten der 
einheimischen Bevölkerung 
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Kein Bedarf an Muslim-
spezifischer 
Integrationspolitik 
 
„Es geht immer um etwas 
Grösseres“ 
 

 
Keine explizit Muslim-spezifische 
Integrationspolitik, aber man muss „à 
jour“ sein 
 
Besser hinschauen und verschiedene 
Massnahmen ergreifen 
 
 

 
Keine Muslim-spezifische 
Integrationspolitik 
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Problem und Bemühung, die 
VIOZ an der Stange zu halten 
 
Debakel um 
Minarettverbotsinitiative 
 
IF als verlässlicher Partner; 
fehlende Politiker/Vertreter 
in der muslimischen 
Gemeinschaft 
 
Dachverband zum 
Weitermachen motivieren 
 

 
BMK funktioniert nicht gut 
 
BMK funktioniert vereinsrechtlich 
gesehen nicht 
 
Problem des Staates: schwache 
Organisationsstrukturen, wenig 
institutionalisiert 
BMK muss Organisations- und 
Informationsstrukturen verbessern 
 
Es bräuchte mehr muslimische Vertreter 
mit einer Bildung 
 
Ambivalentes Verhältnis zum Staat 
 

 
Keinen Kontakt zur Umma 
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Veränderungen in der 
Zuwanderung; Die Neue 
Zuwanderung 
 
Künftige muslimische 
Zuwanderung 
 

 
Aktuelle Zuwanderung nicht mehr Balkan 
und bildungsfern sondern vor allem EU; 
Nachwirkung davon, was staatliche 
Integrationspolitik verpasst hat 
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Muslim-spezifisch: 
Ausgrenzung durch 
internationalen Diskurs um 
9/11 
 
Ausgrenzungsschichten – 
Politischer Diskurs 
 
Islam-Frage als 
internationaler Diskurs; 
Besonderheit bei der 
Integration von Muslimen 
 
Gegendiskurs gegen 
Abstimmungsdiskurs nicht 
möglich 
 
Diskurs hat desintegrierende 
Wirkung 
 
Resignation durch 
Ausgrenzung 
 
Ausgrenzung erhöht die 
Bedeutung des korrekten 
Verhaltens der Familie 
 

 
Politische Instrumentalisierung 
 
Unterschätzung der politischen 
Stimmung 
 
Politische Stimmung darf nicht 
unterschätzt werden 
 
Muslime können sagen, was sie wollen, 
es interessiert niemanden 
 
Umgang mit Medien; negativ berichtet 
man, sonst nicht 
 
„Hinter dem Schleier“ 
 
Fokus Islam ist Realität; internationale 
Begebenheiten spielen mit 
 
 

 
- 

 

Geordnet nach Überschriften und Konzepten sowie jeweiliger Stadt (vgl. Kapitel 2.2.2. 

Datenauswertung). 
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10.4. Adressen der kontaktierten Personen bzw. Institutionen  

 
 
Integrationsförderung Zürich 
Christof Meier 
Stadthausquai 17 
8022 Zürich 
 
 
Koordination für Religionsfragen 
Lilo Roost Vischer 
Steinengraben 5 
4051 Basel 
 
 
Kompetenzzentrum Integration Bern 
Ursula Heitz 
Effingerstrasse 21 
3001 Bern 
 
 
VIOZ (Vereinigung der Islamischen Organisationen in Zürich) 
Taner Hatipoğlu 
Postfach 1273 
8021 Zürich 
 
 
BMK (Basler Muslim Kommission) 
Cem Lütfi Karatekin 
Postfach 2272 
4002 Basel 
 
 
Umma – Islamischer Kantonal Verband 
Muhammad Tufail 
Lindenrain 2a 
3008 Bern 
 


